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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
18. Juli 1973 -1/4 (IV/1)-- 680 70 -- E- Um 7/73, 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäisthen Gemein- 
schaften vom 29. Juni 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Alle Mitgliedstaaten haben gemäß der ersten und 
zweiten Richtlinie des Rates vom 11. April 1967 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Umsatzsteuer*) das Mehrwert- 
steuersystem eingeführt. 

In Durchführung des Ratsbeschlusses vom 21 . April 
1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mit- 
gliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaf- 
ten^) wird der Haushalt der Gemeinschaften, unbe- 
schadet sonstiger Einnahmen, vollständig aus eige- 
nen Mitteln der Gemeinschaften finanziert; diese 
Mittel umfassen unter anderem Mehrwertsteuerein- 
nahmen, die sich aus der Anwendung eines gemein- 
samen Satzes auf eine steuerpflichtige Bemessungs- 
gnmdlage ergeben, welche einheitlich nach Gemein- 
schaftsvorschriften bestimmt wird. 

Es ist erforderlich, die effektive Liberalisierung 
des Personen-, Güter-, Dienstleistungs- und Kapital- 
verkehrs und die Verfleditimg der Volkswirtschaften 
im Hinblick auf die stufenweise Verwirklichung 
einer Wirtschafts- und Währungsunion zu beschleu- 
nigen. 

Als allgemeine Verbrauchsteuer ist die Mehrwert- 
steuer als geeignetster Maßstab für die Fähigkeit der 
Staaten gewählt worden, zur Deckung des Finanz- 
bedarfs der Gemeinschaften beizusteuem; grund- 
sätzlich müssen deshalb alle Lieferungen und Einfuh- 
ren von Gegenständen sowie alle Dienstleistungen 
dieser Steuer unterliegen. 

Dabei ist das Ziel im Auge zu behalten, die Be- 
steuerung der Einfuhr imd die steuerliche Entlastimg 
der Ausfuhr im Handelsverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten zu beseitigen und zugleich die Neutra- 
lität des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems in 
bezug auf den Ursprung der Gegenstände und 
Dienstleistimgen zu wahren, damit schließlich ein 
gemeinsamer Markt verwirklicht wird, auf dem ein 
gesunder Wettbewerb herrscht und der die gleichen 
Merkmale wie ein echter Binnenmarkt auf weist. 

Die Mitgliedstaaten dürfen den territorialen An- 
wendimgsbereich der Steuer nur dann einengen, 
wenn dadurch der Grundsatz der Neutralität der 
Verbrauchsbesteuerung nicht verletzt und ihr Bei- 
trag zu den eigenen Mitteln der Gemeinschaft nicht 
gemindert wird. 


Die Begriffsbestimmung des Steuerpflichtigen ist 
in der Weise genauer zu fassen, daß darin insbe- 
sondere auch bestimmte gelegentlich bewirkte Um- 
sätze einbezogen werden, um eine bessere Steuer- 
neutralität zu gewährleisten. 

Die Begriffsbestimmung des steuerbaren Umsatzes 
hat insbesondere hinsichtlich der diesem Umsatz 
gleichgestellten Umsätze und der Bauleistungen 
Schwierigkeiten verursacht; es muß deshalb dafür 
eine genauere Definition gegeben werden. 

Der Ort des steuerbaren Umsatzes hat insbeson- 
dere hinsichtlich der Lieferung eines Gegenstands 
mit Montage und des Ortes der Dienstleistung zu 
Kompetenzkonflikten zwischen den Mitgliedstaaten 
geführt; als Ort der Dienstleistung muß gnmdsätz- 
lich der Ort gelten, an dem der Dienstleistende den 
Sitz seiner beruflichen Tätigkeit hat, damit zu dem 
Zeitpunkt, ii^ dem das in Artikel 4 der ersten Richt- 
linie genannte Ziel verwirklicht wird, die Rechts^ 
Vorschriften der Mitgliedstaaten nicht mehr geän- 
dert werden müssen. 

Die Begriffsbestimmungen des Steuertatbestands 
und des Steueranspruchs müssen harmonisiert wer- 
den, damit die Anwendung und die späteren Ände- 
rungen des gemeinschaftlichen Satzes der Mehrwert- 
steuer in allen Mitgliedstaaten zum gleichen Zeit- 
punkt wirksam werden. 

Auch die Besteuerungsgrundlage bedarf einer Har- 
monisierung, damit die Anwendung des gemein- 
schaftlichen Satzes der Mehrwertsteuer auf die 
steuerbaren Umsätze in allen Mitgliedstaaten ver- 
gleichbare Ergebnisse erbringt. 

Die von den Mitgliedstaaten angewandten Steuer- 
sätze müssen den normalen Abzug der Steuerbela- 
stung der vorausgehenden Umsatzstufe ermöglichen. 

Im Hinblick auf eine gleichmäßige Erhebung der 
eigenen Mittel in allen Mitgliedstaaten ist es erfor- 
derlich, eine gemeinsame Liste der Steuerbefreiun- 
gen aufzustellen f diese Steuerbefreiuilgen müssen, 
um den Charakter der Mehrwertsteuer als einer all- 
gemeinen Verbrauchsteuer zu wahren, so wenig xim- 
fangreich wie möglich sein. 

Die Steuerabzugsregelung muß insoweit harmo- 
nisiert werden, als sie tatsächlich die Höhe der Be- 
steuerung beeinflußt; die Gegenstände und Dienst- 
leistimgen, bei denen kein Recht auf Steuerabzug 
gegeben ist, müssen in einer gemeinsamen Liste auf- 
geführt werden-, die Pro-rata-Sätze des Steuerabzugs 
müssen in allen Mitgliedstaaten auf gleiche Weise 
berechnet werden. 

Es muß eindeutig festgelegt werden, wer Steuer- 
schuldner ist, insbesondere bei bestimmten Dienst- 
leistungen, bei denen der Dienstleistende im Aus- 
land ansässig ist. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 71 
vom 14. April 1967, S. 1301/67 ff. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970 
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Der für die Feststellung der Steuerschuld und der 
Entrichtung der Steuer maßgebliche Zeitpunkt bedarf 
einer gemeinsamen Definition, damit die Gemein- 
schaft ihren Anspruch auf die eigenen Mittel in allen 
Mitgliedstaaten zum gleichen Zeitpimkt geltend 
machen kann. 

Die Pflichten der Steuerpflichtigen müssen soweit 
wie möglich harmonisiert werden, um ein Mindest- 
maß an Gleichmäßigkeit bei der Steuererhebung in 
allen Mitgliedstaaten sicherzustellen; die Steuer- 
pflichtigen haben periodische Steuererklärungen 
über den Gesamtbetrag ihrer Eingangs- und Aus- 
gangsumsätze abzugeben, damit die Erhebung der 
eigenen Mittel überwacht werden kann. 

Es bedarf einer Harmonisierung der bestehenden 
verschiedenen Sonderregelungen, wobei es jedoch 
möglich erschien, den Mitgliedstaaten die Wahl der 
Sohderregelung für die Kleinunternehmen unter der 
Voraussetzung zu überlassen, daß Steuerermäßigun- 
gen nicht den Unternehmen gewährt werden dürfen, 
deren Umsatz eine bestimmte Höhe übersteigt, damit 
der Betrag der eigenen Mittel durch die Unterschiede 
zwischen den Regelungen nicht merklich beeinflußt 
wird; es wurde für erforderlich erachtet, die Steuer- 
belastung von gebrauchten Gegenständen zu verrin- 
gern, um bestimmte Umsatzarten nicht zu benach- 
teiligen; es ist ferner notwendig, daß die Mitglied- 
staaten, die eine Pauschalregelung wählen, um den 
Landwirten, die nicht für die Anwendung der nor- 
malen Mehrwertsteuerregelung optieren, einen Aus- 
gleich für die Vorsteuerbelastungen zu gewähren, 
diesen Ausgleich auf einer gemeinsamen Grundlage 
vornehmen, damit die Mehrwertsteuerbelastung 
keine unbekannte, von Land zu Land unterschied- 
liche Größe darstellt und damit die Gleichmäßigkeit 
der Erhebung der eigenen Mittel nicht beeinträch- 
tigt wird. 

Es ist ferner erforderlich, eine koordinierte An- 
wendung der Bestimmungen dieser Richtlinie zu ge- 
währleisten und hierzu ein wirksames Gemein- 
schafts verfahren vorzusehen, mit dem im Bedarfsfall 
und innerhalb angemessener Fristen die erforder- 
lichen Durchführungsmaßnahmen getroffen werden 
können; die Einsetzung eines Mehrwertsteuer aus - 
Schusses macht es möglich, eine enge und wirkungs- 
volle Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaa- 
ten und der Kommission in diesem Bereich herbei- 
zuführen — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Abschnitt I: Einleitende Bestimmungen 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten passen ihre gegenwärtige Mehr- 
wertsteuerregelung den Bestimmungen der folgen- 
cien Artikel an. 


Sie erlassen so bald wie möglich die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften, damit die An- 
passimgsvorschriften ab 1. Januar 1975 in Kraft tre- 
ten. 


Abschnitt II: Steueranwendungsbereich 

Artikel 2 

Der Mehrwertsteuer unterliegen: 

1. Lieferungen von Gegenständen und Dienstlei- 
stungen, die ein Steuerpflichtiger ün Inland ge- 
gen Entgelt ausführt ; 

2: die Einfuhr von Gegenständen; 

3. der Bezug der in Artikel 16 Absatz lÖ genannten 
Dienstleistungen im Inland durch einen Steuer- 
pflichtigen, die von einem im Ausland ansässi- 
gen Dienstleistenden erbracht werden, sowie der 
Bezug der dort genannten Dienstleistungen im 
Inland durch einen Nichtsteueipflichtigen, die 
von einem außerhalb der Gemeinschaft- ansässi- 
gen Dienstleistenden erbracht werden. 


Abschnitt IH: Territorialität 

Artikel 3 

1. Das „Inland" umfaßt das gesamte Hoheitsgebiet 
des einzelnen Mitgliedstaates einschließlich der 
Hoheitsgewässer. Es kann auch den Festlandsok- 
kel umfassen. 

2. Ein Mitgliedstaat, der im Zeitpunkt der Verab- 
schiedung dieser Richtlinie den im Absatz 1 nie- 
dergelegten Grundsatz nicht voll anwendet und 
diese Rechtslage beibehalten will, wendet sich 
innerhalb von drei Monaten, nachdem die vor- 
liegende Richtlinie verabschiedet worden ist, an 
die Kommission. 

Die Kommission verfügt vom Tag dieser Antrag- 
stellung an über eine Frist von sechs Monaten, 
um darüber mit den Mitgliedstaaten Konsultatio- 
nen, insbesondere hinsichtlich der Auswirkungen 
auf die Wettbewerbsneutralität und die gemein- 
schaftlichen eigenen Einnahmen, durchzuführen 
und dem Rat Vorschläge zu unterbreiten, der 
darüber binnen sechs Monaten mit qualifizierter 
Mehrheit beschließt. 

Erläßt der Rat iimerhalb dieser Frist keine Ent- 
scheidung, werden die vorgeschlagenen Bestim- 
mungen von der Kommission erlassen. 

Solange eine Entscheidung auf Gemeinschafts- 
ebene nicht ergangen ist, darf der Mitgliedstaat 
die beantragte abweichende Regelung anwenden. 
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Abschnitt rV: Steuerpflichtiger 

Artikel 4 

1. Als „Steuerpflichtiger“ gilt, wer selbständig re- 
gelmäßig und unabhängig von ihrem Ort Lei- 
stungen, die zu den in Absatz 2 genannten wirt- 
schaftlichen Tätigkeiten gehören, oder wer ge- 
legentlich eine der in Absatz 3 genannten Lei- 
stungen erbringt, gleichgültig zu welchem Zweck 
und mit welchem Ergebnis. 

2. Die in Absatz 1 genannten wirtschaftlichen Tätig- 
keiten sind alle Tätigkeiten eines Erzeugers, 
Händlers oder Dienstleistenden einschließlich der 
Tätigkeiten der Urproduzenten, der Landwirte 
sowie der freien Berufe und diesen gleichgestell- 
ten Berufe. 

3. Unter die in Absatz 1 genannten Leistungen fal- 
len: 

a) Die Nutzung von körperlichen oder nicht kör- 
perlichen Gegenständen zur nachhaltigen Er- 
zielung von Einnahmen; 

b) die Lieferung von Gebäuden oder Gebäude- 
teilen und dem dazugehörigen Grund und 
Boden, wenn die Lieferung erfolgt, bevor sie 
zum ersten Mal bezogen worden sind. Als 
Gebäude gilt jedes mit dem Boden fest ver- 
bundene Bauwerk; 

c) die Lieferung von Baugrundstücken. Als Bau- 
grundstück gelten: 

— erschlossene oder mit unfertigen oder zum 
Abbruch bestimmten Gebäuden bebaute 
Grundstücke sowie das Recht zur Aufstok- 
kung bestehender Gebäude; 

— vorstehend nicht genannte Grundstücke, 
bei deren Erwerb sich der Käufer verpflich- 
tet, innerhalb von vier Jahren ein Gebäu- 
de darauf zu errichten. 

4. Der in Absatz 1 genannte Begriff „selbständig" 
schließt die Lohn- und Gehaltsempfänger und 
sonstige Personen von der Besteuerung aus, die 
an ihren Arbeitgeber durch einen Arbeitsvertrag 
oder einen ähnlichen Vertrag, der ein enges Ver- 
hältnis der Unterordnung schafft, gebunden sind. 
Bis zu dem Zeitpunkt, in dem das in Artikel 4 
der ersten Richtlinie des Rates vom 11. April 
1967 genannte Ziel verwirklicht ist, steht es je- 
dem Mitgliedstaat frei, auf seinem Hoheitsgebiet 
ansässige Personen, die zwar rechtlich unabhän- 
gig, aber durch finanzielle, wirtschaftliche und 
organisatorische Beziehungen untereinander ver- 
bünden sind, zusammen als einen Steuerpflichti- 
gen zu behandeln. 

5. Staat, Länder, Gemeinden und Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts gelten nicht als Steuerpflich- 
tige, soweit sie Tätigkeiten ausüben, die ihnen 
im Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen. 


Falls sie jedoch die in Absatz 1 genannten Lei- 
stungen erbringen, gelten sie für diese Leistun- 
gen als Steuerpflichtige. Unter diese Vorschrift 
fallen die Tätigkeiten der Rundfunk- und Fem- 
sehanstalten sowie die landwirtschaftlichen Inter- 
ventionsstellen für ihre Umsätze von landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen, die in Anwendung der 
Verordnungen über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für diese Erzeugnisse bew.irkt werden. 


Abschnitt V: Steuerbarer Umsatz 

Artikel 5 

Lieferung von Gegenständen 

1. „Lieferung eines Gegenstands" ist die Über- 
tragung der Befähigung, wie ein Eigentümer über 
einen körperlichen Gegenstand zu verfügen. 

Den Gegenständen, auf die sie sich beziehen, 
werden gleichgestellt: 

a) alle dinglichen Rechte, die ihrem Inhaber ein 
Nutzungsrecht an Grundstücken geben. 

b) Kapitalanteile und Aktien, deren Besitz recht- 
lich oder tatsächlich das Eigentum- oder Nut- 
zungsrecht an einem Grundstück oder Grund- 
stücksteil begründet. 

2. Als Lieferungen im Sinne des Absatzes 1 gelten 

ferner: , 

a) die Übergabe eines Gegenstands auf Grund 
eines Vertrages, der die Vermietung eines 
Gegenstands während eines bestimmten Zeit- 
raums oder den Ratenverkauf eines Gegen- 
stands vorsieht mit der Klausel, daß das 
Eigentum spätestens mit Zahlung der letzten 
fälligen Rate erworben wird; 

b) die Übergabe 

— eines beweglichen Gegenstands im Rah- 
men eines Vertrags, der die Verwendung 
des Gegenstands für eine bestimmte Dauer 
ohne die Möglichkeit einer einseitigen 
Kündigung durch den Verwender vorsieht 
und der die Klausel enthält, daß der Ver- 
wender bei Vertragsablauf eine Kaufop- 
tion ausüben kann, wenn der Gesamtbe- 
trag der periodisch zu leistenden Zahlun- 
gen, die Finanzierungskosten nicht inbe- 
griffen, annähernd dem Wert des Gegen- 
stands am Tage seiner Übergabe an den 
Verwender entspricht; 

— eines unbeweglichen Gegenstands im Rah- 
men eines Vertrags, der die Verwendung 
des Gegenstands für eine bestimmte Dauer 
ohne die Möglichkeit einer einseitigen 
Kündigung durch den Verwender vorsieht, 
und insbesondere aüf Grund eines Ver- 

^ Jtrags, der die Klausel enthält, daß der Ver- 
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Wender bei Vertragsablauf ein Options- 
recht für den Kauf des Grund und Bodens 
und / oder des Gebäudes hat, wenn der für 
die Ausübung der Option zu entrichtende 
Preis: 

— lediglich ein symbolischer Betrag ist, der 
zu dem wirtschaftlichen Wert des Gegen- 
standes im Zeitpunkt der Ausübung der 
Option in keinem Verhältnis steht; 


b) die Zuordnung eines im Rahmen seines Un- 
ternehmens hergestellten oder gewonnenen 
Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen für 
Zwecke seines Unternehmens, ausgenommen 
die Fälle, in denen ihm die Anschaffung eines 
solchen Gegenstands, falls er ihn von einem 
Steuerpflichtigen bezieht, zum vollständigen 
Abzug der Mehrwertsteuer berechtigen wür- 
de; 


— oder den Wert des Grund und Bodens wie 
er bei Vertragsabschluß bestimmt ist, und/ 
oder den Restwert des Gebäudes bei Aus- 
übung der Option darstellt; 

— oder unter Berücksichtigung des tatsäch- 
lichen Wertes des Gegenstands bei Aus- 
übung der Option festgesetzt ist; 

c) die Übertragung eines Gegenstands auf Grund 
eines Vertrages über eine Einkaufs- oder Ver- 
kauf skommission; 

d) die Ablieferung eines auf Grund eines Werk- 
vertrages hergestellten beweglichen Gegen- 
stands, d. h. die Übergabe eines beweglichen 
Gegenstands, den der Auftragnehmer aus 
Stoffen her gestellt oder zusammengestellt hat, 
die der Auftraggeber ihm zu diesem Zweck 
ausgehändigt hatte, an den Auftraggeber, wo- 
bei es unerheblich ist, ob der Auftragnehmer 
hierfür einen Teil des verwandten Materials 
selbst beschafft hat oder nicht; 

e) die in Artikel 6 definierte Ablieferung von 
Bauleistungen; 

f) die Übertragung des Eigentums an einem Ge- 
gegenstand gegen Zahlung einer Entschädi- 
gung auf Grund einer behördlichen Anord- 
nung, falls eine nicht behördlich angeordnete 
Veräußerung dieses Gegenstandes der Steuer 
unterliegen würde; 

g) die Lieferungen von elektrischem Strom, Gas, 
Wärme, Kälte und ähnlichen Gütern. 

3. Einer Lieferung gegen Entgelt werden gleichge- 
stellt: 

a) der Eigenverbrauch, d. h. die Entnahme eines 
Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen 
aus seinem Unternehmen zum Zwecke des 
privaten Verbrauchs, des Verbrauchs durch 
sein Personal, oder einer unentgeltlichen Zu- 
wendung; Eigenverbrauch liegt nur insoweit 
vor, als der betreffende Gegenstand oder seine 
Bestandteile zu einem vollen oder teilweisen 
Abzug der Mehrwertsteuer berechtigt haben. 
Dagegen sind Entnahmen für Warenmuster 
und Geschenke von geringem Wert, die den 
steuerlich zulässigen Gemeinkosten zugeord- 
net werden können, nicht als steuerbare Liefe- 
rungen zu betrachten; 


c) die Zuordnung eines Gegenstands durch einen 
Steuerpflichtigen zu einem nicht besteuerten 
Tätigkeitsbereich, insoweit als dieser Gegen- 
stand bei seiner Anschaffung oder seiner Zu- 
ordnung gemäß vorstehendem Buchstaben b 
zum vollen oder teilweisen Abzug der Mehr- 
wertsteuer berechtigt hat 

4. Die Mitgliedstaaten können im Falle der Ver- 
äußerung in der Form der gesamten oder teilwei- 
sen Einbringung eines Vermögens in eine Ge- 
sellschaft oder in anderer Form sowie im Falle 
seiner gesamten oder teil weisen unentgeltlichen 
Übertragung denjenigen, der in den Genuß der 
Veräußerung oder unentgeltlichen Übertragung 
kommt, als Rechtsnachfolger des Veräußerers 
oder übertragenden ansehen, der dessen Tätig- 
keit fortsetzt. 

Artikel 6 
Bauleistungen 

Als Bauleistungen im Sinne des Artikels 5 Absatz 2 

Buchstabe e gelten: 

a) alle Arbeiten an Gebäuden, Brücken, Straßen, 
Häfen und anderen mit dem Grund und Boden 
fest verbundenen Bauwerken, wie , 

— Abbrucharbeiten, 

— Errichtung von Gebäuden, einschließlich der 
Fundamente, des Rohbaus und der Fertigstel- 
lungsarbeiten, 

— Einbau von beweglichen Gegenständen in 
ein Gebäude und insbesondere sämtliche In- 
stallationsarbeiten, 

— Ausbauten, Umbauten und Emeuerungsarbei- 
ten, 

— Instandsetzungs- und Instandhaltungsarbei- 
ten mit Ausnahme der laufenden Wartungs- 
maßnahmen; 

b) alle Arbeiten der Bodengestaltung, wie Erschlie- 
ßung von Industriegelände oder Wohngebieten, 
Parzellierung, Bodeneinebnung, Verlegung von 
Wasser- und Abwasserleitungen, elektrische In- 
stallation, Errichtung von Stützmauern, Anle- 
gen von Gärten. 

Artikel? 

Dienstleistungen 

1. Als „Dienstleistung" gilt jede Leistimg, die keine 
Lieferung eines Gegenstands im Sinne des Arti- 
kels 5 ist. 
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Diese Leistung kann unter anderem bestehen 

— in der Abtretung eines unkörperlichen Gegen- 
stands; 

— oder in der Verpflichtung, eine Handlung zu 
unterlassen bzw. eine Handlung oder eine 
Lage zu dulden; 

— oder in der Ausführung eines Dienstes auf 
Grund einer behördlichen Anordnung. 

2. Einer Dienstleistung gegen Entgelt werden 

gleichgestellt: 

a) die Verwendung eines zum Unternehmen ge- 
hörenden Gegenstands für Zwecke, die außer- 
halb des Unternehmens liegen, insoweit als 
dieser Gegenstand zum vollen oder teilwei- 
sen Abzug der Mehrwertsteuer berechtigt hat; 

b) die Dienstleistungen zwischen Personen, die 
als ein einziger Steuerpflichtiger im Sinne des 
Artikels 4 Absatz 4 zweiter Unterabsatz be- 
trachtet werden, außer in den Fällen, in denen 
eine derartige Leistung zum vollen Abzug der 
Steuern berechtigt hätte, wenn sie von einem 
anderen Steuerpflichtigen bewirkt worden 
wäre. 

Artikel 8 
Einfuhr 

Die „Einfuhr eines Gegenstands" liegt vor, wenn 
dieser Gegenstand in das Inland im Sinne des Arti- 
kels 3 gelangt. 


Abschnitt VI: Ort des steuerbaren Umsatzes 

Artikel 9 

Lieferung von Gegenständen 

Als Ort der Lieferung gilt 

a) für den Fall, daß der Gegenstand vom Lieferer, 
vom Erwerber oder von einer dritten Person 
versandt oder befördert wird, der Ort, an dem 
sich der Gegenstand zum Zeitpunkt des Beginns 
der Versendung oder Beförderung an den Erwer- 
ber befindet. Falls der Gegenstand auf Grund 
vertraglicher Vereinbarung mit oder ohne pro- 
beweise Inbetriebnahme durch den Lieferer oder 
für dessen Rechnung installiert oder montiert 
werden soll, gilt als Ort der Lieferung der Ort, 
an dem die Installation oder Montage vorgenom- 
men wird; 

b) für den Fall, daß der Gegenstand nicht versandt 
oder befördert wird, der Ort, an dem sich der 
Gegenstand zum Zeitpunkt der Lieferung befin- 
det. 


Artikel 10 
Dienstleistungen 

1. Als Ort, an dem eine Dienstleistung bewirkt 
wird, gilt der Ort, an dem der Dienstleistende 
den Sitz seiner beruflichen Tätigkeit hat, oder in 
Ermangelung eines solchen Sitzes sein Wohnort. 

2. Es gilt jedoch 

a) als Ort einer Dienstleistimg im Zusammen- 
hang mit Grundstücken und als Ort einer 
Dienstleistung zur Vorbereitung oder zur Ko- 
ordinierung der Durchführung von Bauleistun- 
gen, wie zum Beispiel die Leistungen von 
Architekten und Bauaufsichtsbüros, der Ort, 
an dem das Grundstück belegen ist; 

b) als Ort einer Beförderuhgsleistimg nach Maß- 
gabe der zurückgelegten Beförderungsstrecke 
der Ort, an dem die Beförderung jeweils statt- 
findet. 


Abschnitt VU: Steiiertatbestand und Steueranspnidi 

Artikel 11 

1 . Im Sinne dieser Richtlinie gilt als 

a) Steuertatbestand der Tatbestand, durch den 
die gesetzlichen Voraussetzimgen für die Ent- 
stehung der Steuerschuld verwirklicht wer- 
den; 

b) Steueranspruch 

— einerseits der Anspruch, den der Fiskus 
auf diese Steuerschuld von einem gege- 
benen Zeitpunkt an geltend machen kaim, 
selbst wenn Zahlungsaufschub gewährt 
wird; 

— andererseits die Verpflichtung des Steuer- 
schuldners, die Steuerschuld zu entrichten, 
die zur gleichen Zeit wie der Anspruch 
des Fiskus entsteht 

2. Bei Lieferungen von Gegenständen und Dienst- 
leistungen tritt der Steuertatbestand zu dem Zeit- 
punkt ein, in dem die Lieferung des Gegenstan- 
des oder die Dienstleistimg bewirkt wird. 

Der Steueranspruch entsteht zu dem Zeitpunkt, in 
dem der Steuertatbestand eintritt. Werden je- 
doch bei einer Lieferung von Gegenständen oder 
einer Dienstleistung Anzahlungen geleistet, be- 
vor die Lieferung durchgeführt oder die Dienst- 
leistung beendet ist, entsteht der Steueranspruch 
zum Zeitpunkt der Vereinnahmung, und zwar 
entsprechend dem vereinnahmten Betrag, 

Die Mitgliedstaaten können jedoch vorsehen, daß 
der Steueranspruch erst entsteht 
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a) im Zeitpunkt der Vereinnahmung für die von 
den in Artikel 25 genannten Kleinunterneh- 
men bewirkten Umsätze und für die an Nicht- 
steuerpflichtige bewirkten Umsätze; 

b) im Zeitpunkt der Rechnungsausstellung gemäß 
Artikel 23 Absatz 3 für die zwischen Steuer- 
pflichtigen bewirkten Umsätze. 

3. Bei der Einfuhr tritt der Steuertatbestand zu dem 
Zeitpunkt ein, in dem ein Gegenstand in das In- 
land im Sinne des Artikels 3 gelangt. 

Der Steueranspruch entsteht zu dem Zeitpunkt, 
in dem der Steuertatbestand eintritt. 

Wenn jedoch die Einfuhr Zöllen des Gemeinsa- 
men Zolltarifs, landwirtschaftlichen Abschöpfun- 
gen oder im Rahmen einer gemeinsamen Politik 
eingeführten Abgaben gleicher Wirkung unter- 
liegt, ist die Entstehung des Mehrwertsteueran- 
spruchs mit der Entstehung des Anspruchs auf 
dem Gebiet dieser gemeinsamen Abgaben ver- 
knüpft. 

Unterliegen die Gegenstände bei der Einfuhr 
einem Zoll- und / oder Steueraufschubverfahren 
der Durchfuhr, Zollagerung oder vorübergehen- 
den Einfuhr unter Zoll- und/odfer Steuerauf- 
sicht, können die Mitgliedstaaten vorsehen, daß 
der Steueranspruch erst . entsteht, wenn die Ge- 
genstände für die Zulassung zum freien Verkehr 
angemeldet werden. 


Abschnitt VIII: Besteuerungsgnmdlage 

Artikel 12 

A. Im Inland 

1. Die Besteuerungsgrundlage ist: 

a) bei Lieferungen von Gegenständen und bei 
Dienstleistungen, die nicht unter Buchstaben 
b, c und d genannt sind, der in einem Geld- 
betrag ausgedrückte Preis, den der Leistungs- 
erbringer erhält oder erhalten soll, wenn die- 
ser Betrag die einzige tatsächliche Gegenlei- 
stung für den Umsatz bildet; 

b) bei den in Artikel 5 Absatz 3 uhd Artikel 7 
Absatz 2 genannten Umsätzen, bei Tauschum- 
sätzen und allgemein in den Fällen, in denen 
der in einem Geldbetrag ausgedrückte Preis 
nicht die einzige Gegenleistung für eine Lie- 
ferung von Gegenständen oder eine Dienstlei- 
stung bildet, der „Normalwert" der Gegen- 
leistung des betreffenden Umsatzes. 

Unter „Normalwert" eines Gegenstands oder 
einer Dienstleistung ist alles zu verstehen, 


was der Abnehmer oder Dienstleistungsemp- 
fänger auf der Umsatzstufe, auf der der Um- 
satz bewirkt wird, an einen selbständigen 
Leistungserbringer im Inland zu dem Zeit- 
punkt, in dem der Umsatz bewirkt wird, un- 
ter den Bedingungen des freien Wettbewerbs 
zahlen müßte, um den gleichen Gegenstand 
oder die gleiche Dienstleistung zu erhalten; 

c) bei den in Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b ge- 
nannten Umsätzen der Gesamtbetrag der pe- 
riodischen Zahlungen, gegebenenfalls zuzüg- 
lich des für die Ausübung der Option gefor- 
derten Preises; 

d) bei Lieferungen von Gebäuden oder von 
Grundstücken anderer als der in Artikel 4 Ab- 
satz 3 Buchstaben b und c genannten Art, die 
ein Steuerpflichtiger von einem Nichtsteuer- 
pflichtigen oder von einem Steuerpflichtigen, 
der in bezug auf das Gebäude oder Grund- 
stück kein Recht auf Vor Steuerabzug besitzt, 
zum Zwecke des Wiederverkaufs erworben 
hat, kann die Besteuerungsgrundlage in dem 
Unterschied zwischen dem Verkaufspreis und 
dem Ankaufspreis bestehen. 

2. In die Besteuerungsgrundlage sind einzubezie- 
hen: 

a) die Steuern, Zölle, Abschöpfungen und Abga- 
ben mit Aushahme der Mehrwertsteuer selbst, 

b) die Nebenkosten wie Provisions-, Verpak- 
kungs-, Beförderungs- und Versicherungsko- 
sten, die der Leistungserbringer von dem Ab- 
nehmer oder Dienstleistungsempfänger for- 
dert, selbst wenn diese Nebenkosten Gegen- 
stand einer gesonderten Vereinbarung zwi- 
schen ihnen sind. 

3. In die Besteuerungsgrundlage sind nicht einzu- 
beziehen: 

a) die Preisnachlässe durch Skonto für Voraus- 
zahlung; 

b) die Rabatte und Rückvergütungen auf den 
Preis, die dem Abnehmer oder Dienstlei- 
stungsempfänger eingeräumt werden und die 
er in dem Zeitpunkt erhält, in dem der Um- 
satz bewirkt wird; 

c) die Teilzahlungs- und Verzugszinsen; 

d) die Kosten der zurückzugebenden Warenum- 
schließungen; 

e) die im' Namen und für Rechnung des Abneh- 
mers oder Dienstleistungsempfängers gezahl- 
ten Beträge, die in der Buchführung des Lei- 
stungserbringers als durchlaufende Posten be- 
handelt werden. 
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4. Bei den in Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe f genann- 
ten Umsätzen gilt der Betrag der empfangenen 
Entschädigung mit Ausnahme der Ersatzbeschaf- 
fungsentschädigung als Besteuerungsgrundlage. 


B. Bei der Einfuhr von Gegenständen 

1. Die Besteuerungsgrundlage ist; 

a) der in einem Geldbetrag ausgedrückte und 
vom Importeur entrichtete oder zu entrich- 
tende Preis, wenn dieser Betrag die einzige 
tatsächliche Gegenleistung für den eingeführ- 
ten Gegenstand darstellt; 

b) der „Normalwert", wenn ein Preis fehlt oder 
der entrichtete oder zu entrichtende Preis nicht 
die einzige Gegenleistung für den eingeführ- 
ten Gegenstand darstellt. 

Unter „Normalwert" bei der Einfuhr eines 
Gegenstands ist alles zu verstehen, was ein 
Importeur auf der Umsatzstufe, auf der die 
Einfuhr bewirkt wird, mit Ausnahme der 
Mehrwertsteuer selbst an einen selbständigen 
Leistungserbringer des Herkunftslandes des 
Gegenstands im Zeitpunkt der Entstehung 
des Steueranspruchs unter den Bedingungen 
des freien Wettbewerbs zahlen müßte, um 
den gleichen Gegenstand zu erhalten. 

2. In die Besteuerungsgrundlage sind einzubezie- 
hen: 

a) die außerhalb des Einfuhrlandes sowie die 
aufgrund der Einfuhr geschuldeten Steuern, 
Zölle, Abschöpfungen und Abgaben, mit Aus- 
nahme der Mehrwertsteuer selbst; 

b) die Nebenkosten wie Provisions-, Verpak- 
kungs-, Beförderungs- und Versicherungsko- 
sten, die bis zum ersten inländischen Bestim- 
mungsort der Gegenstände entstehen. 

3. In die Besteuerungsgrundlage sind insbesondere 
die unter Nummer A 3 Buchstaben a, b, c und d 
genannten Faktoren nicht einzubeziehen, die 
auch bei der Besteuerung von Inlandsumsätzen 
nicht zur Besteuerungsgrundlage gehören. 

4. Für vorübergehend ausgeführte Gegenstände, 
die vom Exporteur wieder eingeführt werden, 
nachdem sie im Ausland für seine Rechnung eine 
Instandsetzung, eine Umgestaltung oder eine Be- 
oder Verarbeitung erfahren haben, wird die Be- 
steuerungsgrundlage durch die angefallenen Ar- 
beits- und Materialkosten gebildet, zuzüglich der 
unter Nummer B 2 Buchstaben a und b genann- 
ten Steuern, Zölle, Abschöpfungen, Abgaben und 
Nebenkosten. 


5. Unterliegen die eingeführten Gegenstände einem 
Wertzoll des Gemeinsamen Zolltarifs, darf die 
Besteuerungsgrundlage keinesfalls niedriger sein 
als der in der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 festgelegte Zollwert zu- 
züglich der unter Nummer B 2 Buchstaben a und 
b genannten Faktoren, soweit sie nicht bereits 
darin enthalten sind. 


C. Verschiedene Bestimmungen 

1. Für Lieferungen von Gegenständen oder Dienst- 
leistungen, die ganz oder teilweise nicht bezahlt 
oder die rückgängig gemacht werden oder für die 
nach der Bewirkung der Leistung ein Preisnach- 
laß gewährt wird, wird die Besteuerungsgrund- 
lage entsprechend vermindert; die Mitgliedstaa- 
ten legen die Modalitäten für die Durchführung 
dieser Bestimmung fest. 

2. Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, für bestimmte Um- 
sätze Pauschal- oder Mindestbesteuerungsgrund- 
lagen beizubehalten oder einzuführen, um Steuer- 
hinterziehungen zu verhindern oder die Steuer- 
berechnung oder -erhebung zu vereinfachen, so 
wendet er sich gemäß dem in Artikel 31 vorge- 
sehenen Verfahren an den Mehrwertsteueraus- 
schuß. 

3. Sind die zur Ermittlung der Besteuerungsgrund- 
lage dienenden Faktoren in einer anderen Wäh- 
rung als der des Mitgliedstaates ausgedrückt, in 
dem die Wertermittlung vorgenommen wird, so 
wird der Umrechnungskurs nach den Bestimmun- 
gen des Artikels 12 der Verordnung (EWG) Nr. 
803/68 des Rates vom 27. Juni 1968 festgesetzt. 


Abschnitt IX: Steuersätze 

Artikel 13 

1. Auf die steuerbaren Umsätze ist der Satz anzu- 
wenden, der zu dem Zeitpunkt gilt, in dem der 
Steuertatbestand eintritt. In den in Artikel 11 
Absatz 3 letzter Unterabsatz genannten Fällen 
ist jedoch der Satz anzuwenden, der zu dem Zeit- 
punkt gilt, in dem die Gegenstände zum freien 
Verkehr zugelassen werden. 

2. Der Normalsatz der Mehrwertsteuer wird von 
jedem Mitgliedstaat auf einen bestimmten Vom- 
hundertsatz der Besteuerungsgrundlage festge- 
setzt, der für Lieferungen von Gegenständen und 
für Dienstleistungen gleich ist. 

3. Bestimmte Lieferungen und bestimmte Dienstlei- 
stungen können jedoch erhöhten oder ermäßig- 
ten Sätzen unterworfen werden. Jeder ermäßig- 
te Satz wird so festgesetzt, daß es normalerweise 
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möglich ist, von dem Mehrwertsteuerbetrag, der 
sidi bei Anwendung dieses Satzes ergibt, die 
gesamte nach Artikel 17 abziehbare Mehrwert- 
steuer abzuziehen. 

4. Der bei der Einfuhr eines Gegenstands anzu- 
wendende Satz ist der gleiche, wie er für die Lie- 
ferung eines gleichen Gegenstands im Inland an- 
gewandt wird. 

Abschnitt X: Steuerbefreiungen 

Artikel 14 

Steuerbefreiungen im Inland 

A. Befreiungen zugunsten bestimmter Tätigkeiten, 
die dem Gemeinwohl dienen 

1 . Die Mitgliedstaaten befreien von der Steuer: 

a) die Dienstleistungen und die dazugehörigen 
Lieferungen von Gegenständen im öffent- 
lichen Post- und Fernmeldeverkehr mit Aus- 
nahme der Personenbeförderung; 

b) die Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
dem Krankenhausaufenthalt und der Heilbe- 
handlung sowie die dazugehörigen Lieferun- 
gen von Gegenständen durch Krankenanstal- 
ten, die 

— von Einrichtungen des öffentlichen Rechts 
oder 

— von Einrichtungen ohne Gewinnstreben 
oder 

— von privaten Einrichtungen sozialer Art 
betrieben werden; 

c) die Heilbehandlungen im Bereich der Human- 
medizin, die im Rahmen der gesetzlichen Aus- 
übung der ärztlichen und arztähnlidien Berufe 
erbracht werden,- 

d) die Lieferungen von Blut und Frauenmilch; 

e) die Dienstleistungen, die Zahntechniker im 
Rahmen ihrer Berufsausübung erbringen, so- 
wie die Lieferungen von Zahnersatz durch 
Zahnärzte und Zahntechniker; 

f) die Dienstleistungen, die die selbständigen 
Zusammenschlüsse von Angehörigen ärzt- 
licher oder arztähnlicher Heilberufe an ihre 
Mitglieder für Zwecke ihrer steuerfreien Tä- 
tigkeiten erbringen; 

g) die Dienstleistungen,* die im unmittelbaren Zu- 
sammenhang mit der Sozialfürsorge oder der 
sozialen Sicherheit stehen, sowie die dazu- 
gehörigen Lieferungen von Gegenständen: 

— durch Einrichtungen des öffentlichen Rechts 
oder 


— durch Einrichtungen ohne Gewinnstreben 
oder 

— durch private Einrichtungen sozialer Art; 

h) die Dienstleistungen, die den Schutz oder die 
Erziehung von Kindern und Jugendlichen zum 
Gegenstand haben, sowie die dazugehörigen 
Lieferungen von Gegenständen: 

— durch Einrichtungen des öffentlichen Rechts 
oder 

— durch Einrichtungen ohne Gewinnstreben 
oder 

— durch private Einrichtungen sozialer Art; 

i) die Dienstleistungen und die dazugehörigen 
Lieferungen von Gegenständen, die schuli- 
schen oder erzieherischen Zwecken dienen 
oder unmittelbar den Unterricht, die Ausbil- 
dung oder die berufliche Umschulung zum 
Gegenstand haben: 

— durch Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts, 

— durch private Unterrichtsanstalten, die der 
Aufsicht der zuständigen Behörden unter- 
liegen und berechtigt sind, auf die Erlan- 
gung eines staatlich anerkannten Ab- 
schlußzeugnisses einer Schule, einer Hoch- 
schule oder eines Fachzeugnisses für einen 
Beruf vorzubereiten; 

j) die Dienstleistungen und die dazugehörigen 
Lieferungen von Gegenständen, die Einrich- 
tungen ohne Gewinnstreben, deren Zweck die 
Sportausübung oder Körperertüchtigung ist, 
an ihre Mitglieder erbringen. Diese Steuer- 
befreiung gilt ausschließlich für Leistungen in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Aus- 
übung des Sports und der Körperertüchtigung 
durch Amateure; 

k) die Leistungen der Theater, Filmclubs, die 
Konzertveranstaltungen, die Leistungen der 
Museen, Bibliotheken, öffentlichen Parks, bo- 
tanischen und zoologischen Gärten, Ausstel- 
lungen, die einen erzieherischen Charakter 
haben, und der sonstigen dem Gemeinwohl 
dienenden Tätigkeiten sozialer, kultureller 
oder erzieherischer Art, die 

— von Einrichtungen des öffentlichen Rechts 
oder 

— von Einrichtungen ohne Gewinnstreben 
oder 

— von privaten Einrichtungen sozialer Art 
betrieben werden. 

2, Es gelten als 

a) „Einrichtung ohne Gewinnstreben" alle Ein- 
richtungen, die die folgenden Voraussetzun- 
gen erfüllen: 

aa) sie streben keine Gewinnerzielung an; 
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bb) sie verwenden etwaige Gewinne aus- 
sdiließiidi zur Verbesserung oder Auf- 
rechterhaltung ihrer Leistungen; 

cc) sie verschaffen materielle Vorteile nur 
den Begünstigten oder Benutzern der be- 
treffenden Einrichtungen, nicht aber an- 
deren Personen; dieser Bestimmung steht 
es nicht entgegen, wenn diese Einrich- 
tungen eigene Arbeitskräfte im Lohn- 
oder Gehalts Verhältnis beschäftigen; 

b) „private Einrichtung sozialer Art" alle Ein- 
richtungen, deren Tätigkeiten zu gemeinnüt- 
zigen oder wohltätigen Zwecken ausgeübt 
werden und die eine der folgenden Voraus- 
setzungen erfüllen: 

aa) ihre Preise sind von den zuständigen Be- 
hörden genehmigt; 

bb) die erzielten Gewinne sind für gemein- 
nützige oder wohltätige Zwecke nach den 
von den nationalen Rechtsvorschriften 
festgelegten Voraussetzungen bestimmt. 


ß. Sonstige Steuerbefreiungen 

Die Mitgliedstaaten befreien von der Steuer: 

a) die Umsätze der Versicherungen und Rückver- 
sicherungen sowie die dazugehörigen Dienstlei- 
stungen, die von Versicherungsmaklern und -Ver- 
mittlern erbracht werden; 

b) die Dienstleistungen der Bestattungsinstitute so- 
wie die dazugehörigen Lieferungen von Gegen- 
ständen; 

c) die Lieferungen und Dienstleistungen an Einrich- 
tungen, die mit der Anlage, der Ausstattung und 
der Instandhaltung von Friedhöfen, Grabstätten 
und Denkmälern für Kriegsgefallene beauftragt 
sind; 

d) die Vermietung und Verpachtung von Grund- 
stücken mit Ausnahme 

1. der Vermietungen im Hotelgewerbe öder 
ähnlicher Art, in Ferienlagern oder auf Cam- 
pingplätzen; 

2. der gewerblichen Zwecken dienenden Grund- 
stücke wie Fabriken, Läden, Plätze und Stän- 
de, Kühlräume; 

3. der Vermietung von Schließfächern und Park- 
plätzen; 

e) die Lieferungen von Gegenständen, die für eine 
auf Grund dieses Artikels steuerbefreite Tätig- 
keit bestimmt waren, oder von Gebrauchtgegen- 
ständen im Sinne des Artikels 26, deren Anschaf- 
fung gemäß Artikel 17 Absatz 6 vom Vorsteuer- 
abzug ausgeschlossen war; 


f) die Umsätze von Geldforderungen, Aktien, 
Schuldverschreibungen und sonstigen Wertpapie- 
ren mit Ausnahme der Dokumente, die die Verfü- 
gungsmacht über Waren begründen, und der in 
Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Rech- 
te und Dokumente; 

g) die Lieferungen neuer, im Inland gültiger Post- 
wertzeichen mit Ausnahme der Lieferungen durch 
Händler von Sammlerbriefmarken; 

h) die Umsätze von Zahlungsmitteln, die nicht den 
Charakter von Sammlungsstücken haben, und 
von Währungsgold sowie die Umsätze im Konto- 
korrentverkehr; 

i) die Lieferungen von Steuermarken, Steuerzei- 
chen, Steuerbanderolen oder Steuermarken aus- 
ländischer Staaten, die an den in diese Länder 
auszuführenden Erzeugnissen oder auf den diese 
Sendungen begleitenden Rechnungen oder 
Frachtbriefen anzubringen sind; 

j) die Umsätze aus Kreditgeschäften; 

k) die Glücksspiele und Lotterien; 

l) die Lieferungen von Gebäuden oder Gebäude- 
teilen und dem dazugehörigen Grund und Boden, 
wenn die Lieferung erfolgt, nachdem sie zum 
ersten Mal bezogen worden sind, und wenn sie 
von einem Steuerpflichtigen geliefert werden, der 
in bezug auf das Gebäude kein Recht zum Vor- 
steuerabzug besitzt oder der nicht unter die in 
Artikel 12 A Nummer 1 Buchstabe d vorgesehe- 
nen Vorschriften fällt; für die Anwendung dieser 
Steuerbefreiung gelten die in Artikel 27 genann- 
ten Pauschallandwirte als Steuerpflichtige, die 
der normalen Besteuerung unterliegen-, 

m) die Lieferungen von Grund und Boden, der kein 
Baugrundstück gemäß Artikel 4 Absatz 3 Buch- 
stabe c ist. 


Artikel 15 

Steuerbefreiungen bei der Einfuhr 
Die Mitgliedstaaten befreien von der Steuer: 

1. die endgültige Einfuhr von Gegenständen, de- 
ren Lieferung durch Steuerpflichtige im Inland 
gemäß Artikel 14 Absatz A 1 Buchstabe d und 
Absatz B Buchstaben c, f, g, h und i oder gemäß 
Artikel 16 Nummern 4 bis 7 steuerfrei ist; 

2. die Einfuhr von Gegenständen, die für ein Ver- 
fahren der Durchfuhr oder der Zollagerung an- 
gemeldet worden sind, die Lieferungen dieser 
Gegenstände, solange sie diesen Verfahren un- 
terliegen, sowie die zu diesen Einfuhren und 
Lieferungen gehörigen Dienstleistungen; 
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3. die Einfuhr \on Gegenständen, die für ein Ver- 
fahren der vorübergehenden Einfuhr angemel- 
det worden sind, für die demnach eine Zollbe- 
freiung gilt oder, wenn sie aus einem Drittland 
eingeführt worden wären, gelten würde, sowie 
die Lieferungen dieser Gegenstände, solange 
sie diesem Verfahren unterliegen, und die zu 
diesen Einfuhren und Lieferungen gehörigen 
Dienstleistungen; von der Befreiung kann je- 
doch zur Vermeidung erheblicher Wettbewerbs- 
verzerrungen unter dem Vorbehalt des in Ar- 
tikel 31 vorgesehenen Verfahrens abgesehen 
werden; 

4. die endgültige Einfuhr von Gegenständen, für 
die eine nichttarifäre Zollbefreiung gilt oder, 
wenn sie aus einem Drittland eingeführt worden 
wären, gelten würde; ausgenommen sind Ge- 
genstände, deren mehrwertsteuerfreie Einfuhr 
die Wettbewerbsbedingimgen zum Nachteil des 
Binnenmarktes verfälschen könnte; 

5. die Wiedereinfuhr von Gegenständen in dem 
Zustand, in dem sie ausgeführt wurden, unter 
den Voraussetzungen und Beschränkungen, die 
für die Anwendung der Zollbefreiung gelten, 
oder von Gegenständen, die unter die Zollbe- 
befreiung fallen würden, wenn sie aus einem 
Drittland eingeführt worden wären-, das gilt 
auch für die Wiedereinfuhr von Kraftfahrzeu- 
gen, die in einem anderen Mitgliedstaat wieder 
fahrbereit gemacht werden mußten; 

6. die Einfuhr 

a) im Rahmen der diplomatischen und konsu- 
larischen Beziehungen, für die eine Zollbe- 
freiung gilt oder bei einer Einfuhr aus einem 
Drittland gelten würde; 

b) durch internationale Einrichtungen, die von 
den Behörden des Aufnahmelandes, als solche 
anerkannt sind, unter den Voraussetzungen, 
die in den Übereinkommen mit dem Sitzstaat 
bestimmt sind; 

7. die Einfuhr von Gegenständen, die unter den in 
den Gemeinschaftsregelungen festgelegten Vor- 
aussetzungen imd Beschränkungen von Reisen- 
den in ihrem persönlichen Gepäck mitgeführt 
werden; 

8. die Einfuhr von Gegenständen in Kleinsendun- 
gen unter den in den Gemeinschaftsregelungen 
festgelegten Voraussetzungen und Beschränkun- 
gen; 

9. die Einfuhr von gebrauchten Gegenständen, die 
nicht unter die obengenannten Steuerbefreiun- 
gen fallen, wem^ der Besitzer den Nachweis er- 
bringen kann, daß sie zumindest sechs Monate 
zuvor in einem anderen Mitgliedstaat mit Mehr- 
wertsteuer belastet erworben worden sind. 
Die Mitgliedstaaten können jedoch die 


Mehrwertsteuer erheben, indem sie auf den ge- 
genwärtigen Wert des Gegenstandes den am 
Tage der Einfuhr bestehenden Unterschied zwi- 
schen dem Satz der nationalen Steuer und dem 
Satz der Steuer des anderen Mitgliedstaates 
anwenden; 

10. die Einfuhr durch Unternehmen der Seefischerei, 
soweit, Gegenstand der Einfuhr ihre Fänge in 
unbearbeitetem Zustand oder pach Haltbarma- 
chung für Zwecke der Vermarktung sind; 

11. die Dienstleistungen, die keine Beförderungs- 
leistungen nach Artikel 16 Nummer 13 sind, die 
sich auf die Einfuhr von Gegenständen bezie^ 
hen und deren Wert nach den Vorschriften des 
Artikels 12 B Absatz 2 Buchstabe b in der Be- 
steuerungsgrundlage enthalten ist. 

Artikel 16 

Steuerbefreiungen bei Ausfuhrumsätzen, 
diesen gleichgestellten Umsätzen und 
grenzüberschreitenden Beförderungen 

Die Mitgliedstaaten befreien vorbehaltlich der in 
den Gemeinschaftsregelungen festgelegten Voraus- 
setzungen und Beschränkungen von der Steuer: 

1. die Lieferungen von Gegenständen, die durch 
den Lieferer oder für dessen Rechnung nach Or- 
ten außerhalb des in Artikel 3 genannten Ge- 
biets versandt oder verbracht werden; 

2. die Lieferungen von Gegenständen, die durch 
eien im Ausland ansässigen Abnehmer oder für 
dessen Rechnung nach Orten außerhalb des in 
Artikel 3 genannten Gebiets versandt oder ver- 
bracht werden, unter den von jedem Mitglied- 
staat festzulegenden Voraussetzungen; 

3. die Lieferungen von Gegenständen, die in ein 
unter Zollüberwachung stehendes Ausfuhrlager 
versandt oder verbracht oder in einem solchen 
Lager geliefert werden; 

4. die Lieferungen von Gegenständen, die zur Ver- 
sorgung von Seeschiffen bestimmt sind', unter 
dien von jedem Mitgliedstaat festzulegenden 
Voraussetzungen und mit Ausnahme der Liefe- 
rungen an Schiffe, gleich welcher Tonnage und 
Flagge, die nicht im entgeltlichen Passagierver- 
kehr und nicht für gewerbliche Zwecke oder in 
der Fischerei eingesetzt sind; 

5. die Lieferungen, Umbauten, Instandsetzungen, 
Vercharteruixgen und Vermietungen von See- 
schiffen sowie die Lieferungen, Vermietungen 
und Instandsetzungen der in diese Schiffe - ein- 
schließlich der Ausrüstung für die Fischerei - 
eingebauten Gegenstände und der Gegenstände 
für ihren Betrieb, mit Ausnahme der Schiffe, die 
nicht unter die in Nr. 4 vorgesehene Steuerbe- 
freiung fallen-. 
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6. die Lieferungen, Umbauten, Instandsetzungen, 
Vercharterungen und Vermietungen von Luft- 
fahrzeugen, die durch Luftfahrtgesellschaften 
im internationalen Verkehr verwendet werden, 
sowie die Lieferungen, Vermietungen und In- 
standsetzungen der in diese Luftfahrzeuge ein- 
gebauten Gegenstände und der Gegenstände für 
ihren Betrieb; 

7. die Lieferungen von Gegenständen, die zur Ver- 
sorgung der in Nummer 6 genannten Luftfahr- 
zeuge bestimmt sind; 

8. die innerhalb des Hafenbereichs bewirkten Um- 
sätze zur Deckung des unmittelbaren Bedarfs 
von Seeschiffen, ausgenommen Vergnügungs- 
schiffe und -boote, sowie das Lotsen, Schleppen 
und Bergen; 

9. die in internationalen Flughäfen bewirkten Um- 
sätze zur Deckung des unmittelbaren Bedarfs 
der in Nummer 6 genannten Luftfahrzeuge; 

10. die nachfolgend genannten Dienstleistungen 
unter der Voraussetzung, daß der Dienstleisten- 
de den Nachweis erbringt 

— entweder, daß der Dienstleistungsempfänger 

außerhalb der Gemeinschaft ansässig ist, 

— oder daß der Dienstleistungsempfänger ein 

Steuerpflichtiger ist, der innerhalb der Ge- 
meinschaft, jedoch außerhalb des Landes des 

Dienstleistenden ansässig ist: 

a) die Abtretung von Patenten, Warenzei- 
chen und gleichartigen Rechten sowie die 
Gewährung von Lizenzen, 

b) die Arbeiten an beweglichen körperlichen 
Gegenständen, ausgenommen die Lohn- 
veredelung nach Artikel 5 Absatz 2 Buch- 
stabe d, 

c) die Leistungen auf dem Gebiet der Wer- 
bung, 

d) die Vermietung von beweglichen körper- 
lichen Gegenständen, ausgenommen 
Kraftfahrzeuge, Luftfahrzeuge und Schif- 
fe, 

e) die Leistungen von Beratern, Ingenieuren, 
Studienbüros und ähnliche Leistungen, 

f) die Verpflichtung, eine unternehmerische 
Tätigkeit oder ein in diesem Absatz 10 
genanntes Recht ganz oder teilweise 
nicht auszuüben, 

g) die in Artikel 14 nicht genannten Bank- 
und Finanzumsätze I 

1 1 . die Dienstleistungen von Maklern und sonstigen 
in fremden Namen und für fremde Rechnung 
handelnden Mittelspersonen, wenn ihre Dienst- 
leistungen die in diesem Artikel genannten Um- 


sätze betreffen, sowie die sonstigen üblichen 
Leistungen, die unmittelbar mit der Ausfuhr von 
Gegenständen gemäß Nummern 1, 2 und 3 ver- 
bunden sind; 

12. die Lieferungen von Gegenständen und die 
Dienstleistungen, die zum Gebrauch der bei den 
einzelnen Mitgliedstaaten akkreditierten diplo- 
matischen und konsularischen Missionen oder 
zum Gebrauch der internationalen Einrichtun- 
gen, die von dem Aufnahmeland als solche an- 
erkannt sind, bestimmt sind. 

Diese Steuerbefreiung gilt unter den von jedem 
Mitgliedstaat festgelegten Voraussetzungen und 
Beschränkungen so lange, bis eine einheitliche 
Regelung gemäß dem in Artikel 31 vorgesehe- 
nen Verfahren getroffen ist. 

Der Vorteil der Steuerbefreiung kann auch im 
Wege der Steuererstattung gewährt werden; 

13. a) die Beförderungen von Gegenständen mit 

Herkunft aus dem Ausland bis zum ersten 
Bestimmungsort; 

b) die Beförderungen von Gegenständen, deren 
Bestimmungsort außerhalb des nationalen 
Hoheitsgebiets liegt, nach einem Ausfuhr- 
lager oder im Wege der Durchfuhr; 

c) die grenzüberschreitenden Beförderungen 
von Personen auf dem Luft- oder Seeweg in- 
nerhalb der in Artikel 28 bestimmten Befri- 
stung. 

Abweichend von den Bestimmungen der Buchstaben 
a und b sind die Beförderungen von Gegenständen, 
die Begleitgepäck von Reisenden sind oder mit der 
Beförderung von Reisenden Zusammenhängen, wie 
Reisegepäck und Kraftfahrzeuge, nur insoweit 
steuerbefreit, als die Beförderung dieser Personen 
steuerbefreit ist. 


Abschnitt XI: Vorsteuerabzug 

Artikel 17 

Entstehung und Umfang des Rechts 
auf Vorsteuerabzug 

1. Das Recht auf Vorsteuerabzug entsteht, wenn der 
Anspruch auf die abziehbare Steuer entsteht. 

2. Der Steuerpflichtige ist, wenn Gegenstände und 
Dienstleistungen zur Verwendung für Zwecke 
seiner besteuerten Tätigkeiten bestimmt sind, be- 
fugt, von der von ihm geschuldeten Steuer fol- 
gende Beträge abzuziehen: 

a) die Mehrwertsteuer, die ihm für an ihn gelie- 
ferte Gegenstände und an ihn erbrachte 
Dienstleistungen gemäß Artikel 23 Absatz 3 
in Rechnung gestellt wird; 
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b) die Mehrwertsteuer, die für eingeführte Ge- 
genstände geschuldet oder entrichtet und ge- 
mäß Artikel 24 erklärt wird; 

c) die Mehrwertsteuer, die gemäß Artikel 5 Ab- 
satz 3 Buchstabe b und Artikel 7 Absatz 2 
Buchstabe b geschuldet wird; 

d) die Mehrwertsteuer, die vom Empfänger einer 
in Artikel 2 Nummer 3 genannten Dienstlei- 
stung geschuldet wird. 

3. Die Mitgliedstaaten gewähren jedem Steuer- 
pflichtigen darüber hinaus den Abzug oder die 
Erstattung der Mehrwertsteuer, welche ihm für 
die an ihn gelieferten Gegenstände und für die 
an ihn erbrachten Dienstleistungen in Rechnung 
gestellt wird, insoweit diese Umsätze bestimmt 
sind zur Verwendung für Zwecke 

a) seiner wirtschaftlichen Tätigkeiten im Aus- 
land oder seiner im Ausland bewirkten Um- 
sätze im Sinne von Artikel 4 Absatz 2, die 
tatsächlich besteuert würden, wenn sie im In- 
land vorgenommen worden wären; 

b) oder seiner gemäß Artikel 16 steuerfreien 
wirtschaftlichen Tätigkeiten. 

4. Die Mitgliedstaaten erstatten jedem im Ausland 
ansässigen Steuerpflichtigen, der im Inland weder 
Gegenstände liefert noch Dienstleistungen er- 
bringt, die Mehrwertsteuer, welche ihm für die an 
ihn in diesem Inland gelieferten Gegenstände 
und erbrachten Dienstleistungen in Rechnung ge- 
stellt wird, sofern die Gegenstände oder Dienst- 
leistungen zum Vorsteuerabzug berechtigen wür- 
den, wenn dieser Steuerpflichtige seine Tätigkeit 
im Inland ausüben würde. 

Die Erstattung geschieht auf Artrag des Steuer- 
pflichtigen. Der Antrag muß sich auf einen Steuer- 
betrug von mindestens hundert Rechnungsein- 
heiten beziehen, kann jedoch mehrere Rechnun- 
gen zusammenfassen. 

5. Soweit Gegenstände und Dienstleistungen so- 
wohl für Umsätze verwendet werden, für die 
gemäß Absätze 2 und 3 ein Recht auf Vorsteuer- 
abzug besteht, als auch für Umsätze, für die die- 
ses Recht nicht besteht, ist der Vorsteuerabzug 
nur für den Teil der Mehrwertsteuer zulässig, 
der auf den Betrag der erstgenannten Umsätze 
entfällt (Allgemeine Pro-rata-Regel). 

Dieser Pro-rata-Satz wird gemäß Artikel 19 für 
die Gesamtheit der vom Steuerpflichtigen bewirk- 
ten Umsätze festgelegt. 

Um Ungleichmäßigkeiten der Besteuerung zu ver- 
meiden, können die Mitgliedstaaten 

a) dem Steuerpflichtigen gestatten, für jeden Be- 
reich seiner Tätigkeit einen besonderen Pro- 
rata-Satz anzuwenden, wenn für jeden dieser 
Bereiche getrennte Aufzeichnungen geführt 
werden; 


b) den Steuerpflichtigen verpflichten, für jeden 
Bereich seiner Tätigkeit einen besonderen 
Pro-rata-Satz anzuwenden und für jeden die- 
ser Bereiche getrennte Aufzeichnungen zu 
führen; 

c) dem Steuerpflichtigen gestatten oder ihn ver- 
pflichten, den Abzug je nach der tatsächlichen 
Zuordnung der Gesamtheit oder eines Teils 
der Gegenstände oder Dienstleistungen vorzu- 
nehmen. 

6. Nicht abziehbar ist die Mehrwertsteuerbelastung 

auf 

a) Ausgaben für Unterbringung und Beher- 
bergung, für Bewirtung mit Speisen und Ge- 
tränken, für Vergnügungen und für Beförde- 
rung von Personen, soweit es nicht Ausgaben 
eines Unternehmens sind, dessen Haupt- oder 
Nebentätigkeit in der Ausübung derartiger 
Tätigkeiten besteht; 

b) Luxusausgaben; 

c) Repräsentationsaufwendungen; 

d) Gegenstände, die mit den vorstehend unter 
Buchstaben a, b und c genannten Ausgaben 
und Aufwendungen im Zusammenhang ste- 
hen, sowie den Dienstleistungen, die sich auf 
diese Gegenstände, Ausgaben und Aufwen- 
dungen beziehen. 


Artikel 18 

Modalitäten der Ausübung des Rechts 
auf Vorsteuerabzug 

1. Um sein Recht auf Vorsteuerabzug ausüben zu 
können, muß der Steuerpflichtige 

a) über die nach Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a 
abziehbare Steuer eine gemäß Artikel 23 Ab- 
satz 3 ausgestellte Rechnung besitzen; 

b) über die nach Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe b 
abziehbare Steuer ein die Einfuhr bescheini- 
gendes Dokument besitzen, das ihn als Emp- 
fänger ausweist und die Berechnung des ge- 
schuldeten Steuerbetruges ermöglicht; 

c) in bezug auf die nach Artikel 17 Absatz 2 
Buchstaben c und d abziehbare Steuer die 
von jedem Mitgliedstaat vorgeschriebenen 
Formalitäten erfüllen. 

2. Der Vorsteuerabzug wird vom Steuerpflichtigen 
global vorgenommen, indem er von dem Steuer- 
betrug, den er für einen Erklärungszeitraum 
schuldet, den Betrag der Steuer absetzt, für die 
das Abzugsrecht entstanden ist und gemäß Ab- 
satz 1 während des gleichen Zeitraums ausgeübt 
wird (Sofortabzug). 
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steuerpflichtige, welche die in Artikel 4 Absatz 3 
Buchstaben b und c genannten Umsätze nur ge- 
legentlich bewirken, können das Abzugsrecht je- 
doch erst im Zeitpunkt der Lieferung ausüben. 

Wenn der Steuerpflichtige den Abzug irrtümlich 
oder versehentlich nicht rechtzeitig vorgenom- 
men hat, kann er sein Abzugsrecht spätestens bis 
zum 31. Dezember des Jahres ausüben, das auf 
dasjenige folgt, in dem das Abzugsrecht gemäß 
Unterabsatz 1 hätte ausgeübt werden müssen. 
Der Abzug erfolgt in diesem Falle unter den 
Voraussetzungen, die in dem Zeitpunkt galten, 
in dem das Abzugsrecht hätte ausgeübt werden 
müssen. Er kann in der gemäß Artikel 23 Absatz 
7 vorgesehenen Erklärung vorgenommen wer- 
den. 


3. übersteigt der Betrag der zulässigen Abzüge den 
Betrag der für einen Erklärungszeitraum geschul- 
deten Steuer, können die Mitgliedstaaten den 
Überschuß erstatten oder auf den folgenden Zeit- 
raum vortragen lassen. 

Der zum 31. Dezember bestehende Vorsteuer- 
überschuß wird dem Steuerpflichtigen jedoch auf 
seinen Antrag hin innerhalb einer Frist von drei 
Monaten erstattet. 


Artikel 19 

Berechnung des Pro-rata-Satzes des Vorsteuerabzugs 

1. Der Pro-rata-Satz des Vorsteuerabzugs gemäß 
Artikel 17 Absatz 5 Unterabsatz 1 ist ein Bruch; 
dieser enthält 

— im Zähler den je Kalenderjahr ermittelten 
Gesamtbetrag der zum Vorsteuerabzug gemäß 
Artikel 17 Absätze 2 und 3 berechtigenden 
Umsätze, abzüglich der Mehrwertsteuer; 

— im Nenner den je Kalenderjahr ermittelten 
Gesamtbetrag der im Zähler stehenden sowie 
der nicht zum Vorsteuerabzug berechtigen- 
den Umsätze, abzüglich der Mehrwertsteuer. 

Der Pro-rata-Satz wird je Kalenderjahr in Pro- 
zent festgesetzt und auf einen vollen Prozentsatz 
aufgerundet. 

2. In Abweichung von Absatz 1 bleibt bei der Be- 
rechnung des Pro-rata-Satzes des Vorsteuerab- 
zugs der Umsatzbetrag außer Ansatz, der auf die 
in Artikel 14 B Buchstabe f genannten Umsätze, 
auf den Verkauf der vom Steuerpflichtigen in 
seinem Unternehmen verwendeten Investitions- 
güter sowie auf Hilfsumsätze im Bereich der 
Grundstücks- oder Finanzumsätze entfällt, es sei 
denn, diese Umsätze betreffen eine berufliche 
Tätigkeit, die der Steuerpflichtige regelmäßig 
ausübt. 


3. Der für ein Kalenderjahr vorläufig geltende Pro- 
rata-Satz bemißt sich nach dem auf der Grundlage 
der Umsätze des vorangegangenen Kalenderjah- 
res ermittelten Pro-rata-Satz. Ist eine solche Be- 
zugnahme nicht möglich oder nicht stichhaltig, 
wird der Pro-rata-Satz vom Steuerpflichtigen un- 
ter Überwachung durch die Finanzverwaltung 
nach den voraussichtlichen Verhältnissen vor- 
läufig geschätzt. 

Die Festsetzung des endgültigen Pro-rata-Satzes, 
die für jedes Kalenderjahr im Laufe des folgen- 
den Jahres vorgenommen wird, führt zur Berich- 
tigung der nach dem vorläufigen Pro-rata-Satz 
vorgenommenen Vorsteuerabzüge. 


Artikel 20 

Berichtigung des Vorsteuerabzugs 

1. Der Steuerpflichtige nimmt eine Berichtigung des 
ursprünglichen Vorsteuerabzugs vor: 

a) wenn der Vorsteuerabzug höher oder niedri- 
ger ist als der, zu dessen Vornahme er gemäß 
Artikel 17, 18 und gegebenenfalls 26 berech- 
tigt war; 

b) wenn der Unterschied zwischen dem endgül- 
tigen Pro-rata-Satz und dem in Artikel 19 be- 
stimmten vorläufigen Pro-rata-Satz mehr als 
zehn Punkte beträgt; 

c) wenn sich die Faktoren, die bei der Festset- 
zung des in Artikel 18 Absatz 2 vorgesehenen 
Vorsteuerabzugsbetrags berücksichtigt wer- 
den, nach Abgabe der Erklärung geändert ha- 
ben, insbesondere im Falle rückgängiggemach- 
ter Käufe oder erlangter Rabatte; die Berich- 
tigung unterbleibt jedoch im Falle einer Zer- 
störung und eines ordnungsgemäß nachgewie- 
senen oder belegten Verlustes oder Diebstahls 
sowie in den in Artikel 5 Absatz 3 genannten 
Fällen; 

d) wenn er von der normalen Mehrwertsteuer- 
regelung auf die in Artikel 25 Absatz 1 Buch- 
stabe a oder in Artikel 27 vorgesehenen Son- 
derregelungen übergeht. Die Mitgliedstaaten 
erlassen die erforderlichen Durchführungsbe- 
stimmungen, um zu verhindern, daß der 
Steuerpflichtige im Rahmen dieser Sonderre- 
gelungen ungerechtfertigte steuerliche Vor- 
teile erlangt, die sich aus den bei der norma- 
len Mehrwertsteuerregelung vorgenommenen 
Vorsteuerabzügen ergeben. 

2. Für Investitionsgüter wird eine Berichtigung vor- 
genommen, die sich auf einen Zeitraum von fünf 
Jahren einschließlich des Erwerbsjahres erstreckt; 
sie erfaßt für jedes Jahr nur ein Fünftel der 
Steuer, mit der die Investitionsgüter belastet wa- 
ren. Die Berichtigung erfolgt unter Berücksichti- 
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gung der Schwankungen des endgültigen Pro- 
rata-Satzes der auf das Jahr des Erwerbs folgen- 
den vier Jahre gegenüber dem endgültigen Pro- 
rata-Satz des Jahres des Erwerbs. Eine Berich- 
tigung findet jedoch nicht statt, wenn der festge- 
stellte Unterschied weniger als zehn Punkte be- 
trägt. 


Abschnitt XII: Steuerschuldner 

Artikel 21 

Steuerschuldner gegenüber dem Fiskus 
Die Mehrwertsteuer schuldet; 

1. bei inländischen Umsätzen 

a) der Steuerpflichtige, der einen steuerpflichti- 
gen Umsatz bewirkt, oder der Vertreter eines 
im Ausland ansässigen Steuerpflichtigen, der 
einen steuerpflichtigen Umsatz bewirkt; 

b) der Empfänger einer in Artikel 2 Nummer 3 
genannten Dienstleistungen; 

c) jede Person, die die Mehrwertsteuer in einer 
Rechnung oder einem Dokument, das an die 
Stelle der Rechnung tritt, ausweist,; 

2. bei der Einfuhr die Person, die in den Einfuhr- 
dokumenten als Empfänger bezeichnet ist, oder 
in Ermangelung derartiger Dokumente oder einer 
derartigen Bezeichnung die Person, die die Ein- 
fuhr bewirkt. Der Empfänger, der Erklärende und 
sein Auftraggeber haften für die Steuer als Ge- 
samtschuldner. 


Abschnitt XIII: Feststellung der Steuerschuld 
und Fälligkeit der Steuer 

Artikel 22 

1. Die Feststellung der Steuerschuld erfolgt durch 
die Verwaltung auf Grund einer Steuererklärung 
des Steuerschuldners. Diese Steuererklärung 
kann von der Finanzverwaltung überprüft wer- 
den und kann danach zu einer neuen Steuerfest- 
setzung führen. In Ermangelung einer Steuerer- 
klärung kann die Steuer von Amts wegen fest- 
gesetzt werden. 

2. Die Fälligkeit der Steuer bedingt die Verpflich- 
tung, den Steuerbetrag am Ende des gesetzlichen 
Zeitraums, der auf die Abgabe der Steuererklä- 
rung bzw. auf die Feststellung der Steuerschuld 
folgt, zu entrichten. 


Abschnitt XIV: Pflichten der Steuerpflichtigen 

Artikel 23 

Pflichten bei inländischen Umsätzen 

1. Jeder Steuerpflichtige muß die Aufnahme, den 
Wechsel und die Beendigung seiner Tätigkeit als 
Steuerpflichtiger anzeigen. 

2. Jeder Steuerpflichtige muß Aufzeichnungen 
führen, die so ausführlich sind, daß sie die An- 
wendung der Mehrwertsteuer und die Über- 
prüfung durch die Steuerverwaltung ermög- 
lichen. 

3. a) Jeder Steuerpflichtige muß für Lieferungen 

von Gegenständen und Dienstleistungen, die 
er an einen anderen Steuerpflichtigen be- 
wirkt, eine Rechnung ausstellen und ein Dop- 
pel aller von ihm ausgestellten Rechnungen 
aufbewahren. 

Ebenso muß jeder Steuerpflichtige für die 
Vorauszahlungen, die er von einem anderen 
Steuerpflichtigen erhält, bevor die Lieferung 
oder Dienstleistung bewirkt ist, eine Rech- 
nung aus stellen. 

b) Die Rechnung muß den Preis ohne Steuer 
und den auf die einzelnen Steuersätze ent- 
fallenden Steuerbetrag sowie gegebenenfalls 
die Steuerbefreiung getrennt ausweisen. 

c) In dem Falle, in dem ein Mitgliedstaat von 
der in Artikel 1 1 Absatz 2 Buchstabe b vor- 
gesehenen Möglichkeit Gebrauch macht, muß 
die Rechnung innerhalb von dreißig Tagen 
nach Verwirklichung des Steuertatbestands 
ausgestellt werden. 

4. Jeder Steuerpflichtige, der der normalen Mehr- 
wertsteuerregelung unterliegt, muß jeden Monat 
eine Erklärung über die Umsätze abgeben, für 
die der Steueranspruch im vorangehenden Mo- 
nat entstanden ist; diese Erklärung muß alle für 
die Feststellung des geschuldeten Steuerbetrags 
und der vorzunehmenden Vorsteuerabzüge er- 
forderlichen Angaben einschließlich des Gesamt- 
betrages der sich auf diese Steuer und Abzüge 
beziehenden Umsätze sowie des Gesamtbetra- 
ges der steuerfreien Umsätze enthalten. 

5. Die Mitgliedstaaten können den Steuerpflich- 
tigen, die einer der Sonderregelungen gemäß 
Artikel 25 und 27 unterliegen, gestatten, viertel- 
jährliche, halbjährliche oder jährliche Steuer- 
erklärungen abzugeben, die Angaben gleicher 
Art wie die in Absatz 4 genannten Steuererklä- 
rungen enthalten müssen. 
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6. Jeder Steuerpflichtige muß bei der Abgabe der 
periodischen Steuererklärung den sich nach Vor- 
nahme des Vorsteuerabzugs ergebenden Mehr- 
wertsteuerbetrag entrichten. 

7. Der Steuerpflichtige muß gegebenenfalls im Lau- 
fe des ersten Halbjahres eines jeden Jahres 
eine Erklärung über sämtliche im vorangegan- 
genen Jahr bewirkten Umsätze abgeben, die 
alle für etwaige Berichtigungen erforderlichen 
Angaben enthält. 

8. Der Empfänger einer in Artikel 2 Nummer 3 
genannten Dienstleistung muß seiner nationalen 
Steuerverwaltung den Gegenstand der Dienst- 
leistung, den entrichteten oder zu entrichtenden 
Preis sowie die geschuldete Steuer anzeigen und 
gegebenenfalls den entsprechenden Steuerbe- 
trag an sie entrichten. 

9. Die Mitgliedstaaten können weitere Pflichten 
vorsehen, die sich als erforderlich erweisen, um 
die Erhebung der Steuer sicherzustellen und 
Steuerhinterziehungen zu bekämpfen. 

10. Die Mitgliedstaaten können Steuerpflichtige, die 
ausschließlich steuerbefreite Umsätze bewirken, 
von bestimmten Pflichten befreien. 

Artikel 24 
Pflichten bei der Einfuhr 

Jeder Mitgliedstaat erläßt bezüglich der Einfuhr von 
Gegenständen die erforderlichen Bestimmungen über 
die Abgabe der Erklärung und die Zahlung, die dar- 
aufhin erfolgen muß. 

Insbesondere können die Mitgliedstaaten vorsehen, 
daß bei der Einfuhr von Gegenständen durch be- 
stimmte Kategorien von Steuerpflichtigen die auf 
Grund der Einfuhr geschuldete Mehrwertsteuer nicht 
im Zeitpunkt der Einfuhr zu entrichten ist, unter der 
Voraussetzung, daß sie in der periodischen Steuer- 
erklärung, die der Steuerpflichtige gemäß Artikel 23 
Absatz 4 abgibt, als Einfuhrumsatzsteuer angegeben 
ist. 


Abschnitt XV: Sonderregelungen 

Artikel 25 

Sonderregelung für Kleinunternehmen 

1. Für Kleinunternehmen, bei denen die Anwen- 
dung der normalen Mehrwertsteuerregelung auf 
Schwierigkeiten stoßen würde, kann jeder Mit- 
gliedstaat unter den von ihm festzulegenden Be- 
schränkungen und Voraussetzungen und nach 
Anhörung des in Artikel 30 genannten Ausschus- 
ses für Mehrwersteuer folgende Sonderregelung 
anw enden. Er kann 


a) bis zu dem Zeitpunkt, in dem das in Artikel 4 
der ersten Richtlinie des Rates (67/227/EWG) 
vom 11. April 1967 genannte Ziel erreicht ist, 

aa) Steuerpflichtige, deren Jahresumsatz 4000 
Rechnungseinheiten nicht übersteigt, von 
der Mehrwertsteuer befreien und 

bb) Steuerpflichtigen, deren Jahresumsatz die 
von diesem Mitgliedstaat für die Steuer- 
befreiung festgelegte Höchstgrenze über- 
schreitet, jedoch 12 500 Rechnungseinhei- 
ten nicht übersteigt, eine degressive 
Steuerermäßigung gewähren; 

b) für die Besteuerung und Steuererhebung ver- 
einfachte Modalitäten anwenden, deren Aus- 
wirkungen jedoch nicht zu einer Steuerermä- 
ßigung führen dürfen. 

2. Als Umsatz, der für die Anwendung der in Ab- 
satz 1 Buchstabe a vorgesehenen Bestimmungen 
zugrunde zu legen ist, gilt der Gesamtbetrag, ab- 
züglich der darauf entfallenden Steuer, der in 
den Artikeln 5 und 7 bezeichneten Lieferungen 
von Gegenständen und Dienstleistungen, ein- 
schließlich der steuerfreien und der im Ausland 
bev/irkten Umsätze. 

Die Veräußerungen von körperlichen und nicht 
körperlichen Investitionsgütern, die zum unbe- 
weglichen Anlagevermögen des Unternehmens 
gehörten, die Lieferungen von Gebäuden und 
Baugrundstücken und die in Artikel 14.B Buch- 
staben d und f genannten Umsätze sowie die Um- 
sätze aus Vermietung und Verpachtung von 
Grundstücken bleiben bei der Ermittlung dieses 
Gesamtumsatzes jedoch außer Ansatz. 

3. Die Vorschriften des Absatzes 1 Buchstabe a sind 
auf die Steuerpflichtigen, deren Haupt- oder Ne- 
bentätigkeit die Ausführung von Grundstücks- 
umsätzen ist, und auf die in Absatz 2 Unterab- 
satz 2 genannten Umsätze nicht anzuwenden. 

4. Steuerpflichtige, die in den Genuß der Steuerbe- 
freiung kommen, sind weder berechtigt, die ihnen 
in Rechnung gestellte Mehrwertsteuer in Abzug 
zu bringen, noch die Mehrwertsteuer in ihren 
eigenen Rechnungen oder den an die Stelle einer 
Rechnung tretenden Dokumenten auszuweisen. 
Sie können jedoch für die normale Mehrwert- 
steuerregelung optieren und gegebenenfalls in 
den Genuß der in Absatz 1 Buchstabe a genannten 
degressiven Steuerermäßigung gelangen. 

5. Die Steuerpflichtigen, die in den Genuß der de- 
gressiven Steuerermäßigung gelangen, werden 
vorbehaltlich der Anwendung der Bestimmungen 
des Absatzes 1 Buchstabe b als der normalen 
Mehrwertsteuerregelung unterliegende Steuer- 
pflichtige betrachtet. 
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Artikel 26 

Sonderregelung für Gebrauditgegenstände 

1. Unter „Gebrauchtgegenständen" sind gebrauchte 
bewegliche Gegenstände zu verstehen, die in un- 
verändertem Zustand oder nach Instandsetzung 
wiederverwendet werden können, mit Ausnahme 
von Originalkunstwerken, die von der Hand des 
Künstlers geschaffen worden sind, von Antiqui- 
täten, Sammlungsstücken, Sammlerbriefmarken 
und alten Münzen. 

2. In Abweichung von den Vorschriften der Artikel 
17 und 18 

a) berechtigt die Lieferung eines Gebrauchtge- 
genstandes durch einen Nichtsteuerpflichtigen 
an einen Steuerpflichtigen, der diesen Gegen- 
stand zum Wiederverkauf bestimmt, den Er- 
werber, einen Vorsteuerabzug vorzunehmen, 
der auf der Grundlage des Ankaufspreises 
dieses Gegenstandes unter Anwendung des 
beim Erwerb geltenden Steuersatzes berech- 
net wird; das gilt nicht, wenn der steuerpflich- 
tige Erwerber der Sonderregelung gemäß 
Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe a unterliegt; 

b) berechtigt die Lieferung eines Gebrauchtge- 
genstandes, für den gemäß Artikel 17 Absatz 6 
der Vorsteuerabzug nicht vorgenommen wor- 
den ist, durch einen Steuerpflichtigen den Er- 
werber ebenfalls, einen Vorsteuerabzug, der 
nach den Bestimmungen des Buchstaben a be- 
rechnet wird, vorzunehmen, wenn der Erwer- 
ber ein Steuerpflichtiger ist, der den Gegen- 
stand zum Wiederverkauf bestimmt. 

3. Der in Absatz 2 vorgesehene Vorsteuerabzug 
darf vier Fünftel des beim Wiederverkauf ge- 
schuldeten Steuerbetruges nicht übersteigen. Eine 
Berichtigung des ursprünglichen Vorsteuerabzugs 
wird gegebenenfalls beim Wiederverkauf vorge- 
nommen. 

4. Die Mitgliedstaaten können die Anwendung der 
Vorschriften der Absätze 2 und 3 von der Erfül- 
lung besonderer Auflagen der Verwaltung ab- 
hängig machen. 

Artikel 27 

Gemeinsame Pauschalregelung für 
landwirtschaftliche Erzeuger 

1. Die Mitgliedstaaten können auf landwirtschaft- 
liche Erzeuger, bei denen die Anwendungen der 
normalen Mehrwertsteuerregelung oder gege- 
benenfalls der vereinfachten Regelung gemäß 
Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b auf Schwierig- 
keiten stoßen würde, die in den nachstehenden 
Absätzen vorgesehene Pauschalregelung an- 
wenden. 


2. Im Sinne dieses Artikels gelten als 

— „landwirtschaftlicher Erzeuger" ein Steuer- 
pflichtiger, der im Rahmen seines landwirt- 
schaftlichen, forstwirtschaftlichen oder Fi- 
schereibetriebs die in Anhang A genannten 
Erzeugertätigkeiten ausübt-, 

— „landwirtschaftlicher, forstwirtschaftlicher 
oder Fischereibetrieb" die Betriebe, die in 
dem einzelnen Mitgliedstaat als solche gel- 
ten; 

— „Pauschallandwirt" ein landwirtschaftlicher 
Erzeuger, der unter die in Absatz 7 und 
folgende vorgesehene Pauschalregelung 
fällt; 

— „landwirtschaftliche Erzeugnisse" die Gegen- 
stände, die aus den in Anhang A aufgeführ- 
ten Tätigkeiten stammen und die von den 
landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen 
oder Fischereibetrieben des einzelnen Mit- 
gliedstaates erzeugt werden; 

— „landwirtschaftliche Dienstleistungen" die 
in Anhang B aufgeführten Dienstleistungen, 
die von einem landwirtschaftlichen Erzeuger 
mit Hilfe seiner eigenen Arbeitskraft und/ 
oder der normalen Ausrüstung seines land- 
wirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen oder 
Fischereibetriebes vorgenommen werden; 

— „Mehrwersteuer- Vorbelastung" die nach 

den Bestimmungen des Absatzes 3 berech- 
nete Mehrwertsteuer-Gesamtbelastung, die 
auf den Gegenständen und Dienstleistungen 
ruht, welche einerseits von der Gesamtheit 
aller landwirtschaftlichen und Fischereibe- 
triebe und andererseits von der Gesamtheit 
aller forstwirtschaftlichen Betriebe jedes Mit- 
gliedstaates bezogen worden sind, soweit die- 
se Steuer bei einem der normalen Mehrwert- 
steuerregelung unterliegenden landwirt- 
schaftlichen Erzeuger gemäß Artikel 17 ab- 
zugsfähig sein würde. 

— „Pauschalausgleich-Prozentsätze" die Pro- 
zentsätze, die die Mitgliedstaaten nach den 
Bestimmungen des Absatzes 4 festsetzen und 
in den in Absatz 7 genannten Fällen anwen- 
den, damit die Pauschallandwirte den pau- 
schalen Ausgleich der Mehrwertsteuer-Vor- 
belastung erlangen. 

3. Die Kommission ist beauftragt, die Höhe der 
Mehrwertsteuer- Vorbelastung in jedem einzel- 
nen Mitgliedstaat nach der in Anhang C darge- 
stellten gemeinsamen Berechnungsmethode zu 
berechnen. Diese Berechnungen werden unter 
Zugrundelegung der makro-ökonomischen Da- 
ten der letzten zwei Jahre durchgeführt, die von 
den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Anwen- 
dung der in Anhang C dargestellten gemeinsa- 
men Berechnungsmethode beschafft werden. 
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Neuberechnungen durch die Kommission erfol- 
gen alle drei Jahre sowie im Falle von Ände- 
rungen der in den einzelnen Mitgliedstaaten 
geltenden Steuersätze oder der Listen der die- 
sen Steuersätzen unterliegenden Gegenstände 
und Dienstleistimgen, sofern diese Ändenmg 
geeignet erscheinen, die Höhe der Mehrwert- 
steuer-Vorbelastung in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten zu beeinflussen. 

Die Bemessung der Höhe der Mehrwertsteuer- 
Vorbelastung erfolgt auf Grund der Berechnun- 
gen, deren Ergebnisse auf ein Zehntel Prozent 
abgerundet werden, nach dem in Artikel 31 vor- 
gesehenen Verfahren in der Weise, daß die 
Festsetzung erfolgen kann: 

— zum ersten Mal spätestens am 30. September 
1974, 

— • bei jeder dreijährigen Neuberechnung, spä- 
testens am 30. September des dritten Jahres, 

— im Falle von Änderungen, die geeignet er- 
scheinen, die Höhe der Vorbelastung zu be- 
einflussen, so bald wie möglich. 

Die Mitgliedstaaten beschaffen der Kommission 
die für die Anwendungen der gemeinsamen Be- 
rechnungsmethode erforderlichen makro-ökono- 
mischen Daten und Informationen: 

— zum ersten Mal spätestens am 30. Mai 1974, 

— • bei jeder dreijährigen Neuberechnung, spä- 
testens am 30. Juni des dritten Jahres, 

— im Falle von Änderungen, die geeignet er- 
scheinen, die Höhe der Vorbelastung zu be- 
einflussen, so bald wie möglich. 

4. Die einzelnen Mitgliedstaaten setzen zwei Pau- 
schalausgleich-Prozentsätze fest, deren . Höhe 
nicht mehr als 90 v. H. der gemäß Absatz 3 fest- 
gesetzten Mehrwertsteuer- Vorbelastung betra- 
gen darf, und zwar: 

a) einen Satz, der zum Ausgleich der Vorbela- 
stung der landwirtschaftlichen Betriebe imd 
Fischereibetriebe dient imd bei Lieferungen 
von aus der Landwirtschaft und Fischerei 
stammenden landwirtschaftlichen Erzeugnis- 
sen und landwirtschaftlichen Dienstleistun- 
gen, die ein Pauschallandwirt bewirkt, anzu- 
wenden ist; 

b) einen Satz, der z\im Ausgleich der Vorbela- 
stung der forstwirtschaftlichen Betriebe 
dient und bei Lieferungen von aus der Forst- 
wirtschaft stammenden landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen, die ein Pauschallandwirt be- 
wirkt, anzuwenden ist. 

Die Mitgliedstaaten können unter dem Vorbe- 
halt des in Artikel 30 vorgesehenen Verfahrens 


zur Konsultation des Mehrwertsteuer- Ausschus- 
ses den unter Buchstabe a genannten Pauschal- 
ausgleich-Prozentsatz nach Teilbereichen der 
Landwirtschaft oder nach Landwirtschaft im 
eigentlichen Sinne und Fischerei diffenrenzie- 
ren. In diesem Fall wenden sie einzelne Pau- 
schalausgleich-Prozentsätze auf die landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse dieser Teilbereiche 
oder der Landwirtschaft im eigentlichen Sinne 
und der Fischerei an. Keiner dieser differen- 
zierten Pauschalausgleich-Prozentsätze darf 
höher sein als der unter Buchstabe a genannte 
Pauschalausgleich-Prozentsatz. 

5. Im Hinblick auf einen schrittweisen Übergang 
der Pauschallandwirte zur Anwendung der nor- 
malen Mehrwertsteuerregelung oder gegebe- 
nenfalls der vereinfachten Regelung gemäß Ar- 
tikel 25 Absatz 1 Buchstabe b dürfen die in dem 
einzelnen Mitgliedstaat angewandten Pauschal- 
ausgleich-Prozentsätze die nachstehenden 
Höchstsätze nicht übersteigen: 

— ab Beginn des vierten Jahres nach Inkraft- 
treten dieser Richtlinie: 80 v. H. der Mehr- 

, wertsteuer-Vorbelastimg, die gemäß Ab- 
satz 3 festgesetzt ist; 

— ab Beginn des siebenten Jahres nach Inkraft- 
treten dieser Richtlinie: 70 v. H. der Mehr- 
wertsteuer-Vorbelastung, die gemäß Ab- 
satz 3 festgesetzt ist 

6. Die Mitgliedstaaten können die Pauschalland- 
wirte von den Pflichten befreien, die den Steuer- 
pflichtigen gemäß Artikel 23 obliegen. 

7. Die Pauschallandwirte haben unter den in den 
folgenden Absätzen vorgesehenen Vorausset- 
zimgeji einen Anspruch auf den Ausgleich der 
Mehrwertsteuer-Vorbelastung, und zwar durch 
Anwendling des in Absatz 4 vorgesehenen Pau- 
schalausgleich-Prozentsatzes auf den Preis ohne 
Steuer der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, die 
sie geliefert haben, und der landwirtschaftlichen 
Dienstleistungen, die sie bewirkt haben. Dieser 
Ausgleich schließt jeden weiteren Vorsteuerab- 
zug aus. 

8. Die Mitgliedstaaten können für die Lieferungen 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und die land- 
wirtschaftlichen Dienstleistungen, die ein Pau- 
schallandwirt an einen Steuerpflichtigen be- 
wirkt, der kein Pauschallandwirt ist, vorsehen, 
daß die Zahlung des Pauschalausgleich-Prozent- 
satzes geschieht: 

a) entweder durch den steuerpflichtigen Ab- 
nehmer oder Leistungsempfänger, 

b) oder durch den Fiskus. 
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9. Bei den in Absatz 8 nicht genannten Lieferungen 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und landwirt- 
schaftlichen Dienstleistungen geschieht die Zah- 
lung des Pauschalausgleichs-Prozentsatzes durch 
den Abnehmer oder Leistungsempfänger. 

10. Bei den in Absatz 8 genannten Umsätzen muß 
der steuerpflichtige Abnehmer oder Leistungs- 
empfänger 

— einen Ankaufs- bzw. Bezugsbeleg in zwei- 
facher Ausfertigung ausstellen, der an die 
Stelle der Rechnung tritt und in dem unter 
anderem der Preis ohne Steuer sowie in den 
Fällen, die in Absatz 8 Buchstabe a bezeich- 
net sind, der sich aus der Anwendung des 
Pauschalausgleichs-Prozentsatzes ergebende 
Betrag, den er an den Pauschallandwirt ge- 
zahlt hat, gesondert ausgewiesen sindj der 
steuerpflichtige Abnehmer oder Leistungs- 
empfänger kann jedoch anstatt von Einzel- 
belegen einen Sammelbeleg über die in 
einem bestimmten Zeitraum bei ein und dem- 
selben Pauschallandwirt getätigten Bezüge 
ausstellen*, 

— dem Pauschallandwirt eine Ausfertigung die- 
ses Ankaufs- bzw. Bezugsbelegs aushändi- 
gen; 

— eine vom Landwirt gegengezeichnete Aus- 
fertigung dieses Belegs aufbewahren. Die 
Modalitäten werden von den Mitgliedstaaten 
festgesetzt; 

— in den in Absatz 8 Buchstabe a bezeichneten 
Fällen ist der steuerpflichtige Abnehmer oder 
Leistungsempfänger befugt, von der von ihm 
geschuldeten Mehrwertsteuer den Betrag in 
Abzug zu bringen, den er entsprechend dem 
Pauschalausgleich-Prozentsatz an den Pau- 
schallandwirt gezahlt und in dem Ankaufs- 
bzw. Bezugsbeleg ausgewiesen hat, 

11. Keinen Anspruch auf Zahlung des Pauschalaus- 
gleich-Prozentsatzes geben dem Pauschalland- 
wirt die folgenden Umsätze: 

a) die von einem Pauschallandwirt bewirkten 
Ausfuhren, 

b) die von einem Pauschallandwirt bewirkten 
Lieferungen nicht landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse und die von ihm bewirkten Dienst- 
leistungen, die keine landwirtschaftlichen 
Dienstleistungen sind. 

12. Von der Pauschalregelung ausgeschlossen sind 
die folgenden Umsätze: 

a) die Lieferungen, die von Pauschallandwirten 
mit kommerziellen Methoden bewirkt wer- 
den oder die sich beziehen 


— auf landwirtschaftliche Erzeugnisse, die 
mit Hilfsmitteln be- oder verarbeitet wor- 
den sind, die üblicherweise in landwirt- 
schaftlichen, forstwirtschaftlichen oder 
Fischereibetrieben nicht verwendet wer- 
den, 

— oder auf Gegenstände, die nicht in dem 
landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen 
oder Fischereibetrieb des nämlichen Pau- 
schallandwirts erzeugt worden sind, und 
zwar über eine Grenze hinaus, die von 
den Mitgliedstaaten vorbehaltlich des in 
Artikel 30 vorgesehenen Verfahrens zur 
Konsultation des Mehrwertsteueraus- 
schusses festgesetzt wird-, 

b) die Dienstleistimgen, die ein Pauschalland- 
wirt regelmäßig und/oder mit Hilfe einer 
Ausrüstung bewirkt, die nach den typischen 
Merkmalen seines landwirtschaftlichen, 
forstwirtschaftlichen oder Fischereibetriebes 
nicht üblich ist 

Bei diesen Umsätzen unterliegt der Pauschal- 
landwirt der normalen Mehrwertsteuerregelimg 
oder gegebenenfalls der vereinfachten Rege- 
lung gemäß Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b. 

Die Mitgliedstaaten setzen die Anwendimgs- 
modalitäten für die in diesem Absatz vorge- 
sehenen Vorschriften fest. 

13. Von der Pauschalregelung ausgeschlossen und 
obligatorisch der normalen Mehrwertsteuerre- 
gelung oder gegebenenfalls der vereinfachten 
Regelimg- gemäß Artikel 25 Absatz 1 Buch- 
stabe b unterworfen sind : 

a) die landwirtschaftlichen Erzeuger, die auch 
eine wirtschaftliche Tätigkeit nicht landwirt- 
schaftlicher Art ausüben, für die sie bereits 
der normalen Mehrwertsteuerregelung oder 
der vereinfachten Regelung gemäß Artikel 
25 Absatz 1 Buchstabe b unterliegen; 

b) die landwirtschaftlichen Erzeuger, deren Jah- 
resumsatz ihres landwirtschaftlichen, forst- 
wirtschaftlichen oder Fischereibetriebs 50 000 
Rechnüngseinheiten übersteigt; 

c) die landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen 
oder Fischereibetriebe, die die Rechtsform 
einer Personen- oder Kapitalgesellschaft ha- 
ben. 

14. Jedem Mitgliedstaat steht es frei, bestimmte 
Gruppen landwirtschaftlicher Erzeuger und auch 
diejenigen landwirtschaftlichen Erzeuger von 
der Pauschalregelung auszuschließen, bei denen 
die Anwendung' der normalen Mehrwertsteuer- 
regelung oder gegebenenfalls der vereinfachten 
Regelung gemäß Artikel 25 Absatz 1 Buch- 
stabe b keine verwaltimgsmäßigen Schwierig- 
keiten aufwirft. 
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15. Jeder Pauschallandwirt hat das Recht, für die 
Anwendung der normalen Mehrwertsteuerre- 
gelung oder gegebenenfalls der vereinfachten 
Regelung gemäß Artikel 25 Absatz 1 Buch- 
stabe b zu optieren; die Modalitäten und Vor- 
aussetzungen werden von dem einzelnen Mit- 
gliedstaat bestimmt. 

16. Vor Ablauf des sechsten Jahres nach Inkraft- 
treten dieser Richtlinie legt die Kommission 
dem Rat neue Vorschläge über die Anwendung 
der Mehrwertsteuer auf Umsätze von landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen und Dienstleistungen 
vor. 

17. Die in diesem Artikel genannten Anhänge A, B 
und C können nach dem Verfahren des Arti- 
kels 31 geändert werden. 


Abschnitt XVI: Übergangsbestimmungen 

Artikel 28 

1. Die Steuerbefreiung gemäß Artikel 16 Num- 
mer 13 Buchstabe c ist bis zum 1. Januar 1977 
anwendbar. 

Die Kommission legt dem Rat rechtzeitig Vor- 
schläge über die steuerliche Regelung der grenz- 
überschreitenden Personenbeförderung auf dem 
Luft- und Seewege vor, die ab 1. Januar 1977 an- 
zuwenden ist. 

2. Die von den Mitgliedstaaten gegebenenfalls ge- 
mäß Artikel 17 der zweiten Richtlinie des Rates 
Nr. 67/228/EWG vom 11. April 1967 in Kraft ge- 
setzten Vorschriften sind ab 1. Januar 1975 nicht 
mehr anwendbar. 

Jedoch können die Mitgliedstaaten, die von der 
nach dem genannten Artikel - letzter Gedanken- 
strich - gegebenen Möglichkeit zur Steuerbe- 
freiung mit etwaiger Erstattung der auf der vor- 
ausgehenden Stufe entrichteten Steuern Ge- 
brauch gemacht haben, die am 1. April 1973 oder 
im Zeitpunkt der Anwendung der zweiten Richt- 
linie des Rates Nr. 67/228/EWG vom 11. April 
1967 geltenden Befreiungen beibehalten bis zu 
einem Zeitpunkt, der vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission festgesetzt wird und der nicht spä- 
ter liegt als der Zeitpunkt der Beseitigung der 
Besteuerung der Einfuhr und der steuerlichen 
Entlastung der Ausfuhr im Handelsverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten. Die Mitgliedstaaten 
erlassen die erforderlichen Vorschriften, wonach 
die Steuerpflichtigen verpflichtet sind, den in 
Übereinstimmung mit dieser Richtlinie bestimm- 
ten tatsächlichen Betrag der somit befreiten Um- 
sätze in den Steuererklärungen anzugeben. 


3. Die Mitgliedstaaten, die von der Vorschrift des 
Absatzes 2 Unterabsatz 2 Gebrauch machen, lie- 
fern der Kommission alle zwei Jahre, zum ersten 
Mal vor dem 30. Juni 1975, die informatorischen 
Angaben, nach denen beurteilt werden kann, ob 
die Bedingungen weiterhin fortbestehen, mit 
denen die Beibehaltung der in diesem Unterab- 
satz genannten Befreiungen begründet worden 
ist. Die Kommission berücksichtigt diese Angaben 
in den gemäß Artikel 32 vorgesehenen Berichten 
und macht bei dieser Gelegenheit Vorschläge zur 
stufenweisen Anpassung der obengenannten Be- 
freiungen an die sich aus der Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion ergebenden 
V erpflichtungen. 


Abschnitt XVII: Ausschuß für Mehrwertsteuer 

Artikel 29 

1. Es wird ein Ausschuß für Mehrwertsteuer einge- 
setzt, der nachstehend als „Ausschuß" bezeichnet 
wird. Er setzt sich aus Vertretern der Mitglied- 
staaten zusammen. Den Vorsitz führt ein Ver- 
treter der Kommission. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 30 

Unbeschadet der gemäß Artikel 25 und 27 zwingend 
vorgeschriebenen Fälle der Konsultation kann der 
Ausschuß jede von seinem Vorsitzenden aus eige- 
ner Initiative oder auf Antrag des Vertreters eines 
Mitgliedstaates aufgeworfene Frage prüfen, die sich 
auf die Durchführung eines die Mehrwertsteuer be- 
treffenden Rechtsaktes der Gemeinschaften bezieht. 


Artikel 31 

1. Unbeschadet der Vorschriften der Artikel 12, 15, 
16 und 27 werden die für die Anwendung dieser 
Richtlinie erforderlichen Maßnahmen nach dem in 
den Absätzen 2 und 3 festgelegten Verfahren be- 
schlossen. 

2. Der Vertreter der Kommission legt dem Aus- 
schuß die zu treffenden Bestimmungen, die ins- 
besondere etwaige Auswirkungen hinsichtlich 
der Wettbewerbsneutralität sowohl auf nationa- 
ler als auch auf internationaler Ebene und hin- 
sichtlich der Eigenmittel zu berücksichtigen ha- 
ben, im Entwurf vor. Der Ausschuß gibt seine 
Stellungnahme hierzu innerhalb einer Frist ab, 
die der Vorsitzende entsprechend der Dringlich- 
keit der betreffenden Frage festsetzen kann. Der 
Ausschuß beschließt mit einer Mehrheit von ein- 
undvierzig Stimmen, wobei die Stimmen der Mit- 
gliedstaaten gemäß Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen werden. Der Vorsitzende nimmt 
an der Abstimmung nicht teil. 


21 



Drucksache 7/913 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


3. a) Die Kommission erläßt die geplanten Bestim- 
mungen, wenn der Ausschuß hierzu befür- 
wortend Stellung genommen hat. 

b) Hat der Ausschuß zu den geplanten Bestim- 
mungen ablehnend oder überhaupt nicht Stel- 
lung genommen, legt die Kommission dem 
Rat unverzüglich einen Vorschlag über die zu 
treffenden Maßnahmen vor. Der Rat be- 
schließt mit qualifizierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten nach der Vorlage des Vorschlags 
darüber nicht beschlossen, werden die vorge- 
schlagenen Bestimmungen von der Kommis- 
sion erlassen. 


Abschnitt XVIII: Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 32 

Die Kommission legt dem Rat nach Konsultation der 
Mitgliedstaaten zum ersten Mal am 1. Januar 1976 
und danach alle zwei Jahre einen Bericht über das 
Funktionieren des gemeinsamen Mehrwertsteuer- 
systems in den Mitgliedstaaten vor. 


Artikel 33 

Der Rat erläßt im Interesse des Gemeinsamen Mark- 
tes zu gegebener Zeit auf Vorschlag der Kommis- 


sion entsprechende Richtlinien, die darauf hinzie- 
len, das gemeinsame Mehrwertsteuersystem zu ver- 
vollständigen und insbesondere die abweichenden 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten schrittweise einzu- 
schränken oder zu beseitigen, damit schließlich eine 
Übereinstimmung der nationalen Mehrwertsteuer- 
systeme erreicht und somit die Verwirklichung des 
in Artikel 4 der ersten Richtlinie genannten Zieles 
vorbereitet wird. 


Artikel 34 

Die nachstehenden Bestimmungen der ersten Richt- 
linie des Rates Nr. 67/227/EWG vom 11. April 1967 
werden hiermit aufgehoben: 

a) Absatz 4 von Artikel 2, 

b) Artikel 5. 


Artikel 35 

Die zweite Richtlinie des Rates Nr. 67/228/EWG vom 
11. April 1967 tritt ab 1. Januar 1975 außer Kraft. 


Artikel 36 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Liste der Tätigkeiten landwirtsdiaf tlicher Erzeuger 


Anhang A 


I. Landbau im eigentlichen Sinne 

1. Allgemeine Landwirtschaft einschließlich Weinbau 

2. Obstbau (einschließlich Olivenbau) und Gartenbau (Gemüse, Blumen und 
Zierpflanzen.), auch in Treibhäusern 

3. Erzeugung von Pilzen, Gewürzen und Kräutern; Erzeugung von Saat- und 
Pflanzgut; Baumschulen 

XL Tierzucht und Tierhaltung im Zusammenhang mit der Bodenausnutzung 

1. Viehzucht und Viehhaltung 

2. Geflügelwirtscfaaft 

3. Kaninchenzucht und -haltung 

4. Imkerei 

5. Seidenraupenzucht 

6. Schneckenzucht 

in, Forstwirtschaft 

IV. Fischerei 

1 . Süßwasserfischerei 

2. Teichwirtschaft 

3. Muschel- und Austemzucht und Zucht von anderen Weich- und Schalen- 
tieren 

4. Froschzucht 

V. Als Tätigkeiten landwirtschaftlicher Erzeugung gelten ebenfalls die Tätig- 
keiten der Be- und Verarbeitung, die ein Landwirt mit Hilfsmitteln, die 
üblicherweise in landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen oder Fischerei- 
betrieben verwendet werden, an Erzeugnissen vornimmt, die im wesent- 
lichen aus seiner landwirtschaftlichen Erzeugung stammen. 
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Anhang 6 


Liste der landwirtsdiaftlidien Dienstleistungen 


— Die Feldbearbeitung, das Mähen, Dreschen, Pressen, Einsammeln und Ein- 
bringen der Ernte einschließlich der Aussaat und Anpflanzung; 

— das Verpacken und Aufbereiten wie das Trocknen, Reinigen, Zerkleinern, die 
Desinfektion und Silierung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen; 

— das Einlagen! von landwirtschaftlichen Erzeugnissen; 

— die Tierhaltung, Tierzucht und das Mästen von Tieren; 

— die Vermietung landwirtschaftlicher Maschinen; 

— die technische Hilfe; 

— die Unkraut- und Schädlingsbekämpfung, das Bespritzen von Pflanzen und 
Anbauflächen; 

— ^ das Betreiben von Bewässerungsanlagen; 

— das Schneiden und Fällen von Bäumen und andere forstwirtschaftliche Dienst- 
leistungen. 
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Anhang C 

Gemeinsame Beredmungsmethode 

L Bei der Berechnung der Mehrwertsteuer-Vorbelastung der Gesamtheit der 
landwirtschaftlichen und Fischereibetriebe einerseits und der Gesamtheit der 
forstwirtschaftlichen Betriebe andererseits in jedem einzelnen Mitgliedstaat 
werden berücksichtigt: 

1. die Endproduktion ohne Mehrwertsteuer der unter Nummer III und IV 
aufgeführten Wirtschaftszweige „Erzeugnisse der Landwirtschaft und 
Jagd“ und „Rohholz", denen die Erzeugnisse, die aus den in Nummer V 
des Anhangs A genannten Tätigkeiten einer Be- und Verarbeitung stam- 
men, hinzugerechnet werden; 

2. die Vorleistungen, die zur Erzielung des unter Nummer 1 definierten Pro- 
duktionswertes erforderlich sind; 

3. die Bruttoanlageinvestitionen, die in Verbindung mit den in Anhang A 
definierten Tätigkeiten vorgeriommen werden. 

II. Die Mehrwertsteuer-Vorbelastung wird aüsgedrückt als Verhältnis zwischen 
der Summe der gemäß Artikel 17 dieser Richtlinie abziehbaren Mehrwert- 
steuerbeträge, die die unter I 2 genannten Vorleistungen sowie die unter 
I 3 genannten Bruttoanlageinvestitionen belasten, einerseits und dem Betrag 
des unter I 1 genannten Endproduktions wertes ohne Mehrwertsteuer ande- 
rerseits. 

III. Erzeugnisse der Landwirtschaft und Jagd 


Getreide (ohne Reis) 
Weichweizen und Spelz 
Winterweizen und Spelz 
Sommerweizen 

Hartweizen 

Winterweizen 

Sommerweizen 

Roggen und Wintermenggetreide 
Roggen 

Winterroggen 

Sommerroggen 

Wintermenggetreide 


Gerste 

Sommergerste 
Wintergerste 

M Das in diesem Anhang verwendete Konzept entspricht dem in der landwirtschaftlichen 
Gesamtabrechnung des S.A.E.G. verwendeten Konzept, 
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Hafer und Sommermenggetreide 


Hafer 

10.04.10 

10.04.90 

Sommermenggetreide 

— 

Körnermais 

10.05.10 

10.05.92 

Sonstige Getreidearten (ohne Reis) 

Buchweizen 

10.07.10 

Hirse 

10.07.91 

Sorghum (Milo corn) 

10.07.95 

Kanari ensaat 

10.07.96 

Getreide n. a. g. (ohne Reis) 

10.07.99 

Reis (Rohreis) 

10.06.11 

Hülsenfrüdite 

Speise- und Futtererbsen 

07.05.11 

Speiseerbsen 

— 

Speiseerbsen (ohne Kichererbsen) 

; 

Kichererbsen 

— 

Futtererbsen 

Speise- und Ackerbohnen 

Speisebohnen 

07.05.15 

Ackerbohnen 

07.05.95 

Sonstige Hülsenfrüchte 

Linsen 

07.05.91 

Wicken 

12.03.31 

Lupinen 

12.03.49 

Hülsenfrüchte n. a. g. 

07.05.97 

sowie Hülsenfrüchtgemenge und Gemenge von 



Hülsenfrüchten mit Getreide 

Hackfrüchte 

Kartoffeln 

Kartoffeln (außer Saatkartoffeln) 

Frühkartoffeln 

07.01.13 

07.01.15 

Spätkartoffeln 

07.01.17 

07.01.19 

Saatkartoffeln 

07.01.11 

Zuckerrüben 

12.04.11 

Runkelrüben, Kohlrübeii; Futtermöhren und 

Wasserrüben (weiße Rüben) ; 
sonstige Hackfrüchte 
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Runkelrüben 

Kohlrüben, Futtermöhren, Wasserrüben 
Kohlrüben 

Futtennöhren, Wasserrüben 

Futterkohl 

Sonstige Hackfrüchte 
Topinambur 
Süßkartoffeln 
Hackfrüchte n. a, g. 

Handelsgewächse 

Ölsaaten imd -früchte (ohne Oliven) 

Raps- und Rübensamen 
Winterraps 
Sommerraps 
Rüben 

Sonnenblumenkeme 

Sojabohnen 

Rizinussamen 

Leinsamen 


Sesam-, Hanf-, Senf- und Mohnsamen 
Sesamsamen 
Hanfsamen , 

Senfsamen 

Mohnsamen 

Textilpflanzen^ 

Flachs 

Hanf 

Rohtabak (einsdrließlich getrockneter) 

Hopfen 


12.10.10 


12.10.99 2 

07.06.10 

07.06.50 

07.06.30 

12.10.99 3 


12.01.91 


12.01.95 

12.01.40 

12.01.50 

12.01.61 

12.01.69 

12.01.97 

12.01.94 

12.01.92 

12.01.93 


54.01.10 

57.01.10 

24.01.10 
24.01.90 
12.06.00 


Sonstige Handelsgewächse 
Zidiorienwurzeln 

Arznei-, Gewürz- und Duftpflanzen 
Safran 
Kümmel 

Arznei-, Gewürz- und Duftpflanzen n. a. g. 


12.05.00 


09.10.31 

07.01.82 

09.09(11-13-15-17-18) 

09.10(11-20-51-55-71) 

12.07(10-20-30-40-50-60-70-80- 

91-99) 
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Frischgemüse 

Speisekohl 
Blumenkohl 

Sonstige Kohlarten 
Rosenkohl 
Weißkohl 
Rotkohl 
Wirsingkohl 
Grünkohl 
Speisekohl n. a. g. 

Blatt- und Stengelgemüse außer Kohl 
Sellerieknollen und -Stengel 

Porree (Lauch) 

Kopfsalat 

Endiviensalat 

Spinat 

Spargel 

Chicoree (Witloof) 

Artischocken 

Sonstiges Blatt- und Stengelgemüse 
Feldsalat 

Mangold und Karde (Span. Artischocken) 

Fenchel 

Rhabarber 

Kresse 

Petersilie 

Rübstiel 

Blatt- und Stengelgemüse n. a, g. 

Obstartige Gemüse 
Tomaten 

Schäl- und Einlegegurken 
Melonen 

Eierfrucht und Kürbisse 

Gemüsepaprika 

Sonstiges obstartiges Gemüse 

Wurzel- imd Knollengemüse 
Kohlrabi 



07.01.21 

07.01.22 

07.01.26 

07.01.23 

07.01.27 1 


07,01.51 

07.01.53 

07.01.97 ^ 2 

07.01.68 

07.01.31 

07.01.33 

07.01.36 1 

07.01.29 

07.01.71 

07.01.34 
07.01.73 

07.01.36 2 

07.01.37 
07.01.91 


07.01.97 1 


07.01.75 

07.01.77 

07.01.83 

07.01.85 

08.09.10 

07.01.95 

07.01.93 

07.01.97 


07.01.27 2 
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Speiserüben 

Karotten und Speisemöhren 
Knoblauch 

Zwiebeln und Schalotten 
Rote Rüben (Rote Beete) 

Hafer- und Schwarzwurzeln 

Sonstiges Wurzel- und Knollengemüse 
(Schnittlauch, Radieschen, Rettich, Meerrettich) 

Hülsengemüse 

Pflückerbsen 


Pilückbohnen 

Sonstiges Hülsengemüse 
Zuchtpilze 

Frischobst, einsdiließlich Zitrusfrüchte 
{ohne Trauben und Oliven) 

Tafeläpfel und -birnen 
Tafeläpfel 
Tafelbirnen 

Mostäpfel und -birnen 
Mostäpfel 
Mostbirnen 

Steinobst 

Pfirsiche 

Aprikosen 

Kirschen 

Pflaumen (einschließlich Renekloden, Mirabellen 
und Zwetschgen) 

Sonstiges Steinobst 

Schalenobst 
Walnüsse 
Haselnüsse . 

Mandeln 


Eßkastanien (Maronen) 

Sonstiges Schalenobst 
(ohne tropisches) 

Pistazien 

Schalenobst n. a. g. 

Sonstiges Baumobst 
Feigen 


07.01.54 

07.01.67 

07.01(62-63-66) 

07.01.56 

07.01.59 


07.01,41 

07.01.43 

07.01.45 

07.01.47 

07.01.49 

07.01.87 


08.06(13-15-17) 

08.06(36-38) 

08.06.11 

08.06.32 

08.07.32 
08.07.10 

08.07(51-55) 

08.07(71-75) 


08.07.90 

08.05.31 

08.05.91 
08.05.11 
08.05.19 

08.05.50 


08.05.70 

08.05.97 1 

08.03,10 
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Quitten 

Sonstiges Baumobst n. a. g. 

(ohne tropisdies) 

Erdbeeren 

Straudibeeren 

Johannisbeeren 

Schwarze Johannisbeeren 
Sonstige Johannisbeeren 

Himbeeren 

Stadiebeeren 

Sonstige Beeren 

(z. B. Gartenbrombeeren) 

Zitrusfrüciite 

Orangen 

Mandarinen und Clementinen 
Zitronen 

Pampelmusen und Grapefruits 
Sonstige Zitrusfrüchte 
Zedratzitronen 
Limetten 
Bergamotten 
Zitrusfrüchte n. a. g. 

Trauben und Oliven 
Trauben 

Tafeltrauben 

Sonstige Trauben (zum Keltern, zur Fruchtsaft- 
und Rosinenherstellung) 

Oliven 

Tafeloliven " * 

Sonstige Oliven (zur Herstellimg von Olivenöl) 

Sonstige pflanzliche Erzeugnisse 
Futterpflanzen 2) . 

Baumschulerzeugnisse 
Obstgehölze 
Reben 
Ziergehölze 
Forstgehölze 

Korb- und Flechtmaterialien 
Korbweiden und Binsen 


2) z. B. Heu, Klep (außer Futterkohl) 


08.06.50 

08.09.90 1 
08.08(11-15) 

08.08.41 

08.08.49 1 

08.08.90 1 

08.09.90 2 


08.02(21-22-24-27) 

08.02(32-36) 

08.02.50 

08.02.70 

08.02.90 


08.04(21-23) 

08.04(25-27) 


07.01.78 

07.01.79 
07.03.13 


12.10.99 1 


06.02(19-40-51-55) 

06.02(10-30) 

06.02(71-75-79-98) 

06.02.60 

14.01(11-19-51-59) 


30 




f 

Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode DrUCksache 7/913 


Schilf, Rohr und Bambus 

Andere Korb- und Flechtmaterialien 

Blumen, Zierpflanzen und Weihnachtsbäume 
Blumenzwiebeln und -knollen 
Zierpflanzen 

Schnittblumen, Schnittgrün und Blattwerk 
Weihnachtsbäume 


14.01(31-39) 

14.01.90 


06.01.10 
06.01(31-39) 
06.03(11-15-90) 
06.04(20-40-50) . 
06.04.90 


Freilandstauden 


06.02.92 


Sämereien ' 06.02.95 

landwirtschaftliche Sämereien 3) 12.03(11-19-35-39-44-46-84-86-89) 

12.03.31 1 

12.03.49 1 

Blumensamen " 12.03.81 

Wildwachsende Erzeugnisse ^) 07.01(88-89) 

08.05.97 

08.08.31 
08.08.35 

08.08.49 
08.08.90 

23.06.10 

Kuppelprodukte des Pflanzenanbaus 

Kuppelprodukte des Getreideanbaus 
(ausschließlich Reis) 

Kuppelprodukte des Reisanbaus 
Kuppelprodukte des Hülsenfrüchteanbaus 
Kuppelprodukte des Anbaus von Hackfrüchten 

Kuppelprodukte des Anbaus 
von Handelsgewächsen 

Kuppelprodukte des Gemüseanbaus 


14.05(11-19) 

15.16.10 

23.06.10 2 
23.06.30 

13.01.00 

Pflanzliche Erzeugnisse n. a. g. 


Kuppelprodukte des Anbaus von Obst 
und Zitrusfrüchten 

Kuppelprodukte des Anbaus von Trauben 
und Oliven 

Kuppelprodukte sonstiger pflanzlicher Erzeugnisse 


12.08(10-31) 

12.08.90 

12.09.00 
13.03.12 

14.02(10-21-23-25-29) 

14.03.00 

14.04.00 


2 


2 

2 

1 


Weinmost und Wein 

Weihmost 22.04.00 

Wein 22.05(21-25-31-35-41-44-45-47-51- 

57-59-61-69) 


3) Außer Saatgut für Getreide und Reis sowie Saatkartoffeln (011.1, 011.2, 011.4) 

*) z. B. wildwachsende Pilze, Preiselbeeren, Heidelbeeren, Brombeeren, Himbeeren usw. 
5) z. B. Stroh, Rüben- und Kohlblätter, Erbsen- und Bohnenschalen. 
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Kuppelprodukte der Weinherstellung ®) 

Olivenöl 

Jungfernöl 

Olivenöl, nicht raffiniert ‘^) 

Kuppelprodukte der Olivenölherstellung ®) 

Rinder 

Hausrinder 

Kälber 

Andere Rinder unter 1 Jahr alt 

Färsen 

Kühe 

Männliche Zuchttiere, 

1-2 Jahre alt 
älter als 2 Jahre 
Schlacht- und Mastrinder, 

1-2 Jahre alt 
älter als 2 Jahre 

Schweine 

Hausschweine 

Ferkel 

Jungschweine 

Mastschweine 

Zuchtsauen 

Zuchteber 

Einhufer 

Pferde 

Hausesel 

Maulesel und Maultiere 


23.05.00 


15.07.06 

15.07(07-08) 

23.04.05 


01.02(11-13-14-15-17) 


01.03(11-15-17) 


01.01(11-15-19)' 

01.01.31 

01.01.50 


Schafe und Ziegen 

Hausschafe 

Hausziegen 

Geflügel, Kaninchen, Tauben 
und aridere Tiere 

Hühner, Hähne, Hähnchen, Küken 


01.04(11-13) 

01.04.15 


01.05(10-91) 


®) z. B. Weintrub, Weinstein (roh) u. ä. 

7) Position 013.01 und 013.02 unterscheiden sich nicht durch unterschiedliche Produktions- 
stufen, sondern durch den Verarbeitungsprozeß 

8) z. B. Olivenölkuchen und andere Rückstände von der Gewinnung von Olivenöl. 
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Enten 

01.05.93 

Gänse 

01.05.95 

T ruthühner 

01.05.97 

Perlhühner 

01.05.98 

Hauskaninchen 

01.06,10 

Haustauben 

01,06,30 

Sonstige Tiere 

Bienen 

— 

Seidenraupen 

— 

Pelztiere 

— 

Schnecken (ausgenommen Meeresschnecken) 

03.03.66 

Tiere n. a. g. 

01.06.99 

Wiid und Fleisch von Wild 

Wild ö) 

02.04.99 

01.01.39 

Fleisch von Wild 

01.02.90 

01.03.90 

01.04.90 

01.06.91 

02.04.30 

Rohmilch 

Kuhmilch 

— 

Schafsmilch 

— 

Ziegenmilch 

— 

Büffelmilch 

— 


Eier 

Hühnereier 

Bruteier 04.05.12 

andere 04.05.14 

Sonstige Eier 

Bruteier 04.05.12 

andere 04.05.16 

04.05.18 

Sonstige tierische Erzeugnisse 

Rohwolle (einschließlich Tierhaare ^ 53.01(10-20) 

53.02(93-95) 

Honig 04.06.00 

Seidenraupenkokon 50.01.00 

Kuppelprodukte der tierischen Erzeugung ^^) 15.15.10 

43.01(10-20-30-90) 

Tierische Erzeugnisse n. a. g. 53.02.97 


®) Zum lebenden Wild gehört nur das Aufzuchtwild und das sonstige Wild in Gefangen- 
schaft. 

Soweit sie Hauptprodukte sind 

ii) z. B. Häute, Tierhaare und Pelze von getötetem Wild, Wadis, Dung, Jauche 


1 
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Dienstleistungen auf der landwirtsdiaftlidien 
Erzeugerstufe 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die fast ausschließ- 
lich importiert werden 


Tropische Ölsaaten und -früchte 


Erdnüsse 

12.01.11 

12.01.15 

Kopra 

12.01.20 

Palmnüsse und -kerne 

12.01.30 

Baumwollsamen 

12.01.96 

Ölsaaten und -früchte n. a. g. 

12.01.99 

Tropische Textilpflanzen 

Baumwolle 

55.01.00 

Sonstige Textilpflanzen 

Manilahanf 

57.02.00 

Jute 

57.03.10 

Sisal 

57.04.10 

Kokosfasern 

57.04.30 

Ramie 

54.02.00 

Textilpflanzen n. a. g. 

57.04.50 

Sonstige tropische Handelsgewächse 

Kaffee 

09.01.11 

Kakao 

18.01.00 

Zuckerrohr 

12.04.30 

Tropisches Obst 

Tropisches Schalenobst 

Kokosnüsse 

08.01.75 

Kaschu-Nüsse 

08.01.77 

Paranüsse 

08.01.80 

Pekannüsse 

08,05.80 

Sonstige tropische Früchte 

Datteln 

08.01.10 

Bananen 

08.01(31-35) 

Ananas 

08.01.50 

Papaya-Früchte 

08.08.50 

Tropenfrüchte n. a. g. 

08.01(60-99) 

Elfenbein, roh 

05.10.00 


IV. Rohholz 

Industrienadelholz 

^2) d. h. Dienstleistungen, die üblicherweise von landwirtschaftlichen Betrieben selbst er- 
bracht werden, wie Pflügen, Mähen, Dreschen, Tabaktrocknung, Schaf scheren, Tier- 
pflege. 
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Nadellangholz 

— 1 Stammholz 

(1) Tanne, Fidite, Douglasie 

(2) Kiefer, Lärche 

— 2 Grubenholz 

(1) Tanne, Fichte, Douglasie 

(2) Kiefer, Lärche 

— 3 Anderes Langholz 

(1) Tanne, Fichte, Douglasie 

(2) Kiefer, Lärche 

Nadelschichtholz 

— 1 Tanne, Fichte, Douglasie 

— 2 Kiefer, Lärche 

Nadelbrennholz 

Tanne, Fichte, Douglasie 
Kiefer, Lärche 

Industrielaubholz 

Laublangholz 

— 1 Stammholz 

(1) Eiche 

(2) Buche 

(3) Pappel 

(4) Andere 


— 2 Grubenholz 

(1) Eiche 

(2) Andere 

— 3 Anderes Langholz 

(1) Eiche . 

(2) Buche 

(3) Pappel 

(4) Sonstiges 

Laubschichtholz 

— 1 Eiche 

— 2 Buche 

— 3 Pappel 

— 4 Andere 

Laubbrennholz 

Eiche 

Buche 

Pappel 

Andere 

Dienstleistimgen auf der forstwirtschaftlichen Erzeu- 
gerstufe 

Sonstige Produkte (z. B. Rinde, Kork, Harz) 


13) d. h, Dienstleistungen, die üblicherweise von forst- 
wirtschaftlichen Betrieben selbst erbracht werden 
(z. B. Holzfällen). 
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Begründung 


Tragweite und Ziele des vorliegenden 
Richtlinienvorschlags 

Mit dem vorliegenden Vorschlag für die sechste 
Richtlinie über das gemeinsame Mehrwertsteuer- 
system - einheitliche steuerpflichtige Bemesstmgs- 
grundlage - soll ein Bündel von Zielen verwirklicht 
werden, die bereits in verschiedenen Rechtsakten des 
Rates Umrissen wurden. 

Die beiden Richtlinien vom 11. April 1967 über die 
Harmonisierung der Umsatzsteuern legten die 
Gnmdlage für das gemeinsame Mehrwertsteuer- 
system, ließen jedoch weiterhin die Möglichkeit für 
zahlreiche und bedeutende Divergenzen hinsichtlich 
des Anwendungsbereiches der Steuer offen. In Ar- 
tikel 19 der zweiten Richtlinie ist lediglich festge- 
legt, daß diese Divergenzen schrittweise einzu- 
schränken oder zu beseitigen sind. 

Der erste Schritt in diese Richtung wurde am 9. De- 
zember 1969 unternommen, als der Rat eine Ent- 
schließung annahm, in der er die Notwendigkeit un- 
terstreicht, sogleich bei Einführung der Mehrwert- 
steuer in den einzelnen Mitgliedstaaten ihren An- 
wendungsbereich auch auf den Einzelhandel auszu- 
dehnen sowie nur eine sehr beschränkte Anzahl von 
Steuersätzen anzuwenden. 

Am 21. April 1970^) beschloß der Rat sodann, die 
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten zum Haushalt 
der Gemeinschaften durch eigene Einnahmen der 
, Gemeinschaften zu ersetzen. Nach Artikel 4 dieses 
Beschlusses umfassen die eigenen Einnahmen ab 1. 
Januar 1975 . neben den Zöllen und landwirtschaft- 
lichen Abschöpfungen und gegebenenfalls sonstigen 
Abgaben, deren Einnahmen in den Haushaltsplan 
der Gemeinschaften eingesetzt werden, die „Mehr- 
wertsteuereinnahmen, die sich aus der Anwendung 
eines Satzes ergeben, der 1 Vo einer steuerpflichtigen 
Bemessungsgrundlage nicht überschreiten darf, wel- 
che einheitlich für die Mitgliedstaaten nach Gemein- 
schaftsvorschriften bestimmt wird". 

Um hierbei eine ausgewogene und gleichmäßige 
Lastenverteilung zwischen den Mitgliedstaaten zu 
erreichen, wurde davon ausgegangen, daß die Ver- 
einheitlichung der steuerpflichtigen Bemessungs- 
grundlage darin besteht, gemeinsame Regeln derge- 
stalt aufzustellen, daß die aus der Mehrwertsteuer 
stammenden eigenen Einnahmen den Einnahmen 
entsprechen, die sich aus der Anwendimg des „Ge- 
meinschaftssatzes" auf die tatsächliche steuerpflich- 
tige Bemessungsgrundlage auf der letzten Stufe des 
Steueranwendungsbereichs ergeben, das heißt auf 
den Verkaufspreis, Mehrwertsteuer nicht einbegrif- 
fen, für die Lieferungen und Dienstleistungen an den 
Endverbraucher, der kein Vorsteuerabzugsrecht be- 
sitzt. 


Anders ausgedrückt besteht die Aufstellung dieser 
gemeinsamen Regeln darin, einen Anwendungsbe- 
reich der Mehrwertsteuer festzulegen, der in den 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften identisch defi- 
niert ist, insbesondere hinsichtlich der Steuerpflich- 
tigen, hinsichtlich der steuerpflichtigen oder steuer- 
befreiten Umsätze, der Modalitäten der Bestimmung 
der Besteuerungsgrundlagen und hinsichtlich der 
Sonderregelungen. 

Auf dem Wege zur Vereinheitlichung der Mehrwert- 
steuer ist schließlich die wichtige Rjatsentschließung 
yom 22. März 1971 über die stufenweise Verwirk- 
lichung einer Wirtschafts- und Währungsunion zu 
nenifen, die das Ziel verfolgt, die effektive Libera- 
lisierung des Personen-, Güter-, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehrs zu beschleunigen. 

Die beiden Ziele - Vereinheitlichung der Steuer und 
Verflechtung der Volkswirtschaften ~ sind nämlich 
untrennbar miteinander verbunden, wovon auch der 
Wortlaut von Abschnitt III Punkt 2 der vorerwähn- 
ten Entschließung vom 22. März 1971 Zeugnis ab- 
legt; darin wird gesagt, daß diese Verflechtung in 
steuerlicher Hinsicht durch die Annahme einer Ge- 
meinschafts regeliuig zur Bestimmung der einheit- 
lichen steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage für 
die Mehrwertsteuer im Sinne des Beschlusses vom 
21. April 1970 unter Wahrung eines angemessenen 
Gleichgewichts zu verwirklichen ist. 

Auf der Grundlage dieser einzelnen Rechtsakte des 
Rates wurde der vorliegende Richtlinienvorschlag 
ausgearbeitet, und zwar nicht allein im Hinblick auf 
die Erhebung eigener Mittel aus der Mehrwert- 
steuer, sondern auch im Hinblick auf die Errichtung 
der Wirtschafts- und Währungsunion, die diese 
Harmonisierung in den weiteren Zusammenhang der 
wirtschaftlichen Integration stellt. 

Der Klarheit wegen hat' es die Kommission für 
zweckmäßig erachtet, ihren Vorschlägen in der Wei- 
se Vollständigkeit zu verleihen, daß in den Wort- 
laut der neuen Richtlinie diejenigen Bestimmungen 
der zweiten Richtlinie, die keine Änderungen erfah- 
ren sollen, übernommen werden. 

Zu Artikel 1 : Einleitende Bestimmungen 

Die Mitgliedstaaten werden auf gef ordert, sogleich 
nach Erlaß dieser Richtlinie die erforderlichen Maß- 
nahmen zur Anpassung ihrer Mehrwertsteuerrege- 
lung an die Bestimmungen dieser Richtlinie zu tref- 
fen, um die Erhebung der der Gemeinschaft aus dem 
Mehrwertsteueraufkommen nach Gemeinschaftsre- 
geln zufließenden eigenen Einnahmen zu gewähr- 
leisten. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 19 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 28 
vom 27. März 1971, S. 1 


36 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/91 3 


Zu Artikel 2; Steueranwendungsbereich 

Dieser Artikel übernimmt die Bestimmungen des 
Artikels 2 der zweiten Richtlinie vom 11. April 1967 
über die Besteuerung der Lieferungen von Gegen- 
ständen, der Dienstleistungen und der Einfuhr. Auf- 
grund dieses Artikels unterliegt der Mehrwertsteuer 
auch der Bezug bestimmter Dienstleistungen durch in 
der Gemeinschaft ansässige Personen. Die Einfüh- 
rung dieses neuen Besteuerungsfalles muß im Zu- 
sammenhang mit der Lage gesehen werden, die sich 
aus der Anwendung der Bestimmungen von Artikel 
10 über den Ort der Dienstleistungen und aus der in 
Artikel 16 Nummer 10 vorgesehenen Steuerbe- 
freiung ergibt. Diese in einigen Fällen gewiß nur 
schwer durchzuführende Besteuerung bei dem Emp- 
fänger dieser durch im Ausland ansässige Personen 
erbrachten Dienstleistungen zielt darauf ab, rechtlich 
jegliche Möglichkeit des Bezugs von Dienstleistun- 
gen auszuschließen, die dazu bestimmt sind, in einem 
Mitgliedstaat verwandt zu werden, ohne der Mehr- 
wertbesteuerung unterlegen zu haben. 

Zu Artikel 3: Territorialität 

Angesichts der Bedeutung dieser Frage für die ge- 
meinschaftlichen eigenen Einnahmen erschien es 
unerläßlich, das geographische Gebiet, auf dem die 
Mehrwertsteuer Anwendung findet, für sämtliche 
Mitgliedstaaten einheitlich festzulegen. Ausnahmen 
davon können jedoch den Mitgliedstaaten zuge- 
standen werden, die vor allem aus historischen 
Gründen wünschen, die Mehrwertsteuer weiterhin 
innerhalb eines Gebietes anzuwenden, das kleiner 
ist als ihr Hoheitsgebiet einschließlich der Hoheits- 
gewässer. 

Zu Artikel 4: Steuerpflichtiger 

Diese neue Definition des Steuerpflichtigen zeugt 
von dem Bestreben, den Anwendungsbereich der 
Mehrwertsteuer als einer allgemeinen Verbrauch- 
steuer auf sämtliche wirtschaftliche Tätigkeiten, und 
zwar unabhängig von ihrem Ort, sowie auf sonstige 
Leistungen auszudehnen, die ebenfalls unter den 
Begriff der wirtschaftlichen Tätigkeiten fallen, jedoch 
einzeln oder nur gelegentlich erbracht werden kön- 
nen, Ausschlaggebend für die Besteuerung derarti- 
ger Leistungen war das Erfordernis der Steuerneu- 
tralität, insbesondere im Bereich der Grundstücks- 
lieferungen. 

Der Begriff des Steuerpflichtigen reicht, obwohl er 
nur innerhalb der Mitgliedstaaten Anwendung fin- 
det, über den Rahmen der Gemeinschaft hinaus, und 
dies in dem Bestreben, eine größere Steuerneutrali- 
tät zu erzielen, unabhängig von dem Ort, an dem die 
Unternehmen ihre Tätigkeit ausüben. 

Der neue Begriff des Steuerpflichtigen muß vor allem 
im Zusammenhang mit Artikel 21 Absatz 1 (Steuer- 
schuldner bei inländischen Umsätzen) und mit Arti- 
kel 17 Absatz 2 und 3 (Umfang des Vorsteuerab- 
zugsrechtes) gesehen werden. 


Ferner erscheint es zweckmäßig, in Absatz 4 eine 
elastische Formulierung zu wählen, die es den Mit- 
gliedstaaten freistellt, die Eigenschaft des Steuer- 
pflichtigen nicht systematisch an das Merkmal der 
rein rechtlichen Selbständigkeit zu knüpfen, und 
zwar aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
oder um bestimmte Mißbräuche zu verhindern (zum 
Beispiel die Aufspaltung eines Unternehmens zwi- 
schen mehreren Steuerpflichtigen, um in den Genuß 
einer Sonderregelung zu gelangen). 

Des weiteren wird festgelegt, daß die juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts als Steuerpflichtige 
zu betrachten sind, soweit sie wirtschaftliche Tätig- 
keiten ausüben, die nicht untrennbar mit dem Be- 
griff der Ausübung von Hoheitsbefugnissen verbun- 
den sind, d. h. Tätigkeiten, die von Personen des 
privaten Rechts ausgeübt werden können, ohne daß 
dadurch die Erfüllung der grundlegenden Aufgaben 
und die Befugnisse der Staaten, Länder, Gemeinden 
und der anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts auf dem Gebiet der allgemeinen Verwaltung, 
des Rechtswesens, der Sicherheit oder der Landes- 
verteidigung beeinträchtigt würden. 

Aus dieser Definition folgt insbesondere, daß der 
Betrieb von Autobahnen, Binnenschiffahrtswegen 
und Hafenanlagen wirtschaftliche Tätigkeiten sind, 
die besteuert werden können. 


Zu Artikel 5: Steuerbare Lieferungen von Gegen- 
ständen 

Absatz 1 

Die allgemeine Definition der Lieferung eines Ge- 
genstandes deckt sich mit der entsprechenden Defi- 
nition in der zweiten Richtlinie: Sie gilt somit so- 
wohl für bewegliche Gegenstände als auch für 
Grundstücke. In dieser Richtlinie werden die Grund- 
stücke nämlich auf zweierlei Weise erfaßt: 

1. als Gegenstände, die bei Verlassen des Wirt- 
schaftskreislaufes für den privaten Verbrauch 
geliefert werden; 

2. als Produktionsmittel, deren Kosten die Preis- 
bildung von Gegenständen und Dienstleistungen 
beeinflussen. 

Unter diesem Blickwinkel ist es grundsätzlich erfor- 
derlich, daß der gesamte Bereich der Errichtung von 
Neubauten und des Handels mit neuen Grundstük- 
ken, unabhängig von der Eigenschaft des Verkäu- 
fers der Steuer unterliegt. Um die Schwierigkeiten 
bei der Unterscheidung zwischen Neu- und Alt- 
grundstücken zu überwinden, wurde der erstmalige 
Bezug, d. h. die Benutzung des Grundstückes durch 
seinen Eigentümer oder durch einen Mieter, als be- 
stimmendes Kriterium für den Zeitpunkt gewählt, an 
dem der Gegenstand die Produktionskette verläßt 
und in den Konsumbereich eintritt. 
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Bei Altgebäuden ist zwischen Wohngebäuden und 
den übrigen Gebäuden zu unterscheiden. Wohnge- 
bäude sind als Gegenstände, die mit ihrem erstma- 
ligen Bezug „verbraucht" werden, grundsätzlich aus 
dem Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer aus- 
geschlossen. Die Veräußerung eines derartigen Ge- 
bäudes an einen Steuerpflichtigen, z. B. an einen 
Grundstückshändler, bewirkt jedoch, daß das Grund- 
stück wieder in den Handelszyklus zurückkehrt. Um 
dieser neuerlichen „Vermarktung" des Grundstückes, 
die den Grundstückshandei steuerlich zu stark be- 
lasten würde, Rechnung zu tragen, war es erforder- 
lich, von der Besteuerung nach allgemeinen Grund- 
sätzen abzuweichen und in Artikel 12 A Nummer 1 
Buchstabe d den Mitgliedstaaten freizustellen, die 
Besteuerungsgrundlage der Mehrwertsteuer durch 
Abzug des Ankaufspreises von dem Verkaufspreis 
zu bestimmen. 

Die Lieferungen von Altgebäuden, die keine Wohn- 
gebäude sind, unterliegen der Mehrwertsteuer, und 
zwar deshalb, weil der Verkäufer im allgemeinen 
ein Steuerpflichtiger ist, der eine wirtschaftliche Tä- 
tigkeit im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 ausübt, und 
weil jede entgeltliche Lieferung durch einen Steuer- 
pflichtigen ein steuerbarer Umsatz ist. Die in Arti- 
kel 14 B Buchstaben 1 und m vorgesehenen Steuer- 
befreiungen bringen jedoch am Grundsatz der gene- 
rellen Besteuerung die erforderlichen Korrekturen 
an. 

Aus der Sicht der Mehrwertsteuer als einer Steuer, 
die auf sämtliche Stufen der „Produktion" und des 
Handels Anwendung findet und die den „Ver- 
brauch" erfaßt, erscheint der Grund und Boden 
gänzlich ungeeignet, um als Grundlage für die 
Mehrwertsteuer zu dienen, da er weder produziert 
noch verbraucht wird. Wenn sich der Grund und 
Boden als solcher auch nicht „erzeugen" läßt, kann 
er jedoch Gegenstand von wirtschaftlichen Produk- 
tionshandlungen sein, die seinen Wert erhöhen; Ein 
erschlossenes Baugelände ist mehr wert als Brach- 
land, und der Wertzuwachs des Grund und Bodens 
ist auf die wirtschaftliche Tätigkeit zurückzuführen. 
Im Verkaufspreis wird nicht zwischen dem Preis des 
reinen Grund und Bodens und dem Preis der darin 
eingegangenen Arbeit unterschieden. Würde die 
Lieferung von Grund und Boden von der Mehrwert- 
steuer befreit weiden, so würde damit auch die Ar- 
beit, die möglicherweise Bestandteil ihres Wertes 
ausmacht, von der Steuer befreit, wenn der Gegen- 
stand an eine Privatperson geliefert wird; anderer- 
seits würde die Arbeit doppelt besteuert, wenn der 
Gegenstand an ein Unternehmen geliefert wird. 
Außerdem ist eine Unterscheidung zwischen dem 
für den Bau erschlossenen Grund und Boden (Infra- 
strukturarbeiten, Anlage von Straßen, Bodenein- 
ebnung, Verlegen von Wasser- und Abwasserlei- 
tungen, elektrische Installation usw.) und bebautem 
Grund und Boden vollkommen künstlich, da sich in 
beiden Fällen eine bestimmte Quantität Arbeit un- 
trennbar mit dem Grund und Boden verbunden hat. 
Letzten Endes erscheint der Grund und Boden als 


ein „Rohstoff" für eine Wirtschaftstätigkeit. Selbst 
wenn man berücksichtigt, daß Grund und Boden 
nicht Gegenstand eines Verbrauches im engen Sinne 
des Wortes sein kann, so wird er doch dazu verwen- 
det, um entweder den Bedarf von Privatpersonen zu 
decken (Wohnhäuser), so daß er in diesem Fall als 
Verbrauchsgut gelten kann, oder um den Bedarf 
von Unternehmen zu decken, so daß er in diesem 
Fall eine Investition darstellt. 

Aus den oben angeführten Gründen erschien es not- 
wendig, Baugrundstücke zwingend der Mehrwert- 
steuer zu unterwerfen. 

Eines der Merkmale der Grundstücke im Privat- 
recht ist das Bestehen von dinglichen Rechten, die 
ihrem Inhaber das Recht auf wirtschaftliche Nut- 
zung der unter diese Rechte fallenden Sache gewäh- 
ren (Nießbrauch, Erbpacht, Baurecht usw.); die Über- 
tragung eines derartigen Rechtes bedeutet die Über- 
tragung der Befugnis, innerhalb der rechtlichen 
Grenzen über die Sache wie ein Eigentümer zu ver- 
fügen. Andererseits kann der Besitz von Anteilen 
und Aktien von Grundstücksgesellschaften faktisch 
mit dem Eigentum an einem Grundstück gleichbe- 
deutend sein. Die in Absatz 1 enthaltenen Gleich- 
stellungen bezwecken, Umsätze, die in wirtschaft- 
licher Hinsicht gleichbedeutend mit der Lieferung 
eines Grundstückes oder eines Teils eines Grund- 
stückes sind, aus verständlichen Gründen der 
Steuerneutralität der Mehrwertsteuer zu unterwer- 
fen. Die Besteuerung der Lieferungen von Neubau- 
ten und Bauland darf jedoch keine verstärkte 
Steuerbelastung dieser Umsätze verursachen. Darum 
ist es erforderlich, daß die Mitgliedstaaten aus so- 
zialen Gründen zumindest bei bestimmten derarti- 
gen Umsätzen die Anwendung von Eintragungs- 
steuern vermeiden und sie einem ermäßigten Mehr- 
wertsteuersatz unterwerfen. 

Absatz 2 , 

Im Vergleich zu den entsprechenden Bestimmungen 
der zweiten Richtlinie vom 11. April 1967 wird der 
Begriff der Lieferung eines Gegenstandes durch eine 
Bestimmung betreffend bestimmte Verträge über 
die Übergabe von beweglichen und unbeweglichen 
Gegenständen vervollständigt (Buchstabe b). Da 
diese Verträge bei ihrem Ablauf im allgemeinen 
infolge der Ausübung der Option zur Übertragung 
des Eigentums führen, erscheint es aus Gründen der 
Steuerneutralität erforderlich, die Verschaffung der 
Verfügungsmacht über den Gegenstand an den Ver- 
wender als steuerbare Lieferung im Sinne dieser 
Richtlinie zu betrachten, da derartige Verträge in 
ihrer Wirkung praktisch auf Ratenverkäufe hinaus- 
laufen. 

Absatz 3 

Die Fälle der Gleichstellung mit steuerbaren Liefe- 
rungen werden durch eine neue Bestimmung er- 
gänzt (Absatz 3 Buchstabe c); um Steuerpflichtigen, 
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die zum Abzug der Mehrwertsteuer berechtigt 
waren, nicht ungerechtfertigte Vergünstigungen zu 
gewähren, werden nämlich die Entnahmen von Ge- 
genständen und deren Zuordnung von einer steuer- 
baren Tätigkeit zu einer nicht besteuerten Tätigkeit 
den steuerbaren Lieferungen gleichgestellt. 

Das gleiche Ziel hätte durch eine Berichtigung der 
bereits vorgenommenen Abzüge erreicht werden 
können, jedoch wurde die Gleichstellung mit einer 
steuerbaren Lieferung aus Gründen der Steuerneu- 
tralität und der Vereinfachung gewählt. 


Absatz 4 

Da die Einbringung von Vermögen in Gesellschaften 
als entgeltliche, der Besteuerung unterliegende Lie- 
ferung betrachtet werden kann und bestimmte un- 
entgeltliche Übertragungen steuerbaren Lieferun- 
gen gleichgestellt wurden, haben die Mitgliedstaa- 
ten die Möglichkeit, zum Zwecke der Vereinfachung 
und um das einbringende oder schenkende Unter- 
nehmen finanziell nicht zu sehr zu belasten, auf die 
Besteuerung zu Verzichten. Von dieser Möglichkeit 
wird insbesondere Gebrauch gemacht werden, wenn 
das Unternehmen, dem die Einbringung oder Schen- 
kung zugute kommt, die betreffenden Gegenstände 
einer steuerpflichtigen Tätigkeit zuordnet. 


Zu Artikel 6: Bauleistungen 

Die zweite Richtlinie betrachtet als Lieferung von 
Gegenständen „die Ablieferung von Bauleistungen 
einschließlich solcher Leistungen, cjie den Einbau 
beweglicher Gegenstände in unbewegliche Gegen- 
stände betreffen" (Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe e). 
Anhang A Punkt 5 der Richtlinie bringt, ohne daß 
der Begriff der „Bauleistungen" definiert wird, ein 
Verzeichnis der einzelnen Umsatz arten, die Bau- 
leistungen darstellen, und erlaubt als Abweichung 
von der Regel unter bestimmten Voraussetzungen, 
Leistungen, die aus spezifisch nationalen Gründen 
nicht als Lieferungen angesehen werden können, 
den Diehstleistungen zuzuordnen. Es hat sich nun 
aber gezeigt, daß eine unterschiedliche Zuordnung 
eine Quelle von Verzerrungen bezüglich der Besteue- 
rungsgrundlage, der Zeitbestimmung des Steueran- 
spruches, des Steuersatzes und der Steuererhe- 
bungsmodalitäten sein kann. Andererseits stößt eine 
Definition der vertraglichen Ablieferung von Bau- 
leistungen, die einige Probleme lösen könnte, auf 
Schwierigkeiten, die mit den unterschiedlichen Kon- 
zeptionen in den nationalen Rechtsvorschriften Zu- 
sammenhängen. Um jede Ursache von Verzerrungen 
auszuschalten, erschien es wünschenswert, ein Ver- 
zeichnis der als Bauleistungen angesehenen Um- 
sätze aufzustellen, für die die gleichen Steueranwen- 
dungsmodalitäten wie für die Lieferungen von Ge- 
genständen gelten. 


Zu Artikel 7 : Steuerbare Dienstleistungen 

Auf Grund dieses Artikels in Verbindung mit der 
Streichung von Artikel 6 Absatz 2 und Anhang B 
der zweiten Richtlinie vom 11. April 1967 unterlie- 
gen der Steuer nunmehr sämtliche Dienstleistungen 
mit Ausnahme derjenigen, die unter die in dieser 
Richtlinie genannten Steuerbefreiungen fallen. 

In Absatz 2 werden aus Gründen der Steuerneutra- 
lität zwei besondere Fälle den steuerbaren Dienst- 
leistungen gleichgestellt. Im ersten Fall (Verwen- 
dung eines zum Unternehmen gehörenden Gegen-, 
Standes für Zwecke, die außerhalb des Unterneh- 
mens liegen) ist die Besteuerung wie auch beim 
Eigenverbrauch im Sinne von Artikel 5 Absatz 3 
Buchstabe a, um eine Doppelbesteuerung zu vermei- 
den, nur dann vor geschrieben, wenn der verwendete 
Gegenstand zum Abzug der bei seinem Erwerb er- 
hobenen Steuer geführt hat. Im zweiten Falle 
(Dienstleistungen zwischen Personen, die als ein 
einziger Steuerpflichtiger betrachtet werden) ist die 
Besteuerung nicht vorgeschrieben, wenn der Lei- 
stungsempfänger zum vollen Abzug der Steuer be- 
rechtigt wäre, falls diese Leistung von einem ande- 
ren Steuerpflichtigen an ihn erbracht worden wäre. 


Zu Artikel 9: Ort der Lieferung von Gegenständen 

Im Vergleich zu den diesbezüglichen Bestimmungen 
der zweiten Riditlinie vom 11. April 1967 enthält 
dieser Artikel eine neue Bestimmung für den Fall, 
daß c^er gelieferte Gegenstand durch den Lieferer 
installiert oder montiert werden soll. Diese Klar- 
stellung erwies sich als notwendig, da infolge der 
zwischen bestimmten nationalen Rechtsvorschriften 
bestehenden Unterschiede hier ^Schwierigkeiten hät- 
ten auftreten können. 

Die neue Bestimmung hat insbesondere zur Folge, 
daß dann, wenn der Lieferer^ eines Gegenstandes 
diesen Gegenstand in Einzelteilen ausführt und ihn 
in einem anderen Lande montiert, als Ort der Liefe- 
rung der Ort gilt, an dem die Montage vorgenom- 
men wird. Der Lieferer wird bei der Einfuhr auf der 
Grundlage des Werts der Einzelteile besteuert; er 
wird in dem Land, dem hierfür das Besteuerungs- 
recht zusteht, auf der Grundlage des Gesamtwerts 
der Gegenstände einschließlich Montage erneut be- 
steuert und kann die bei der Einfuhr entrichtete 
Steuer in Abzug bringen. 

In dem besonderen Fall, wenn ein Lieferer Einzel- 
teile liefert, wobei die Eigentumsübertragung auf 
den Erwerber z, ß. bereits beim Verlassen des Wer- 
kes erfolgt und der Lieferer sodann die Montage 
vornimmt, stehen diese besonderen Modalitäten 
nicht der Regel entgegen, wonach als Ort der Lie- 
ferung der Ort gilt, an dem die Montage vorgenom- 
nien wird. 
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Zu Artikel 10: Ort der Dienstleistungen 

Bei sämtlichen Dienstleistungen mit Ausnahme der 
Leistungen im Zusammenhang mit Grundstücken 
und der Beförderungsleistungen gilt als Ort, an dem 
eine Dienstleistung bewirkt wird, der Ort, an dem 
der Dienstleistende den Sitz seiner beruflichen Tä- 
tigkeithat. Diese Wahl geschah im wesentlichen aus 
Gründen der Vereinfachung und xun allen Ausle- 
gungsschwierigkeiten aus dem Weg zu gehen, die 
sich aus dem Begriff der Verwendung der Auswer- 
tung einer Dienstleistung ergeben könnten. Als 
Folge hiervon imd um Fälle von kumulativer Be- 
steuerung, die letzten Endes die nationalen Dienst- 
leistenden benachteiligen würde, zu vermeiden, war 
es erforderlich, bei Dienstleistungen zugunsten von 
Empfängern, die außerhalb des Landes des Dienst- 
leistenden ansässig sind, eine . Anzahl von Befreiun- 
gen vorzusehen (Artikel 16). Nach Beseitigung der 
Steuergrenzen zwischen den Mitgliedstaaten wer- 
den die Befreiungen lediglich auf außerhalb der Ge- 
meinschaft ansässige Dienstleistungsempfänger An- 
wendung finden; die gegenwärtig für den Ort der 
Dienstleistungen getroffene Wahl wird dann ihre 
volle Gültigkeit behalten. 

Bei Beförderungsleistungen erschien es, um dem be- 
sonderen Charakter dieser Leistungen Rechnung zu 
tragen, zweckmäßig, als Ort der Beförderungslei- 
stung nach Maßgabe der zurückgelegten Beförde- 
rungsstrecke den Ort anzusehen, an dem die Be- 
förderung jeweils stattfindet. Diesem Grundsatz zu- 
folge unterliegen sämtliche auf dem Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaates durchgeführten Beförderimgen 
der Mehrwertsteuer. 

Bei Dienstleistungen im Zusammenhang mit Grund- 
stücken, wie die Lagerung von Gegenständen, Ver- 
mietung von Grundätücken, Vermietung von 
Schließfächern, erschien es zweckmäßig, die Besteue- 
rung an den Belegenheitsort des Grundstückes zu 
knüpfen. 


Zu Artikel 11: Steuertatbestand und Steueranspruch 

Die Bestimmung des Tatbestands, der die Steuer- 
schuld entstehen läßt (Steuertatbe stand) und des 
Zeitpunktes, an dem der Fiskus seinen Anspruch 
auf diese Schuld geltend machen kann (Steueran- 
spruch), sowie des Zeitpunkts, an dem diese Schuld 
zu entrichten ist (Fälligkeit der Steuer) waren Ge- 
genstand zahlreicher Kontroversen. Die meisten Mit- 
gliedstaaten sind der Auffassung, daß der Zeitpunkt, 
in dem der „Steuertatbestand" eintritt, stets mit dem 
Zeitpunkt der Entstehung des „Steueranspruchs" zu- 
sämmenfallen muß. Die „Fälligkeit der Steuer" tritt 
jedoch im allgemeinen aus praktischen Gründen zu 
einem späteren Zeitpimkt ein. 

Auch wenn die gegenwärtig zwischen den einzelnen 
nationalen Rechtsvorschriften hinsichtlich dieser Be- 
griffe und des genauen Zeitpunktes ihres Eintretens 


bestehenden Unterschiede kein Hindernis für eine 
ausgewogene Erhebung desjenigen Teiles der eig- 
nen Einnahmen darstellen, der ab 1. Januar 1975 
aus der Mehrwertsteuer gedeckt werden soll, so ist 
gleichwohl die Bestimmung des Zeitpunktes, in dem 
die Steuerschuld und der Steueranspruch entsteht, 
für nachstehende Vorgänge von Bedeutung: 

1. Bestimmung der Fristen für die Rechnungsaus- 
stellung, 

2, . Bestimmung des Zeitpunktes, in dem das Abzugs- 
recht entsteht, 

3. Festlegung des Steuererklärungszeitraumes, in 
den der steuerbare Umsatz fällt, 

4. Festlegung des Zeitpunktes der Entrichtung der 
Steuer an den Fiskus, wobei dieser mit der 
Steuererklärung verknüpft ist, 

5. Im Falle einer Änderung der Steuerregelung 
oder des Steuersatzes Entscheidung darüber, ob 
der Umsatz unter die neue Regelung oder den 
neuen Steuersatz fällt. 

Es erschien deshalb notwendig, in die Bestimmungen 
über die einheitliche steuerpflichtige Bemessungs- 
gnmdlage der Mehrwertsteuer eine Definition der 
Begriffe „ Steuertatbestand" , „ Steueranspruch" , 
„Feststellung der Steuerschuld" (1) und „Fälligkeit 
der Steuer" ®) aufzunehmen, und zwar hauptsächlich 
wegen der Auswirkungen dieser Begriffe auf die 
Pflichten der Steuerpflichtigen, die ja im Mehrwert- 
steuersystem gewissermaßen als „Steuereinsamm- 
ler" fungieren. 

Für die in diesen Begriffen fixierten Zeitpunkte wa- 
ren die nachstehenden Überlegungen maßgebend; 


Bei inländischen Umsätzen: 

Allgemein gilt, daß der Zeitpunkt, in dem der Steuer- 
tatbestand eintritt, der Zeitpunkt einer jeden Lie- 
ferung von Gegenständen und einer jeden Dienst- 
leistung ist; gleiches trifft für die Entstehung des 
Steueranspruchs nicht zu. Zahlreiche Argumente 
sprechen nämlich für die These, wonach als Zeit- 
punkt für die Entstehung des Steueranspruchs des 
Fiskus ein Zeitpunkt festzulegen ist, der vom Zeit- 
punkt des Eintretens des Steuertatbestandes ab- 
weicht. So ließe sich die Auffassung vertreten, daß 
der Steueransprudi zu folgendem Zeitpunkt entsteht: 

a) Bei Umsätzen zwischen Steuerpflichtigen zum 
Zeitpunkt der obligatorischen Rechnungsausstel- 
lung, welche die Lieferung oder die Dienstlei- 
stung bestätigt (oder ankündigt) oder, falls eine 
Rechnung nicht ausgestellt wird, zum Zeitpunkt, 
in dem die Frist für diese Rechnungsausstellimg 
abläuft, 


3) Die Definition der Feststellung der Steuerschuld und 
die Regeln über die Entrichtung der Steuer, imd zwar 
sowohl bei inländischen Umsätzen als auch bei der 
Einfuhr, finden sich in Abschnitt XIII Artikel 22, 
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b) in allen anderen Fällen zum Zeitpunkt der Ver- 
einnahmung des Gegenwertes des Umsatzes. 

Für diese Lösung spricht nicht nur ihre Einfachheit; 
sie erlaubte nämlich außerdem, die Steuergerechtig- 
keit zu wahren, indem zum Grundsatz erhoben wür- 
de, daß der Steueranspruch nicht vor dem Zeitpunkt 
entstehen darf, in dem das Abzugsrecht ausgeübt 
werden kann. Bei den Kleinunternehmen anderer- 
seits, die den größten Teil ihrer steuerbaren Um- 
sätze an Privatpersonen bewirken, werden durch die 
Regel der Vereinnahmung praktische Schwierigkei- 
ten und die Vorfinanzierung der Steuer zugunsten 
ihrer Kunden vermieden. 

Diese Lösung scheint jedoch nicht die vorbehalts- 
lose Zustimmung einiger Gesetzgeber zu finden, die 
nicht allein Überwachungsschwierigkeiten, sondern 
auch eine zeitliche Verschiebung der Steuereinnah- 
men gegenüber dem jetzigen Zustand befürchten, 
da die Möglichkeit besteht, daß Rechnungsausstel- 
lung und Vereinnahmung erst erfolgen, nachdem der 
steuerbare Umsatz bewirkt worden ist. Die Handels- 
bräuche lassen es im übrigen nicht zu, in sämtlichen 
Fällen eine Rechnungsausstellung oder eine Zahlung 
gleichzeitig mit der Lieferung oder Dienstleistung 
zu fordern. 

Deswegen erschien es besser, bei dem in der zwei- 
ten Richtlinie gewählten Grundsatz zu bleiben, wo- 
nach der Eintritt des Steuertatbestandes mit der Ent- 
stehung des Steueranspruchs zeitlich zusammenfällt, 
jedoch den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu las- 
sen, den Steueranspruch mit der Rechnungsausstel- 
lung oder mit der Vereinnahmung zu verknüpfen. 

Falls jedoch Anzahlungen vor Eintreten des Steuer- 
tatbestands vereinnahmt werden, lassen diese An- 
zahlungen die Steuerschuld entstehen, da die Ver- 
tragspartner hiermit ihre Absicht kundtun, im vor- 
aus alle mit dem Eintreten des Steuertatbestands 
verbundenen finanziellen Folgen auf sich zu neh- 
men. 


Bei der Einfuhr: 

Hinsichtlich der Einfuhr wurde der in der zweiten 
Richtlinie enthaltene Grundsatz ebenfalls eingehal- 
ten. 

Als allgemeine Regel gilt, daß der Steuertatbestand 
dadurch eintritt, daß der Gegenstand in das Inland 
gelangt, und der Steueranspruch entsteht zum glei- 
chen Zeitpunkt. Wenn jedoch die Einfuhr Zöllen, 
landwirtsdiaftlichen Abschöpfungen oder im Rah- 
men einer gemeinsamen Politik eingeführten Ab- 
gaben gleicher Wirkung unterliegt, ist der Mehr- 
wertsteueranspruch aus praktischen Gründen mit dem 
Anspruch auf die eben genannten gemeinsamen Ein- 
gangsabgaben verknüpft. Diese Verknüpfung ist 
nicht mehr fakultativ wie in der zweiten Richtlinie, 
sondern zwingend vorgeschrieben. Es sollen damit 
technische Schwierigkeiten vermieden werden, die 


auf Verwaltungsebene entstehen könnten, wenn 
zum Beispiel der Anspruch auf die Zölle, die in die 
Besteuerungsgrundlage einzubeziehen sind, später 
entstünde als der Mehrwertsteueranspruch. 

Im innergemeinschaftlichen Verkehr besteht ande- 
rerseits kein Grund mehr, um weiterhin das Mehr- 
wertsteuersystem an einen nicht bestehenden Zoll- 
tatbestand oder Zollanspruch zu knüpfen. Einige 
Mitgliedstaaten haben im übrigen bereits unterein- 
ander nicht nur die Zolltarifgrenzen, sondern über- 
haupt die Zollgrenzen beseitigt. Folglich sind hier 
die für die Mehrwertsteuer geltenden Grundsätze 
und Regeln anzuwenden. Wenn jedoch die Gegen- 
stände, sobald sie in das Inland gelangen, unter Zoll- 
aufsicht und (oder) Steüeraufsicht (einschließlich des 
gemeinschaftlichen Versandverfahrens) gestellt wer- 
den, können die Mitgliedstaaten vorsehen, daß der 
Mehrwertsteueranspruch erst zu dem Zeitpunkt ent- 
steht, in dem die Gegenstände diese Aufsicht ver- 
lassen, um in den freien Verkehr gebracht zu wer- 
den (siehe auch Artikel 13 über die Steuersätze). 


Zu Artikel 12: Besteuerungsgnmdlage 

Wie die Definition des Steuertatbestands gilt auch 
die Definition der Besteuerungsgrundlage für jede 
einzelne Lieferung oder Einfuhr von Gegenständen 
bzw. Dienstleistung. 

Besteueningsgnindlage im, Inland 

Die Definition der Besteuerungsgrundlage muß sich 
für sämtliche Umsatzstufen brauchbar erweisen 
(System der fraktionierten Zahlung der Mehrwert- 
steuer). Diese Definition muß sich jedoch weniger 
nach der Art der zwischen Steuerpflichtigen bewirk- 
ten Umsätze richten, sondern mehr dem Wesen der 
Mehrwertsteuer als einer Steuer auf den Endver- 
brauch Rechnung tragen. 

Die Definition der Besteuerungsgrundlage muß des- 
halb vor allem so beschaffen sein, daß sie sich leicht 
auf der letzten Umsatzstufe anwenden läßt, auf der 
die Mehrwertsteuer in vollem Umfang von den 
Endverbrauchern zu tragen ist. Auf dieser Stufe 
wird eine einfache Definition benötigt, die für die 
große Masse der Steuerpflichtigen verständlich ist 
und von ihnen praktisch gehandhabt werden kann. 

In den weitaus meisten Fällen wird die Gegenlei- 
stung für eine Lieferung von Gegenständen oder 
eine Dienstleistung in einem Preis ausgedrückt, d. h. 
einen durch den Lieferer oder Dienstleistenden ge- 
forderten Geldbetrag. Es erscheint somit logisch, die 
Definition der Besteuemngsgrundlage in erster 
Linie auf den Preis - ein jedem Händler vertrauter 
Begriff - abzustellen, vorausgesetzt natürlich, daß 
es sich dabei nicht um einen fingierten Preis handelt 
und er die einzige Gegenleistung für den Umsatz 
bildet. Falls der Preis nicht die einzige Gegenleistung 
für den Umsatz darstellt (z. B. bei Tauschgeschäften, 
wenn der Lieferer zusätzlich zu dem Preis weitere 
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„Vergünstigungen" erhält oder wenn die Behörde 
den Nachweis erbringen kann, daß es sich um einen 
fingierten Preis handelt), muß die Besteuerungs- 
grundlage mit Hilfe einer theoretischen Definition 
(Normal wert) ermittelt werden, die es dann in jedem 
konkreten Ermittlungsfall in Zahlen auszudrüdcen 
gilt. 

Hierbei wird nicht das Ziel verfolgt, die bereits in 
der zweiten Richtlinie enthaltenen Bestimmungen 
über die Besteuerungsgrundlage umzustoßen, son- 
dern lediglich eine bestehende Praxis rechtlich zu 
fixieren. Da der in der zweiten Richtlinie verwandte 
Begriff des „Gegenwertes" in fast allen Fällen letz- 
ten Endes nichts anderes ist als der Preis, erschien 
es logischer in erster Linie von diesem Begriff des 
„Preises" und nur hilfsweise von dem des „Gegen- 
wertes" auszugehen. 

Was besteuert werden soll, ist nämlich nicht ein 
theoretischer Wert der Gegenstände und Dienst- 
leistungen, sondern die tatsächliche Aufwendung 
der Verbraucher. 

Zu den gemäß Absatz 3 in die Besteuerungsgnmd- 
lage nicht eihzubeziehenden Faktoren gehören die 
Teilzahlungs- und Verzugszinsen sowie die Kosten 
der zurückzugebenden Warenumschließungen. 

Der Ausschluß der Teilzahlungszinsen ist im Zu- 
sammenhang mit der in Artikel 14 B Buchstabe j 
vorgesehenen Steuerbefreiung der Kreditgeschäfte 
zu sehen. 

Der Ausschluß der Verzugszinsen ist durch den Um- 
stand gerechtfertigt, daß diese Zinsen den Charakter 
einer Vertragsstrafe tragen und mit keinem norma- 
len Handelsumsatz in Verbindung stehen. 

Durch den Ausschluß der Warenumschließungen sol- 
len häufige Korrekturen der Besteuerungsgrundlage 
vermieden werden, die sonst im Normalfall einer 
Rückgabe der Warenumschließungen durch den Kun- 
den erforderlich wären. 

Besteuerüngsgnindlage bei der Einfuhr 

Die Bestimmungen der zweiten Richtlinie sind hin- 
sichtlich der Besteuerungsgrundlage bei der Einfuhr 
ziemlich unklar und manchmal sogar widersprüch- 
lich. 

Einerseits sieht Artikel 8 Buchstabe c der zweiten 
Richtlinie vor, daß Besteuerungsgrundlage bei der 
Einfuhr von Gegenständen der Zoll^^ert ist, und 
zwar selbst in den Fällen, in denen diese Gegen- 
stände zollfrei sind (zum Beispiel sämtliche Gegen- 
stände, die aus den übrigen Mitgliedstaaten stam- 
men) oder keinem Wertzoll unterliegen. Nach An- 
hang A zu Artikel 8 Buchstabe c haben sich die Mit- 
gliedstaaten andererseits darum zu bemühen, bei 
Einfuhren von Gegenständen im innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr eine Besteuerungsgrundlage 
anzuwenden, die der für Inlandslieferungen gelten- 
den Besteuerungsgrmidlage soweit wie möglich ent- 


spricht (wobei es sich sicherlich nicht um den Zoll- 
wert handelt). Ferner hat jeder Mitgliedstaat die 
Möglichkeit, bei Einfuhren von Gegenständen aus 
dritten Ländern nicht den Zoll wert zugninde zu le- 
gen, sondern eine Besteuerungsgrundlage anzuwen- 
den, die der für Inlandslieferungen geltenden Be- 
steuerungsgrundiage soweit wie möglich entspricht. 
Schließlich war bei Verabschiedung der zweiten 
Richtlinie hinsichtlich Artikel 8 Buchstabe c beschlos- 
sen worden, daß die Kommission dem Rat sobald 
wie möglich Vorschläge darüber unterbreiten soll, 
welche gemeinsamen Kriterien bezüglich der Be- 
steuerungsgrundlage sowohl im innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr als auch für die Einfuhr von 
Gegenständen aus Drittländern anzuwenden sind, 
sofern ein oder mehrere MitglieÜstaaten hinsicht- 
lich dieser Einfuhren von der in Punkt 14 Absatz 2 
des Anhangs A der zweiten Richtlinie vorgesehenen 
Möglichkeit Gebrauch machen. 

Um die Lage zu klären, erwies es sich als notwendig, 
für eine vollkommene Entsprechung zwischen den 
Begriffen Besteuerungsgrundlage im innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr einerseits und Besteue- 
rungsgrundlage bei der Einfuhr andererseits zu sor- 
gen und dabei zu versuchen, diese Begriffe in den 
Fällen, in denen die Gegenstände Zöllen unterlie- 
gen, mit dem Begriff des Zollwerts in übereinstim- 
mimg zu bringen. Deshalb wurde die Begriffsbestim- 
mung des „Normalwerts", der sowohl im inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr als auch bei der 
Einfuhr zugrunde gelegt werden kann, so gefaßt, daß 
sie praktisch mit der des „Zollwerts" gleichbedeu- 
tend ist. Der Begriff des „Normalwerts" wird übri- 
gens bei der Einfuhr, so wie es auch beim Zollwert 
üblich ist, nur in Ausnahmefällen verwandt, in 
denen der Begriff des „entrichteten oder zu entrich- 
tenden Preises" nicht Anwendung finden kann. 
Sicherheitshalber wurde vorgesehen, daß in den Fäl- 
len, in denen der Zollwert ermittelt werden muß 
(aus Drittländern eingeführte und einem Wertzoll 
unterliegende Gegenstände), die Besteuerungs- 
grundlage der Mehrwertsteuer keinesfalls niedriger 
sein darf als der für den Zoll als Grundlage dienen- 
den Wert. 

Versdiiedene Bestimmungen 

Bleibt eine Lieferung von Gegenständen oder eine 
Dienstleistung endgültig (ganz oder teilweise) nicht 
bezahlt, kann die ursprüngliche Besteuerung sgrund- 
lage vermindert werden. Damit Mißbräuche verhin- 
dert werden, legen jedoch die Mitgliedstaaten die 
Modalitäten für die Durchführung dieser Bestim- 
mung fest. 

Eine sowohl bei inländischen Umsätzen als auch bei 
der Einfuhr anwendbare allgemeine Bestimmung ge- 
stattet schließlich den Mitgliedstaaten, für bestimmte 
Umsätze Pauschal- oder Mindestbesteuerüngsgrund- 
lagen beizubehalten oder einzuführen; zuvor hat sich 
der betreffende Mitgliedstaat jedoch an den Mehr- 
wertsteuerausschuß zu wenden. 
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Zu Artikel 13: Steuersätze 

Die Bestimmungen des Artikels 9 der zweiten Ridit- 
linie werden in den Absätzen 2, 3 und 4 übernom- 
men. Lediglich Absatz 1 enthält neue Bestimmungen, 
die für die Erhebung der eigenen Mittel der Gemein- 
schaften erforderlich sind. 


Zu Abschnitt X: Steuerbefreiungen 

Während in Artikel 10, Absatz 3 der zweiten Richt- 
linie vom 11. April 1967 den Mitgliedstaaten bezüg- 
lich der Steuerbefreiungen vorbehaltlich der in 
Artikel 16 der Richtlinie vorgesehenen Konsultation 
völlig freie Hanci gelassen werden konnte, macht 
die Festlegung einer einheitlichen steuerpflchtigen 
Bemessungsgrundlage, die zur Gewährleistung der 
Gleichmäßigkeit bei der Erhebung der eigenen Mit- 
tel der Gemeinschaften in den einzelnen Mitglied- 
staaten unerläßlich ist, auch eine einheitliche Fest- 
legung der Fälle von Steuerbefreiungen erforderlich. 

Bei der Aufstellung des Katalogs der Steuerbefreiun- 
gen wurde einerseits den in den Mitgliedstaaten 
bereits bestehenden Steuerbefreiungen und anderer- 
seits der Notwendigkeit Rechnung getragen, die 
Zahl der Steuerbefreiungen so niedrig wie möglich 
zu halten. Diese Notwendigkeit ergibt sich daraus, 
daß in dem System einer allgemeinen Verbrauch- 
steuer Ausnahmen von der R^gel der Besteuerung 
soweit wie irgend möglich vermieden werden müs- 
sen; sie erklärt sich jedoch ebenfalls aus den Nach- 
teilen, die mit diesen Steuerbefreiungen verbimden 
sind, insbesondere aus der Tatsache, daß Steuerbe- 
freiungen, die nicht mit dem grenzüberschreitenden 
Handelsverkehr in Zusammenhang stehen, zur 
Nichtabziehbarkeit der Vorsteuern führen. 


Zu Artikel 14 

Für die Steuerbefreiungen im Inland sind verschie- 
dene Gründe maßgeblich. In Artikel 14 A werden 
mehrere Steuerbefreiungen aufgezählt, die bereits 
in den meisten Mitgliedstaaten Anwendung finden. 
Es handelt sich vor allem um Steuerbefreiungen im 
Bereich der Post (a), des Gesundheitswesens (b, c, 
d, e, f), der Sozialfürsorge (g), des Unterrichts- und 
Erziehungswesens (h, i), des Sports (j) sowie zu- 
gunsten von Einrichtungen sozialer, kultureller oder 
erzieherischer Art (k). 

Die in Artikel 14 B auf geführten sonstigen Steuer- 
befreiungen betreffen verschiedene Bereiche wie 
Versicherungen, Kreditgeschäfte, Zahlungsverkehr, 
Börse, wo sie aus für alle Mitgliedstaaten gültigen 
allgemeinpolitischen Erwägungen gerechtfertigt er- 
scheinen. 

Hinsichtlich des Buchstabens d ist festzustellen, daß 
die Vermietung Von Grundstücken in den Mitglied- 
staaten aus technischen, wirtschaftlichen und sozia- 
len Gründen im allgemeinen steuerbefreit ist. Die 


Gründe, die für die Steuerbefreiimg bei der Vermie- 
tung von Wohngebäuden und bei landwirtschaft- 
lichen Pachtverhältnissen sprechen, gelten nicht für 
die Fälle einer Vermietung im Rahmen des Hotel- 
gewerbes und einer Vermietung von Grundstücken, 
die gewerblichen Zwecken dienen. 

Die im Buchstaben k vorgesehene Steuerbefreiung 
von Glückspielen und Lotterien rechtfertigt sich aus 
rein praktischen Gründen. Diese Tätigkeiten eignen 
sich nämlich schlecht für die Anwendung der Mehr- 
wertsteuer, und es wäre wirksamer, sie Sonder- 
steuem zu unterwerfen. 

Die Befreiungen gemäß Buchstaben 1 und m nehmen 
.die erforderliche Korrektur an den Bestimmungen 
der Artikel 4 und 5 über Lieferungen von Gebäuden 
und von Baugrundstücken vor. Es handelt sich dar- 
um, die Besteuerung von bestimmten Lieferungen zu 
vermeiden, selbst wenn diese von Steuerpflichtigen 
vorgenommen werden, die eine der in Artikel 4, 
Absatz 2 genannten wirtschaftlichen Tätigkeiten aus- 
üben. 

Eine solche Steuerbefreiung erscheint aus folgenden 
Gründen gerechtfertgt: 

— entweder weil bei dem vorausgehenden Erwerb 
des Grundstückes keinerlei Steuerabzugsrecht 
entstanden war (Grundstück, das sich bereits 
außerhalb des Anwendungsbereiches der Mehr- 
wertsteuer bei and, oder Grundstück, das mit 
Mehrwertsteuerbelastung, aber ohne Abzugs- 
recht erworben wurde), 

— oder weil es sich nicht um ein Baugrundstück im 
Sinne von Artikel 4, Absatz 3, Buchstabe c han- 
delt. 


Zu Artikel 15: Steuerbefreiungen bei der Einfuhr 

Auch für die Steuerbefreiungen bei der Einfuhr spra- 
chen verschiedene Gründe. Hierunter fallen insbe- 
sondere die im Inland steuerbefreiten Gegenstände, 
jedoch wurden auch die allgemeinen Grundsätze des 
Zollrechts berücksichtigt, um Mehrwertsteuer- und 
Zollregelung zu koordinieren und die Verwaltungs- 
arbeit zu vereinfachen. Zwar liegen den Zollbe- 
freiungen bei der Einfuhr nicht notwendigerweise 
die gleichen Überlegungen zugrunde wie bei der 
Mehrwertsteuer, jedoch sind in vielen Fällen (Be- 
freiungen für Diplomaten, vorübergehende Einfuhr, 
Transit und Lagerung, Befreiungen im Reiseverkehr 
und für Kleinsendungen usw. . . .) angestrebtes Ziel 
und wirtschaftliche Begründung identisch. 

Die Nummern 1, 2, 3, 6, 7, 8, 10 und 11 erfordern 
keine besonderen Erläuterungen, während bei den 
übrigen Nummern einige Klarstellungen angebracht 
sind. Die in Nummer 4 vorgesehene Befreiung be- 
trifft solche Gegenstände, für die eine nichttarifäre 
Zollbefreiung gilt, d. h. die Zollbefreiung, die in den 
Anmerkungen zu den nationalen Zolltarifen unter 
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den von dem Mitgliedstaat festgelegten Modalitäten 
vorgesehen ist (z. B. Umzugsgut, Heiratsgut, Früchte 
und Erzeugnisse des an der Grenze gelegenen 
Grundeigentums) . 

Um häufige Fälle von Doppelbesteuerung zu vermei- 
den, wurde in Numpier 5 der Begriff der Wiederein- 
fuhr von Gegenständen in dem Zustand, in dem sie 
ausgeführt wurden, auf die Wiedereinfuhr von Kraft- 
fahrzeugen, die in einem anderen Mitgliedstaat wie- 
der fahrbereit gemacht werden mußten, ausgedehnt. 

Ebenfalls in dem Bestreben, Doppelbesteuerungen 
zu vermeiden, wird gemäß Nummer 9 die Einfuhr 
von gebrauchten Gegenständen befreit, die nicht 
unter eine der in diesem Artikel genannten anderen 
Steuerbefreiungen fallen. Dies gilt zum Beispiel für 
Kraftfahrzeuge, Boote usw. von in einem Mitglied- 
staat ansässigen Privatpersonen, bei deren Erwerb 
die Mehrwertsteuerbelastung ohne Recht auf Steuer- 
abzug eintrat und die, wenn der Besitzer in ein an- 
deres Gemeinschaftsland umzieht, erneut der Steuer 
unterworfen würden. Es erschien wünschenswert, 
die Besteuerung dieser Gegenstände auf die Fälle 
zu beschränken, in denen ein Unterschied zwischen 
dem Satz der nationalen Steuer und dem der 
Steuer des anderen Mitgliedstaates zu Steuerhinter- 
ziehung führen könnte. 


Zu Artikel 16: Steuerbefreiungen bei Ausfuhrum- 
sätzen, diesen gleichgestellten Umsät- 
zen und grenzüberschreitenden Be- 
förderungen 

Entsprechend dem Grundkonzept des Steuersystems, 
demzufolge bei den Ausfuhren jegliche Mehrwert- 
steuervorbelastung entfallen soll, werden in Arti- 
kel 16 diejenigen Umsätze auf geführt, die von der 
Mehrwertsteuer befreit sind, für die aber dennoch 
das Recht auf Abzug der Vorsteuer gegeben ist. Für 
die Mehrzahl der hier genannten Befreiungsfälle er- 
übrigt sich eine Begründung, da es sich um Befreiun- 
gen handelt, die in den Mitgliedstaaten bereits An- 
wendung finden. Dies gilt zum Beispiel für die in 
den Nummern 1, 2 und 3 genannten Lieferungen von 
Gegenständen, die nach Orten außerhalb des natio- 
nalen Hoheitsgebiets versandt oder verbracht wer- 
den, sowie für die diesen gleichgestellten Umsätze 
im Sinne der Nummern 4, 5, 6, 7, 8, 9, 1 1 und 12. 

Der Ausschluß der Vergnügungsschiffe und -boote 
von der Steuerbefreiung der Lieferungen von See- 
schiffen und der damit zusammenhängenden Ver- 
sorgungslieferungen und Dienstleistungen rechtfer- 
tigt sich aus dem Charakter der Umsätze, die zu der 
sehr breiten Skala von Gegenständen und Dienst- 
leistungen für den Endverbrauch gehören und des- 
halb der Mehrwertsteuer unterliegen müssen. 

Die Befreiung der Dienstleistungen laut Nummer 10 
stellt die erforderliche Korrektur zu den Bestimmun- 
gen des Artikels 10 dar. 


Nach Artikel 10 ist der Ort der Dienstleistungen der 
Ort, an dem der Dienstieistende ansässig ist. Es folgt 
daraus grundsätzlich, daß eine Dienstleistung, die 
an einen in einem anderen Mitgliedstaat oder außer- 
halb der Gemeinschaft ansässigen Empfänger er- 
bracht wird, beim Dienstleistenden besteuert wird. 

Die Anwendung dieser Regel auf die in Nummer 10 
genannten Dienstleistungen scheint jedoch wenig 
wünschenswert. 

Die Anwendung des allgemeinen Grundsatzes, so wie 
er in Artikel 10 definiert ist, auf diejenigen Dienst- 
leistungen, die an einen in einem anderen Land als 
der Dienstleistende ansässigen Empfänger erbracht 
werden, würde nämlich für die Dienstleistenden der 
Gemeinschaft zu Wettbewerbs Verzerrungen gegen- 
über Dienstleistenden von dritten Ländern führen 
und innerhalb der Gemeinschaft wegen der zwischen 
den Mitgliedstaaten bestehenden Unterschiede in 
den Steuersätzen Wettbewerbsverzerrungen zwi- 
schen den Dienstleistenden hervorrufen, je nachdem 
in welchem Mitgliedstaat sie ansässig sind. 

Deshalb ist für die in Nummer 10 genannten Dienst- 
leistungen eine Steuerbefreiung im Land des Dienst- 
leistenden vorgesehen, vorausgesetzt, daß dieser den 
Nachweis erbringt, daß der Empfänger außerhalb 
der Gemeinschaft ansässig ist, wobei kein Nachweis 
darüber gefordert wird, daß der Empfänger ein 
Steuerpflichtiger im Sinne des Artikels 4 ist. Wenn 
hingegen der Empfänger in einem anderen Mitglied- 
staat ansässig ist, muß der Dienstleistende zur Ver- 
meidung von Fällen der Nichtbesteuerung den Nach- 
weis erbringen, daß der Empfänger ein Steuerpflich- 
tiger ist; letzterer jst im übrigen gemäß Artikel 2 
Nummer 3 und Artikel 23 Nummer 8 verpachtet, ge- 
genüber der für ihn zuständigen nationalen Steuer- 
behörde eine Erklänmg über diese Dienstleistung 
abzugeben. 

Die Befreiung der grenzüberschreitenden Beförde- 
rungsleistungen wird in Nummer 1 3 geregelt. 

Buchstabe a behandelt die Steuerbefreiung der Be- 
förderung von eingeführten Gegenständen bis zum 
ersten Bestimmungsort, bei dem es sich im allgemei- 
nen um den Ort handelt, der in dem Begleitdoku- 
ment für die aus dem Ausland kommenden Gegen- 
stände bezeichnet ist. Es handelt sich dabei um eine 
rein technische Befreiung zur Vereinfachung der 
Steueranwendung. Die Kosten der somit befreiten 
Beförderungsleistung sind nämlich auf Grund von 
Artikel 12 B Absatz 2 Buchstabe b in die für die Ein- 
fuhr von Gegenständen geltende Besteuerungs- 
grundlage einbezogen. 

Buchstabe b betrifft die Beförderung von Gegenstän- 
den, deren Bestimmungsort außerhalb des nationalen 
Hoheitsgebietes liegt, nach einem Ausfuhrlager oder 
im Wege der Durchfuhr. Diese Steuerbefreiung 
wirtschaftlicher Art ist mit der Steuerbefreiung ver- 
bunden, die für die dabei beförderten Gegenstände 
gilt. 
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Die Steuerbefreiung gemäß Buchstabe c gilt für die 
nationale Beförderungsstrecke der grenzüberschrei- 
tenden Beförderung von Personen auf dem Luft- oder 
Seewege. Diese Steuerbefreiung erschien zweck- 
mäßig, um praktische Besteuerungsschwierigkeiten 
zu vermeiden, die sich bei der gegenwärtigen Lage 
aus einem unvermittelten Wechsel in der steuer- 
lichen Regelung für diese Beförderungen ergeben 
könnten. Diese Befreiung steht allerdings im Ge- 
gensatz zu dem Grundprinzip des gemeinsamen 
Mehrwertsteuersystems, wonach sämtliche Beförde- 
rungsarten steuerlich gleichzubehandeln sind. Des- 
halb ist die Befreiung zeitlich bis zum 1. Januar 1975 
befristet (siehe Artikel 28), und die Kommission muß 
diese Frist nutzen, um die praktischen Besteuerungs- 
modalitäten für sämtliche Personenbeförderungen in 
der Gemeinschaft unabhängig von der Nationalität 
der sie durchführenden Beförderungsunternehmen 
auszuarbeiten. 

Zu den in diesem Artikel vorgesehenen Befreiun- 
gen tritt die Erstattung der Steuer hinzu, die den für 
die Ausführung dieser Umsätze erforderlichen „In- 
put" belastet hat. 


Zu Artikel 17: Entstehung und Umfang des Rechts 
au! Vorsteuerabzug 

Absatz 1: 

In diesem Absatz wird der Zeitpunkt bestimmt, von 
dem ab das Recht auf Vorsteuerabzug ausgeübt wer- 
den kann und folglich der Erklärxmgszei träum, in 
dem dieser Abzug vorzunehmen ist. Ein Steuerpflich- 
tiger darf sein Abzugsrecht erst dann ausüben, wenn 
hinsichtlich der auf den Vorumsatz entfallenden 
Steuer der Steueranspruch entstanden ist. 

Absatz 2: 

Unterabsatz 1 entspricht in großen Zügen den Be- 
stimmungen des Artikels 11 Absatz 1. der zweiten 
Richtlinie und bestimmt die Fälle, in denen der Vor- 
steuerabzug zulässig ist. Aufrecht erhalten wurde 
der Grundsa'tz der Nichtabziehbarkeit der Mehrwert- 
steuerbelastung auf Gegenstände *und Dienstleistun- 
gen, die zur Ausführung nicht steuerbarer oder 
steuerbefreiter Umsätze (ausgenommen im Ausland 
bewirkte Umsätze und Ausfuhren) verwendet wur- 
den. Das Vorsteuerabzugsrecht wurde als vierte 
Möglichkeit auf den Fall ausgedehnt, in dem die 
Steuer vom Empfänger einer Dienstlei stüng entrich- 
tet oder geschuldet wird, die von einem ausländi- 
schen Dienstleistenden gemäß Artikel 2 Nummer 3 
erbracht wird, sofern der Dienstleistungsempfänger 
die Eigenschaft eines Steuerpflichtigen besitzt. 

Absatz 3: 

Hierdurch wird die für die Mitgliedstaaten gemäß 
Nummer 21 von Anhang A der zweiten Richtlinie 
bisher bestehende Kannvorschrift nunmehr in eine 
Muß Vorschrift umgewandelt. 


Absatz 4: 

Mt dieser Bestimmung soll vermieden werden, daß 
ein im Ausland ansässiger Steuerpflichtiger end- 
gültig die ihm in einem anderen als seinem Land in 
Rechnung gestellte Steuer tragen muß. Dies gilt zum 
Beispiel für einen Unternehmer, der an einer Aus- 
stellung im Ausland teilnimmt, oder auch für einen 
Beförderungsuntemehmer, dessen Lastkraftwagen 
im Ausland repariert werden muß. Auf diese Weise 
wird eine wirtschaftliche Doppelbesteuerung vermie- 
den. 

Absatz 5^ 

Dieser Absatz übernimmt in etwa die einschlägigen 
Bestimmungen der zweiten Richtlinie (Artikel 11 
Absatz 2 Unterabsatz 3 und Anhang A Nummer 22) 
über die allgemeine Pro-rata-Regel. Er enthält in- 
dessen im letzten Unterabsatz eine neue Bestim- 
mung, mit der Ungleichmäßigkeiten der Besteuerung 
vermieden werden sollen. Diese Ungleichmäßigkei- 
ten können sich sowohl zum Schaden wie auch zum 
Vorteil des Steuerpflichtigen auswirken, da die all- 
gemeine Pro-rata-Regel einen pauschalen Charakter 
aufweist, so daß Abzüge möglich sind, die niedriger 
oder höher liegen als es aufgrund der tatsächlichen 
Zuordnung zulässig wäre. Deshalb können die Mit- 
gliedstaaten dem Steuerpflichtigen gestatten oder 
vorschreiben, spezielle Pro-rata-Sätze zu ermitteln 
und den Abzug entsprechend der tatsächlichen Zu- 
ordnung der Gesamtheit oder eines Teils der Gegen- 
stände oder Dienstleistungen zu den steuerpflich- 
tigen Tätigkeiten vorzunehmen, sofern der Steuer- 
pflichtige diese Zuordnung anhand getrennter Auf- 
zeichnungen nachweisen kann. 

Absatz 6; 

Bestimmte Ausgaben dienen, selbst wenn sie im 
Rahmen der normalen Unternehmenstätigkeit anfal- 
len, auch privaten Zwecken, und ihre Aufteilung in 
„berufliche" und „private“ Ausgaben läßt sich nicht 
einwandfrei nachprüfen. 

Deshalb ist für die in Absatz 6 aufgeführten Aus- 
gabenkategorien der Abzug nicht zugelassen, damit 
unter Vermeidung von Mißbräuchen oder erheb- 
lichen Steuerhinterziehungen eine einheitliche Erhe- 
bung der eigenen Mittel sichergestellt wird. 


Zu Artikel 18: Ausübung des Abzugsrechts 

Absatz 1: 

In diesem Absatz werden die rein formalrechtlichen 
Voraussetzungen für die Ausübung des Abzugs- 
rechts festgelegt (Besitz einer Rechnung, eines Zoll- 
dokuments oder Erfüllung sonstiger Förmlichkeiten). 

Die Rechnung stellt lediglich einen Beleg für das Ab- 
zugsrecht dar; liegt kein tatsächlicher Umsatz (Lie- 
ferung eines Gegenstands oder Dienstleistung) vor, 
entfällt jegliches Abzugsrecht. 
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Absatz 2: 

Hiernach wird der bereits in Artikel 11 Absatz 3 
Unterabsatz 1 der zweiten Richtlinie vorgesehene 
Grundsatz des Sofort abzugs beibehalten. 

Die nach Absatz 1 abziehbare Steuer muß für den 
gleichen Erklärungszeitraum tatsächlich in Abzug 
gebracht werden, in dem gemäß Artikel 17 Absatz 1 
der Anspruch auf die abziehbare Steuer entsteht. 

Eine einzige Ausnahme von diesem Grundsatz be- 
trifft diejenigen Personen, die nur aufgrund der in 
Artikel 4 Absatz 3 Buchstaben b und c bezeichneten 
Gelegenheitsumsdtze steuerpflichtig sind. Hier muß 
nämlich vermieden werden, daß Abzüge zugestan- 
den werden, solange nicht nachgewiesen werden 
kann, daß ein steuerpflichtiger Einzeluhisatz vor- 
liegt. 

Außerdem sprachen Zweckmäßigkeitsgründe dafür, 
vorzusehen, daß ein Steuerpflichtiger, der den Ab- 
zug nicht rechtzeitig vornehmen konnte, das Ab- 
zugsrecht innerhalb einer bestimmten Frist ausüben 
darf. ‘ 

Absatz 3: 

Gemäß Absatz 3 soll vermieden werden, daß beim 
Steuerpflichtigen ein Steuerüberhang dadurch ent- 
steht, daß der Betrag der zulässigen Abzüge den für 
den gleichen Besteuerungszeitraum für diese steuer- 
pflichtigen Umsätze geschuldeten Steuerbetrag über- 
steigt. 


Zu Artikel 19: Berechnung des Pro-rata-Satzes des 
Vorsteuerabzugs 

Absätze 1 und 3: 

Um Divergenzen zwischen den nationalen Rechts- 
vorschriften in bezug auf Bestimmung und Berech- 
nung der für die Ermittlung des normalen Pro-rata- 
Satzes zu berücksichtigenden Faktoren zu vermei- 
den, war es notwendg, hierzu genauere Regeln fest- 
zulegen. 

Absatz 2: 

Die in diesem Absatz genannten Umsatzbeträge 
sind bei der Berechnung des Pro-rata-Satzes außer 
Ansatz zu lassen, damit sie nicht dessen eigentliche 
Bedeutung verfälschen, sofern diese Umsatzbeträge 
nicht die berufliche Tätigkeit der Steuerpflichtigen 
widerspiegeln. Dies trifft zu für die Verkäufe von 
Investitionsgütern und für Grundstücks- oder Finanz- 
umsätze, die nur als Hilfsumsätze getätigt werden, 
d. h. die innerhalb des Gesamtumsatzes des Unter- 
nehmens nur eine nebensächliche oder zufällige Rol- 
le spielen. Diese Umsätze werden übrigens nur dann 
ausgeschlossen, wenn sie nicht in den Rahmen der 
regelmäßig ausgeübten beruflichen Tätigkeit des 
Steuerpflichtigen fallen. 


Zu Artikel 20: Berichtigung des Vorsteuerabzugs 

Absatz 1: 

Bereits vorgenommene Abzüge müssen berichtigt 
werden, wenn es sich zeigt, daß sie in der Steuer- 
erklärung nicht ordnui:jgsmäßig vorgenommen wor- 
den sind oder wenn sich die ursprüngliche Lage durch 
Eintreten neuer Tatsachen ändert. Wegen der finan- 
ziellen Auswirkungen der Berichtigung des Vor- 
steuerabzugs ist es erforderlich, hierfür gemeinsame 
Regeln festzulegen. 

Die Berichtigung des Vorsteuerabzugs findet statt: 

a) wenn der ursprüngliche Vorsteuerabzug höher 
oder niedriger ist als der, zu dessen Vornahme 
der Steuerpflichtige bei Abgabe der Steuererklä- 
rung berechtigt war: 

entweder bei Irrtum oder wenn der für die be- 
steuerten Tätigkeiten angesetzte Vomhundert- 
satz des Abzugs zu hoch oder zu niedrig bemes- 
sen wurde (bei Gegenständen und bei Dienstlei- 
stungen, die dazu bestimmt sind, gleichzeitig be- 
steuerten und nicht besteuerten Tätigkeiten zu- 
geordnet zu werden) ; 

oder bei Berichtigung der für die einzelnen Tätig- 
keitsbereiche des Steuerpflichtigen gemäß Arti- 
kel 17 Absatz 5 Buchstabe a festgelegten Pro- 
rata-Sätze; 

b) wenn der Unterschied zwischen dem endgültigen 
Pro-rata-Satz und dem in Artikel 19 bestimmten 
vorläufigen Pro-rata-Satz mehr als zehn Punkte 
beträgt; 

c) wenn sich die bei der Berechnung des Abzugsbe- 
trags berücksichtigten Faktoren nach Abgabe der 
Erklärung geändert haben. 

Dies kann insbesondere der Fall sein: 

— wenn ein Kauf, für den der Steuerpflichtige 
bereits den Vorsteuerabzug vorgenommen 
hat, rückgängig gemacht wird oder wenn der 
Steuerpflichtige auf den ursprünglich verein- 
barten Preis einen Rabatt erlangt; 

— im Falle eines nicht ordnungsgemäß nachge- 
wiesenen Verlustes von Gegenständen, de- 
ren Mehrwertsteuerbelastun^ der Steuer- 
pflichtige bereits in Abzug gebracht hat. Um 
jedoch zu vermeiden, daß zu dem wirtschaft- 
lichen Verlust noch ein steuerlicher Nachteil 
hinzukomint, mußte vorgesehen werden, daß 
eine Berichtigung der Abzüge unterbleibt, 
wenn die Zerstörung, der Verlust oder der 
Diebstahl nach den von den Mitgliedstaaten 
festzulegenden Modalitäten nachgewiesen 
wird; 

d) wenn der Steuerpflichtige von der Normalrege- 
lung auf die Sonderregelung für Kleinuntemeh- 
men (Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe a) oder auf 
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die Sonderregelung für landwirtschaftliche Erzeu- 
ger (Artikel 27) übergeht. Nach der Normalrege- 
lung ist nämlich insbesondere für Investitionen 
der vollständige und sofortige Vorsteuerabzug 
zugelassen, was jedoch nicht für die Sonderrege- 
lungen gilt. Somit erschien es zweckmäßig, eine 
Berichtigung der Abzüge vorzusehen, die der 
Steuerpflichtige im Rahmen der Normalregelung 
vorgenommen hat, damit dieser Steuerpflichtige, 
wenn er für eine der Sonderregelungen optiert, 
hinschtlich der Abzüge nicht gegenüber den an- 
deren der Sonderregelung unterliegenden Steuer- 
pflichtigen begünstigt wird. 

Absatz 2: 

In diesem Absatz wird die bereits in Artikel 11 
Absatz 3 Unterabsatz 3 der zweiten Richtlinie ent- 
haltene Bestimmung präzisiert, wonach der Vor- 
steuerabzug für Investitionsgüter während eines 
Zeitraums von fünf Jahren der Berichtigung unter- 
liegt. 

Außerdem erschien es zweckmäßig vorzuschreiben, 
daß die Berichtigung unterbleibt, wenn die Schwan- 
kung des Pro-rata-Satzes weniger als zehn Punkte 
beträgt, wie sich dies bereits aus Artikel 20 Absatz 1 
Buchstabe b ergibt. 


Zu Artikel 21 ; Steuerschuldner 

Es erschien notwendig zu regeln, wer Steuerschuld- 
ner gegenüber dem Fiskus ist, da nicht nur steuer- 
pflichtige Personen im Sinne von Artikel 4, sondern 
auch andere Personen zur Entrichtung der Mehrwert- 
steuer verpflichtet sein können. 

Die sehr umfasesnde Begriffsbestimmung des Steuer- 
pflichtigen gemäß Artikel 4 ermöglicht es, auf dem 
nationalen Hoheitsgebiet jeden gelegentlichen oder 
sogar einmaligen Umsatz zu besteuern, der von 
einer Person bewirkt wird, die ihre wirtschaftliche 
Tätigkeit im Ausland ausübt. 

Bestimmte Dienstleistungen sind gemäß Artikel 16 
im Land des Dienstleistenden befreit, wenn der 
Empfänger im Ausland ansässig ist. Soll eine Nicht- 
besteuerung im Land des Empfängers vermieden 
werden, muß der Empfänger als Steuerschuldner 
herangezogen werden. 

Ferner muß jede Person, die die Mehrwertsteuer 
in einer Rechnung ausweist, als Steuerschuldner gel- 
ten, und zwar schon wegen des Abzugsrechts, das 
diese Rechnung dem steuerpflichtigen Abnehmer 
oder Dienstleistungsempfänger verschaffen kann. 

Steuerschuldner bei der Einfuhr ist der Empfänger 
des Gegenstands. Im Falle der Einfuhr zum Ver- 
bringen in den freien Verkehr handelt es sich in der 
Regel um die Person, die zum Zeitpunkt der Einfuhr 
wie ein Eigentümer über den Gegenstand verfügen 
kann. 


Zu Artikel 22: Feststellung der Steuerschuld und 
Fälligkeit der Steuer 

Die Veranlagung einer Steuer umfaßt notwendiger- 
weise folgende Vorgänge: 

— Identifizierung und gegebenenfalls Ausfindig- 
machen des Steuerpflichtigen; 

— Feststellung der Steuerschuld, was die Feststel- 
lung des Steuertatbestandes und der Besteue- 
rungsgrundlage, d. h. die Feststellung und Be- 
wertung des Steuerobjekts beinhaltet; 

— Beredinung der Steuerschuld. 

Diese Vorgänge führen sodann zur Zahlung oder 
zur Einziehung (gegebenenfalls Beitreibung) der 
Steuerschuld. 

Obwohl bei der Mehrwertsteuer Steuertatbestand 
und Steueranspruch in jedem einzelnen Fall einer 
Lieferung von Gegenständen und einer Dienstlei- 
stung eintritt bzw. entsteht, ist es der Steuerbehörde 
in der Praxis nicht möglich, eine Fülle von steuer- 
pflichtigen Umsätzen im Augenblick ihrer Abwick- 
lung jeweils zu ermitteln und festzustellen. Deshalb 
ist vorgesehen, daß der Steuerpflichtige eine Steuer- 
erklärung abzugeben hat, in der die innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes bewirkten Umsätze zusam- 
mengefaßt sind und die es der Steuerbehörde er- 
laubt, die Steuerschuld festzustellen, deren Entrich- 
tung zu verlangen und sie nachträglich zu kontrol- 
lieren. 


Zu Abschnitt XIV: Pflichten der Steuerpflichtigen 

Wie in Abschnitt XIII bereits ausgeführt, sollen die 
Pflichten der Steuerpflichtigen Feststellung und Ein- 
ziehung der Steuerschuld ermöglichen. 

Gegenüber der zweiten Richtlinie und ihrem An- 
hang tritt nur ein Mindestmaß an Änderungen ein, 
die sich aus dem Bestreben erklären, einmal eine aus- 
gewogene Erhebung des die eigenen Gemeinschafts- 
einnahmen deckenden Mehrwertsteueranteils zu ge- 
währleisten und zum anderen die Steuerpflichtigen 
nicht mit zusätzlichen Verwaltungsformalitäten zu 
belasten. 

Zu Artikel 23: Pflichten bei inländischen Umsätzen 

Absatz 1: 

Hierin wird lediglich die in jedem Mitgliedstaat gel- 
tende Rechtslage bestätigt, wonach der Steuerpflich- 
tige die Aufnahme, den Wechsel und die Beendi- 
gung seiner Tätigkeit als Steuerpflichtiger anzuzei- 
gen hat. 

Absatz 2: 

Die entsprechende Bestimmung der zweiten Richt- 
linie, die das Führen von Aufzeichnungen vor- 
schreibt, wird unverändert übernommen. 
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Absatz 3: 

Obwohl die Rechnung das grundlegende Dokument 
darstellt, das dem Steuerpflichtigen die Ausübung 
seines Abzugsrechts (siehe Artikel 18) ermöglicht, 
erschien es nicht erforderlich, die mannigfachen 
nationalen Vorschriften über die Modalitäten der 
Rechnungsausstellung zu vereinheitlichen. Diese 
Modalitäten sind nämlich nicht nur durch steuerliche 
Erfordernisse bedingt, sondern entsprechen in erster 
Linie den herrschenden Handelsbräuchen. Immerhin 
wurden die Bestimmungen der zweiten Richtlinie 
in einigen Punkten stärker präzisiert. 


Absätze 4 und 5: 

Die Bestimmung über die von jedem Steuerpflich- 
tigen abzugebende periodische Steuererklärung, die 
„alle für die Feststellung des geschuldeten Steuer- 
betrugs und der vorzunehmenden Vor Steuerabzüge 
erforderlichen Angaben" enthalten muß, wurde in 
der Weise vervollständigt, daß die Steuerbehörden 
zum gegebenen Zeitpunkt über alle Angaben ver- 
fügen, die für die Berechnung des aus dem Mehr- 
wertsteueraufkommen zu deckenden Teils der Eigen- 
einnahmen erforderlich sind. 

Absatz 6: 

Die Entrichtung der Mehrwertsteuer fällt weiterhin 
mit der Abgabe der periodischen Steuererklärung 
zeitlich zusammen. 

Absatz 7: 

Keinerlei Änderung wurde an der Bestimmung vor- 
genommen, wonach der Steuerpflichtige gegebenen- 
falls im Laufe des ersten Halbjahres eines jeden 
Jahres eine Erklärung im Hinblick auf etwaige Be- 
richtigungen abgeben muß. 

Absatz 8: 

Die Anzeigeverpfiichtung des Empfängers bestimm- 
ter Dienstleistungen, die im Lande des Dienstleisten- 
den steuerbefreit sind, ergibt sich aus dem in Arti- 
kel 21 niedergelegten Grundsatz, wonach die Mehr- 
wertsteuer für derartige Dienstleistungen vom Emp- 
fänger geschuldet wird. 

Absatz 9: 

Da es sich bei der Mehrwertsteuer um eine Steuer 
handelt, deren Aufkommen auch nach Einführung 
der Regelung betreffend die eigenen Einnahmen der 
Gemeinschaft weiterhin zum größten Teil den Mit- 
gliedstaaten zufließt, behalten diese die Möglich- 
keit, ihren Steuerpflichtigen zusätzliche Pflichten 
aufzuerlegen, wenn sie der Auffassung sind, daß 
dies für die Steuererhebung oder zur Bekämpfung 
der Steuerhinterziehung erforderlich ist. 


Artikel 24: Pflichten bei der Einfuhr 

Die steuerlichen Unterschiede sind nicht der allei- 
nige Grund dafür, daß die Kontrollen durch die Zoll- 
dienststellen an den innergemeinschaftlichen Gren- 
zen bestehen bleiben. Die den Steuerschuldnern 
obliegende Pflicht zur Abgabe von Zollerklärungen 
bei der Einfuhr erklärt sich auch dadurch, daß zahl- 
reiche einzelstaatliche Vorschriften nicht steuerlicher 
Art bestehen. 

Andererseits dürften allein die Unterschiede steuer- 
licher Art es nicht erforderlich machen, in allen Fäl- 
len eine physische Warenkontrolle an den Grenzen 
vorzunehmen. Hinsichtlich der Mehrwertsteuer bei 
der Einfuhr verlangen die meisten Mitgliedstaaten 
jedoch wie bei den Zöllen weiterhin die Abgabe von 
Erklärungen Fall für Fall. Wenn aber diese Erklä- 
rungen Einfuhren betreffen, die durch Steuerpflich- 
tige vorgenommen wurden, stellen sie in Wirklich- 
keit lediglich „Vorauserklärungen" dar, die die Fest- 
stellung und Erhebung der geschuldeten Steuer er- 
möglichen, die in diesen Fällen ohnehin wieder ab- 
ziehbar ist. Die Erfahrung hat gezeigt, daß die 
Erklärungsabgabe und die Grenzkontrollen zumin- 
dest hinsichtlich der Mehrwertsteuer sehr weit- 
gehend vereinfacht und gegebenenfalls in das Inland 
verlegt werden können. Die Möglichkeit einer Besei- 
tigung der Grenzkontrollen darf nicht mit der Besei- 
tigung der Steuergrenzen (Beseitigung der steuer- 
lichen Entlastung der Ausfuhr und der Besteuerung 
der Einfuhr) verwechselt werden. Es werden indes- 
sen in diese Richtlinie Bestimmungen auf genommen, 
wonach es den Mitgliedstaaten freisteht, eine Rege- 
lung einzuführen oder weiterhin anzu wenden, die 
die „Aussetzung" oder den „Aufschub" der Ent- 
richtung der auf Grund der Einfuhr geschuldeten 
Mehrwertsteuer erlaubt. Diese Bestimmungen haben 
grundsätzlich keinerlei Einfluß auf die steuerpflich- 
tige Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer. Sie 
betreffen lediglich die Modalitäten der Zahlung der 
-im übrigen abziehbaren - Einfuhrsteuer durch die 
Steuerpflichtigen und dürften sich auf die gemein- 
schaftlichen Eigenmittel nicht auswirken. 

Artikel 24 weist in diese Richtung und berücksichtigt 
den insbesondere vom Europäischen Parlament ge- 
äußerten Wunsch nach Beseitigung der Kontrollen 
an den innergemeinschaftlichen Grenzen. 


Artikel 25: Kleinuntemehmen 

In Artikel 14 der zweiten Richtlinie ist bereits 
bestimmt worden, daß es jedem Mitgliedstaat vor- 
behaltlich eines Konsultationsverfahrens freisteht, 
auf Kleinunternehmen, bei denen die Anwendung 
der normalen Mehrwertsteuerregelung auf Schwie- 
rigkeiten stoßen würde, die Sonderregelung anzu- 
wenden, die den nationalen Erfordernissen und 
Möglichkeiten am besten entspricht. 
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Trotz der weitreichenderen Anforderungen, die die 
Ausarbeitung der einheitlichen steuerpflichtigen 
Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer stellt, 
bleibt diese Bestimmung durchaus mit den Zielen 
dieses Vorhabens vereinbar, unter der Vorausset- 
zung allerdings, daß sie mit der Notwendigkeit einer 
gemeinsamen Politik gegenüber den Kleinuntemeh- 
men in Einklang gebracht wird. 

Mit dieser gemeinsameii Politik soll verhindert wer- 
den, daß Transparenz und Neutralität der Steuer 
sowie deren ausgewogener Beitrag zu den eigenen 
Einnahmen der Gemeinschaft durch zu stark diver- 
gierende nationale Maßnahmen gefährdet werden. 

In diesem Zusammenhang erscheint es ausreichend, 
wenn innerhalb eines gemeinsamen Rahmens eine 
gewisse Zahl von Möglichkeiten vorgesehen wird, 
von denen die Mitgliedstaaten Gebrauch machen 
können, um die mit der Anwendung der Mehrwert- 
steuer auf die Kleinunternehmen verbundenen 
Schwierigkeiten zu bewältigen. 

Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe a sieht in erster Linie 
die Möglichkeit vor, solche Steuerpflichtigen, deren 
Jahresumsatz, Steuer nicht einbegriffen, 4000 Rech- 
nungseinheiten nicht übersteigt, von der Mehrwert- 
steuer zu befreien 

Schließlich kann Steuerpflichtigen, deren Jahresum- 
satz, Steuer nicht einbegriffen, 12 500 Rechnungsein- 
heiten nicht übersteigt, eine degressive Steuerer- 
mäßigung (Abschlag) gewährt werden. Diese Bestim- 
mung ergänzt die vorausgehende. Sie dürfte die 
Mitgliedstaaten, die eine Steuerbefreiung gewähren 
wollen, in die Lage versetzen, einen elastischen und 
gerechten Übergang zur normalen Mehrwertsteuer- 
regelung zu gewährleisten. Es ist jedoch darauf hin- 
zuweisen, daß eine degressive Steuerermäßigung nur 
als Ergänzung zu einer Steuerbefreiung möglich ist. 
Würde sie nämlich selbständig bestehen, wäre, sie 
einzig und allein eine Subvention zugunsten der 
betroffenen Steuerpflichtigen. Als solche hätte sie 
jedoch keinerlei Daseinsberechtigung. 

Als Abgrenzungsmerkmal für den Anwendungs- 
bereidi der Steuerbefreiung und der etwaigen 
degressiven Steuerermäßigung wurde schließlich die 
Höhe des Umsatzes gewählt. Diese Größe bietet 
nämlich die getingsten Schwierigkeiten für eine 
Berechnung durch die Steuerpflichtigen und die Kon- 
trolle durch die Steuerbehörde. 

Jeder Mitgliedstaat, der eine Steuerbefreiung und 
eine degressive Steuerermäßigung auwendet, legt 
dafür innerhalb des Gemeinschaftsrahmens die Vor- 
aussetzung und Grenzen nach eigenem Ermessen 
fest. Er legt also insbesondere fest 

— ob Steuerbefreiung und degressive Steuerer- 
mäßigung das nach der Richtlinie höchstzulässige 
Niveau erreichen oder darunter bleiben; 

— ob diese nationalen Höchstgrenzen auf die Um- 
satzhöhe oder aber auf die Wertschöpfung abge- 


stellt werden, wobei selbstverständlich das letzt- 
genannte Kriterium mit dem gemeinschaftlichen 
Kriterium, nämlich der Höchstgrenze des Umsat- 
zes, Steuer nicht einbegriffen, in Einklang stehen 
muß; 

— ob Steuerbefreiung und degressive Steuerermäßi- 
gung für Dienstleistende und Erzeuger bzw. 
Händler von gleicher oder unterschiedlicher 
Höhe sein sollen, wobei möglicherweise sogar 
nach Tätigkeitsarten differenziert wird; 

— den maßgeblichen Zeitraum, in dem der Steuer- 
pflichtige die Voraussetzungen für die Erlangung 
der Steuerbefreiung erfüllt haben muß. 

Mit der Steuerbefreiung und der degressiven Steuer- 
ermäßigung lassen sich in gewissem Umfange die 
Schwierigkeiten beheben, denen oftmals die Kleinst- 
unternehmen bei der Mehrwertsteueranwendüng 
ausgesetzt sind, überdies läßt sich damit die Ver- 
waltungsarbeit der Steuerbehörden vereinfachen. 
Dennoch kann im Rahmen einer allgemeinen Ver- 
brauchsteuer, wie es die Mehrwertsteuer ist, ein 
System der Steuerbefreiung und degressiven Steuer- 
ermäßigung nicht als normal angesehen werden. 
Andererseits kann das Nebeneinander von einzel- 
nen nationalen Sonderregelungen ein Hindernis für 
die Beseitigung der Steuergrenzen bilden. Dies ist 
hauptsächlich der Grund dafür, daß die hier vorge- 
sehene Regelung den Charakter einer Übergangs- 
regelung hat. 

Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b besagt, daß jeder 
Mitgliedstaat für die Steuerfestsetzung und -erhe- 
bung vereinfachte Methoden vorschreiben kann, 
deren Auswirkungen jedoch nicht zu einer Steuer- 
ermäßgung führen dürfen. Unter dieser Vorausset- 
zung ist es dem einzelnen Mitgliedstaat überlassen, 
entsprechend den nationalen Vorstellungen und 
Möglichkeiten die Modalitäten für diese vereinfach- 
ten Regelungen festzulegen. 

In Absatz 2 des Artikels 25 ist geregelt, welcher 
Umsatz für die Steuerbefreiung und die decfressive 
Steuerermäßigung zugrunde zu legen ist. Außer An- 
satz bleiben die mehr oder minder nur gelegentlich 
anfallenden Umsätze, durch die das Umsatzvolumen 
von einem Jahr zum andern künstlich aufgebläht 
wird. Unberücksichtigt bleiben ebenfalls die Um- 
sätze, die wie die Forderungsabtretungen kein wirk- 
lichkeitsgetreues Bild von der Größe des Unterneh- 
mens geben. Gemäß Absatz 3 des Artikels 25 wer- 
den im übrigen alle diese Umsätze von der für 
Kleinunternehmen geltenden Steuerbefreiung oder 
degressiven Steuerermäßigung ausgeschlossen. Sie 
fallen somit unter die auf sie anwendbaren Besteue- 
rungs- oder Steuerbefreiungsvorschriften. 

Bei der Berechnung des zugrunde zu legenden Um- 
satzes bleibt die darauf entfallende Steuer außer 
Ansatz. Es bleibt den Mitgliedstaaten überlassen, 
einen Schlüssel festzulegen, mit dem eine Umrech- 
nung vom Umsatz einschließlich Steuer auf Umsatz, 
Steuer nicht einbegriffen, vorgenommen werden 
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kann, damit die möglidierweise unter die Steuer- 
befreiung fallenden Steuerpflichtigen - nur für sie 
ergibt sich dieses Problem - ohne Schwierigkeit 
feststellen können, ob ihr Umsatz unter der für die 
Steuerbefreiung maßgeblichen Höchstgrenze bleibt. 

Laut Artikel 25 Absatz 4 können Steuerpflichtige, 
die in den Genuß der Steuerbefreiung kommen, 
für die normale Mehrwertsteuerregelung optieren 
und gegebenenfalls in den Genuß der degressiven 
Steuerermäßigung gelangen. Dazu stellen die betref- 
fenden Mitgliedstaaten die Optanten mit Steuer- 
pflichtigen gleich, auf die die niedrigste Stufe der 
degressiven Steuerermäßigung Anwendung findet. 

Zu Artikel 26: Gebrauchtgegenstände 

Bei Anwendung der normalen Besteuerungsregeln 
sind die von einem Steuerpflichtigen im Inland 
gegen Entgelt ausgeführten Lieferungen von - neuen 
oder gebrauchten - Gegenständen mit der Mehr- 
wertsteuer belastet, und zwar im Verhältnis zu 
ihrem Preis. In Ermangelung einer Sonderbestim- 
mung würde sich daraus ergeben, daß ein aus der 
Endstufe des Verbrauchs stammender Gegenstand, 
der erneut in den Wirtschaftskreislauf gelangt, in 
voller Höhe wiederum mit der Mehrwertsteuer 
belastet würde, was sich aber vermeiden ließe, wenn 
der Endverbraucher, der Gebrauchtgegenstände zu 
veräußern wünscht, sich unmittelbar an einen ande- 
ren Endverbraucher wenden würde. 

Zur Abschwächung der Kumulierungswirkung einer 
derartigen erneuten Besteuerung, die einen Anreiz 
zur Ausschaltung der normalen Handelsstufen bil- 
det, erschien es zweckmäßig, den Steuerpflichtigen, 
die derartige Gegenstände unversteuert zum 
Zwecke des Wiederverkaufs erworben haben, das 
Recht auf Abzug eines bestimmten Betrages einzu- 
räumen, der die Vorsteuer verkörpern soll. Diese 
Sonderregelung muß jedoch auf solche Gebraucht- 
gegenstände beschränkt werden, bei denen die An- 
wendung der normalen Regelung mit einem zu star- 
ken Risiko einer derartigen Ausschaltung von Han- 
delsstufen behaftet ist. 

Dieser fiktive Vor Steuerabzug ist auf der Grund- 
lage des Einkaufspreises des Gegenstandes unter 
Anwendung des beim Erwerb geltenden Steuer- 
satzes zu berechnen. 

Dieses Verfahren des Abzugs der Vorsteuerbela- 
stung wurde deshalb gewählt, weil es den Vorzug 
bietet, die Gewinnspanne des Verkäufers nicht in 
Erscheinung treten zu lassen und die Ausfuhr des 
Gebrauchtgegenstandes ohne Steuerbelastung zu er- 
möglichen. 

Wegen der damit verbundenen Möglichkeiten zur 
Steuerhinterziehung sind für die Anwendung die- 
ser Ausnahmeregelung jedoch bestimmte Sicher- 
heitsvorkehrungen vorgesehen, und die Mitglied- 
staaten können sie von der Erfüllung besonderer 
Auflagen abhängig machen. 


Zu Artikel 27; Pauschalregelung für landwirtschaft- 
liche Erzeuger 

Absatz 1: 

Die gemeinsame Pauschalregelung für landwirt- 
schaftliche Erzeuger ist nur eine technische und prak- 
tische Steueranwendungsmodalität, mit der den 
landwirtschaftlichen Erzeugern ein pauschaler Aus- 
gleich für die abziehbare Vprsteuer zukommen soll, 
die die von ihnen bezogenen Gegenstände und 
Dienstleistungen belastet. 

Um die gleichmäßige Erhebung der eigenen Einnah- 
men sicherzustellen und Wettbewerbsverzerrungen 
aufgrund der Mehrwertsteueranwendung in den 
einzelnen Mitgliedstaaten zu vermeiden, darf die 
gemeinsame Pauschalregelung für die Gesamtheit 
der unter diese Regelung fallenden landwirtschaft- 
lichen Erzeuger in den Mitgliedstaaten, die die Pau- 
schalregelung an wenden, nicht mit finanziellen Vor- 
oder Nachteilen verbunden sein. 

Absatz 2: 

Erster und zweiter Gedankenstrich; „landwirtschaft^ 
lieber Erzeuger" - „landwirtschaftlicher, forstwirt- 
schaftlicher oder Fischereibetrieb" 

Da eine gemeinsame Pauschalregelung speziell für 
die landwirtschaftlichen Erzeuger vorgesehen ist, 
erscheint es erforderlich, daß die Mitgliedstaaten für 
steuerliche Zwecke den Begriff des landwirtschaft- 
lichen Erzeugers auf Gemeinschaftsebene einheitlich 
definieren. Die Tätigkeiten, die einem Steuerpflich- 
tigen die Eigenschaft eines „landwirtschaftlichen 
Erzeugers" verleihen können, sind in der Liste in 
Anhang A auf geführt, bei deren Aufstellung von 
der „Classification iiltemationale type, par indu- 
strie, de toutes les branches d'aetivite economique" 
des Statistischen Büros der Vereinten Nationen^) 
ausgegangen wurde. Es wäre selbstverständlich 
wünschenswert gewesen, die Begriffe „landwirt- 
schaftlicher, forstwirtschaftlicher oder Fischereibe- 
trieb" einheitlich zu präzisieren; da jedoch im Rah- 
men der normalen Mehrwertsteuerregelung auf eine 
gemeinsame Begiiffsbestimmung „Unternehmen" 
überhaupt verzichtet wurde, wäre es äußerst schwie- 
rig, wenn nicht unmöglich, die speziellen Begriffe 
des landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen oder 
fischereiwirtschaftlichen Betriebs oder Unterneh- 
mens gemeinschaftlich zu definieren. Es obliegt folg- 
lich den Mitgliedstaaten, diese Begriffe in ihren 
Rechtsvorschriften zu bestimmen. 

Vierter Und fünfter Gedankenstrich: „landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse" - „landwirtschaftliche Dienstlei- 
stungen" 

Mit der gemeinsamen Pauschalregelung wird be- 
zweckt, dem dieser Regelung unterliegenden Land- 


4) Etudes statistiques, Serie M, no. 4, Rev. 1, New York 
1958 
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Wirt den pauschalen Ausgleich seiner Mehrwert- 
steuer-Vorbelastung zu geben, und zwar anläßlich 
der von , diesem Landwirt bewirkten Lieferungen 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und landwirtschaft- 
licher Dienstleistungen. 

Es versteht sich von selbst, daß die Anwendung die- 
ser Regelung ^ was die Erhebung der eigenen Ein- 
nahmen und die Wettbewerbsbedingungen zwischen 
den Landwirten der einzelnen Mitgliedstaaten anbe- 
langt - nicht die gleichen Auswirkungen hätte, wenn 
die Pauschallandwirte eines dieser Länder den pau- 
schalen Ausgleich bei Warenlieferungen und Dienst- 
leistungen erhielten, für die den Pauschallandwirten 
der anderen Länder kein solcher Ausgleichsanspruch 
zusteht. Der beste Weg, eine solche unterschied- 
liche Behandlung der Pauschallandwirte zu vermei- 
den, ist die Aufstellung gemeinsamer Listen der 
Gegenstände und Dienstleistungen, für die die pau- 
schale Ausgleichszahlung erfolgt. 

/ 

Wegen der technischen Schwierigkeiten, die cier 
Aufstellung einer erschöpfenden Liste der Erzeug- 
nisse der europäischen Landwirtschaftsbetriebe ent- 
gegenstehen, wurde jedoch auf eine derartige Liste 
verzichtet zugunsten einer Aufzählung der erfor- 
derlichen Kriterien für eine gemeinsame Begriffs- 
bestimmung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, 
die für die hier verfolgten steuerlichen Ziele brauch- 
bar ist. 

Die in Absatz 2 vierter Gedankenstrich gegebene 
Definition „landwirtschaftliche Erzeugnisse" besei- 
tigt zwar nicht gänzlich die Gefahr gewisser Aus- 
legimgsunterschiede insbesondere hinsichtlich der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse aus einer Be- oder 
Verarbeitung im Sinne von Anhang A Ziffer V j sie 
ermöglicht es aber, alle nichtlandwirtschaftlichen 
Erzeugnisse, die von einem Landwirt geliefert wer- 
den können, vom Anwendungsbereich der gemein- 
samen Pauschalregelung auszuschließen. 

Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Dienstleistun- 
gen ist die in Anhang B aufgeführte Liste unentbehr- 
lich, weil es sich als unmöglich erweist, für die Ab- 
grenzung des Einsatzes der eigenen Arbeitskraft 
des Landwirts und der normalen Ausrüstung seines 
landwirtschaftlichen Betriebes für landwirtschaft 
liehe Zwecke einerseits imd für nichtlandwirtschaft- 
liche Zwecke andererseits, einfache und klare Kri- 
terien einheitlich festzulegen. 

\ 

Sechster Gedankenstrich: „Mehrwerts teuer- Vorbe- 
lastung" 

Nach der gemeinsamen Pauschalregelung soll einzig 
und allein die Mehrwertsteuerbelastung ausgegli- 
chen werden, die auf den Gegenständen und Dienst- 
leistungen ruht, die die Pauschallandwirte für 
Zwecke land-, forst- oder fischereiwirtschaftlicher 
Erzeugertätigkeiten bezogen haben. Bei der Berech- 
nung dieser Mehrwertsteuer-Vorbelastung dürfen 
also nur diejenigen Steuerbeträge berücksichtigt 


werden, die bei einem Landwirt, der der in dieser 
Richtlinie vorgesehenen normalen Abzugsregelung 
unterliegt, abziehbar wären. 

Angesichts der Tatsache, daß die Mehrwertsteuer- 
Vorbelastung der Gesamtheit aller forstwirtschaft- 
lichen Betriebe geringer als die der Gesamtheit 
aller Landwirtschaftsbetriebe ist, wie dies in den 
bereits eine landwirtschaftlche Pauschalregelung an- 
wendenden Mitgliedstaaten festgestellt wurde, er- 
schien es zweckmäßig, bei der gemeinsamen Pau- 
schalregelung vorzusehen, daß für jeden einzelnen 
Mitgliedstaat die Mehrwertsteuer-Vorbelastung für 
die Gesamtheit aller landwirtschaftlichen und Fische- 
reibetriebe einerseits und für die Gesamtheit aller 
forstwirtschaftlichen Betriebe andererseits festge- 
stellt wird, 

Absatz 3: 

Das hier festgelegte Verfahren zur Berechnung und 
Festsetzung der Höhe der Mehr wertst euer- Vor- 
belastung in jedem einzelnen Mitgliedstaat be- 
zweckt vor allem, sicherzustellen, daß die in Anhang 
C dargestellte gemeinsame Berechnungsmethode für 
alle Länder, die die gemeinsame Pauschalregelung 
anwenden, einheitlich angewandt wird. Deshalb ist 
vorgesehen, daß die Kommission die im Rahmen der 
gemeinsamen Berechnungsmethode erforderlichen 
Berechnungen für die Festsetzung der Höhe der 
Mehrwerts teuer- Vorbelastungen in den einzelnen 
Mitgliedstaaten imter Zugrimdelegung der makro- 
ökonomischen Daten durchführt, die von diesen Län- 
dern für diesen Zweck beschafft werden müssen. Die 
so erlangten Berechnungsergebnisse über die Höhe 
der Mehrwertsteuer-Vorbelastungen sind nach dem 
in Artikel 31 vorgesehenen Verfahren dem Aus- 
schuß für Mehrwertsteuer vorzulegen. 

Die alle drei Jahre vorzunehmenden Neuberech- 
nungen ermöglichen es, gegensätzliche Forderungen 
aufeinander abzustimmen, der Entwicklung der tat- 
sächlichen Verhältnisse Rechnung zu tragen und all- 
zu häufige Änderungen der nationalen Rechtsvor- 
schriften zu vermeiden. 

Absätze 4 und 5: 

Die gemäß Absatz 3 berechnete und festgesetzte 
Höhe der Mehrwerts teuer- Vorbelastungen muß 
grundsätzlich die Höchstgrenze sein, innerhalb der 
die Mitgliedstaaten die Pauschalausgleich-Prozent- 
sätze, die sie auf ihrem steuerlichen Hoheitsgebiet 
anwenden wollen, festsetzen können. 

Es muß indes dem Umstand Rechnung getragen wer- 
den, daß nach der hier festgelegten gemeinsamen 
Berechnungsmethode die Berechnung der Mehrwert- 
steuer-Vorbelastung den Input und Output der Land- 
wirtschaft insgesamt erfaßt. Da nun aber gegenwär- 
tig in bestimmten Mitgliedstaaten eine zunehmende 
Zahl von landwirtschaftlichen Erzeugern, denen die 
nationale Pauschalregelung als unzureichend für 
den Ausgleich ihrer Mehrwertsteuer- Vorbelastung 
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ersdieint, für die Anwendung der normalen Besteue- 
rung optieren, um den sofortigen vollständigen Vpr- 
steuerabzug vornehmen zu können, steht zu erwar- 
ten, daß die Zahl der für die normale Besteuerung 
optierenden Landwirte bei Inkrafttreten der gemein- 
samen Pausdialregelung noch zunehmen wird. 

Wenn einerseits die Berechmmg der Mehrwert- 
steuer-Vorbelastung sich auf die Gesamtheit aller 
Landwirte bezieht und andererseits' eine beträcht- 
liche Anzahl von Landwirten, die eine überdurch- 
schnittliche Mehrwertsteuer-Vorbelastung haben, 
für die Anwendung der normalen Besteuerung optie- 
ren, so ergibt sich daraus, daß die so berechnete 
Mehrwertsteuer-Vorbelastimg höher sein wird als 
die lediglich auf die Pauschallandwirte entfallende 
Vorbelastung. 

Um den Pauschallandwirten nicht einen über ihre 
Mehrwertsteuer- Vorbelastung hinausgehenden Aus- 
gleich zu gewähren, ist daher vorgesehen, daß die 
Pauschalausgleich-Prozentsätze zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Richtlinie 90 v. H. der gemäß 
Absatz 3 festgesetzten Höhe der Mehrwertsteuer- 
Vorbelastung nicht übersteigen dürfen. 

Da in den Jahren nach Inkrafttreten dieser Richt- 
linie sich die Zahl der der normalen Besteuenmg 
imterli egenden Landwirte mehr und mehr vergrö- 
ßern wird, erschien es ferner nicht nur aus steuer- 
lichen Gründen, sondern auch in Anbetracht der 
Modernisierung der Agrarstrukturen in der Gemein- 
schaft zweckmäßig, vorzuschreiben, daß gemäß Ab- 
satz 5 die maximalen Pauschalausgleich-Prozent- 
sätze späterhin zu senken sind. 

Absatz 6: 

Die gemeinsame Pauschalregelung soll den land- 
wirtschaftlichen Erzeugern, die unter diese Rege- 
lung fallen, den pauschalen Ausgleich ihrer Mehr- 
wertsteuer-Vorbelastung gewährleisten imd sie zu- 
gleich von den Verpflichtigungen zur Buchführung, 
Rechnungsausstellung, Steuererklärung und Steuer- 
entrichtung, die den übrigen Steuerpflichtigen ob- 
liegen, freisteilen. 

Da es jedoch eines der von der Kommission ver- 
folgten Ziele ist, daß der größte Teil der europäi- 
schen Landwirte allmählich zur normalen Mehrwert- 
steuerregelung übergeht, wäre es widersinnig, die 
Mitgliedstaaten, die dies wollen, daran zu hindern, 
ihren Pauschallandwirten die Erfüllung bestimmter 
in Artikel 23 genannter Pflichten aufzuerlegen. Der- 
artige Vorschriften, die sich auf das Funktionieren 
der gemeinsamen Pauschalregelung gar nicht aus- 
wirken, können nämlich die Option der Pauschal- 
landwirte für die Anwendung des normalen Be- 
steuerungsverfahrens nur erleichtern. Den Mitglied- 
staaten wird es daher freigestellt, nicht aber vorge- 
schrieben, die Pauschallandwirte von den für die 
übrigen Mehrwertsteuerpflichtigen geltenden Pflich- 
ten zu entbinden. 


Absätze 7 , 8 und 9: 

Die in diesen Absätzen genanten wichtigsten Moda- 
litäten der gemeinsamen Pauschalregelung lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 

— Die Pauschallandwirte haben Anspruch auf Erlan- 
gung des Ausgleichs ihrer Mehrwertsteuer-Vor- 
belastung nach Maßgabe der von ihnen bewirk- 
ten Lieferungen landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
und landwirtschaftlichen Dienstleistungen; der 
Ausgleich bemißt sich in der Weise, daß auf den 
Preis ohne Steuer dieser Lieferungen und Dienst- 
leistungen der hierfür festgesetzte Pauschalpro- 
zentsatz angewendet wird; 

— ist Abnehmer bzw. Empfänger der vom Pauschal- 
landwirt bewirkten Lieferungen bzw. Dienstlei- 
stungen ein Mehrwertsteuerpflichtiger, der nicht 
Pauschallandwirt ist, so kann die Zahlung des 

^ Pauschalprozentsatzes je nach dem von den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten gewählten System ent- 
weder durch den steuerpflichtigen Abnehmer 
bzw. Leistungsempfänger oder durch den Fiskus 
erfolgen-, 

— ist Abnehmer bzw. Empfänger dieser Lieferun- 
gen bzw. Dienstleistungen ein anderer Pauschal- 
landwirt oder eine Person, die nicht Mehrwert- 
steuerpflichtiger ist, so kann die Zahlung des 
Pauschalprozentsatzes nur durch diesen Abneh- 
mer oder Leistungsempfänger erfolgen. 

Hierzu ist allerdings zu bemerken, daß im letztge- 
nannten Falle der Pauschallandwirt auf seinen 
Verkaufspreis effektiv nur dann den Betrag des 
Pauschalprozentsatzes wird aufschlagen können, 
wenn die Marktlage dies erlaubt. 

Absatz 10: 

Nach dieser gemeinschaftlichen Vorschrift wird die 
Pflicht zur Erfüllung bestimmter Förmlichkeiten, die 
für die Steuerüberwachimg erforderlidh sind und 
normalerweise dem steuerpflichtigen Lieferer oder 
Leistungserbringer obliegen, vom Pauschallandwirt 
auf den Abnehmer oder Leistungsempfänger ver- 
lagert; zugleich wird damit das technische Funktio- 
nieren der beiden gemäß Absatz 8 den Mitglied- 
staaten wahlweise frei ge stellten Lösungen sicher- 
gestellt, wenn es sich um Umsätze handelt, die ein 
Pauschallandwirt an einen Steuerpflichtigen, der 
kein Pauschallandwirt ist, bewirkt. 

Bei jeder dieser beiden Lösungen - Zahlungen des 
Pauschalprozentsatzes entweder durch den steuer- 
pflichtigen Abnehmer bzw. Leistimgsempfänger oder 
durch den Fiskus - müssen nämlich die nationalen 
Steuerbehörden in der Lage sein, entweder die vom 
steuerpflichtigen Abnehmer bzw. Leistungsempfän- 
ger in Abzug gebrachten Beträge oder die Beträge, 
die der Pauschallandwirt vom Fiskus verlangt, nach- 
zuprüfen. 
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Absatz 11: 

Die gemeinsame Pauschalregelung soll den ihr 
unterliegenden Landwirten die Erstattung ihrer 
Mehrwertsteuer-Vorbelastung gewährleisten. Diese 
Vorbelastung wird nach der gemeinsamen Berech- 
nungsmethode ermittelt und bezieht sich auf sämt- 
liche Lieferungen landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
und auf sämtliche landwirtschaftlichen Dienstlei- 
stungen. 

Sinn und Zweck der gemeinsamen Pauschalregelung 
erfordern also vorzuschreiben, daß die Pauschalland- 
wirte für die von ihnen bewirkten Lieferungen nicht- 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und Dienstleistun- 
gen nichtlandwirtschaftlicher Art keinen Anspruch 
auf Zahlung des Pauschalprozentsatzes haben. 
Andernfalls könnte die Gesamtheit aller Paüschal- 
landwirte einen überhöhten Ausgleich ihrer Mehr- 
wertsteuer-Vorbelastung erlangen, was einer wirt- 
schaftlichen Beihilfe gleichkäme, in deren Genuß 
die übrigen, der normalen Mehrwertsteuerregelung 
unterworfenen Landwirte nicht gelangten. 

Hinsichtlich der von Pauschallandwirten bewirkten 
Ausfuhren ergibt sich die Notwendigkeit, hierfür 
den Anspruch auf Zahlung des Pauschalprozentsat- 
zes zu versagen, aufgrund von Artikel 1 letzter 
Absatz der ersten „Mehrwertsteuer-Richtlinie", wo- 
nach ab Inkrafttreten des gemeinsamen Mehrwert- 
steuersystems kein Mitgliedstaat bezüglich der Um- 
satzsteuer im Handelsverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten bei der Einfuhr bzw, Ausfuhr pauschale 
Ausgleichsmaßnahmen aufrecht erhalten oder ein- 
führen darf. 

Absätze 12 und 13: 

Zur Wahrung des eigentlichen Charakters der 
gemeinsamen Pauschalregelung als einer Regelung, 
die besonders auf die Erfordernisse der kleinen 
landwirtschaftlichen Erzeuger zugeschnitten ist, von 
denen angenommen wird, daß sie - zumindest vor- 
läufig - nicht zur vollständigen Anwendung der 
normalen Mehrwertsteuerregelung imstande sind, 
erschien es zweckmäßig, bestimmte zwingende Aus- 
schlüsse von dieser Regelung vorzusehen. 

Nach den in Absatz 12 hierfür genannten Kriterien 
sind samt und sonders diejenigen Umsätze von der 
Pauschalregelung ausgeschlossen, die auch dann, 
wenn sie von einem landwirtschaftlichen Erzeuger 
bewirkt werden, nicht als Umsätze aus einer typisch 
landwirtschaftlichen Tätigkeit angesehen werden 
können, nämlich: Lieferungen von landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen, die mit kommerziellen Metho- 
den bewirkt werden; Lieferungen von landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen, die mehr mit gewerb- 
lichen als landwirtschaftlichen Hilfsmitteln be- oder 
verarbeitet worden sind; Lieferungen von Erzeug- 
nissen, die der Landwirt zum Zwecke des Wieder- 
verkaufs erworben hat; Dienstleistungen, die regel- 
mäßig und/oder mit Hilfe einer Ausrüstung bewirkt 


werden, die als über den Bedarf, das Ausmaß und 
die Merkmale des betreffenden landwirtschaftlichen 
Betriebs hinausgehend angesehen werden kann. 

Bei derartigen Umsätzen tritt nämlich der Pauschal- 
landwirt in Wettbewerb mit Gewerbetreibenden, 
Händlern und Dienstleistungserbringem; folglich 
muß der Pauschallandwirt mit diesen Umsätzen der 
Normalregelung oder der Regelung für Kleinunter- 
nehmen unterliegen, während er hinsichtlich seiner 
landwirtschaftlichen Tätigkeit weiterhin unter die 
Pauschalregelung fällt. 

Gemäß Absatz 13 sind von der Pauschalregelung 
alle Landwirte ausgeschlossen, die aufgrund ihrer 
Tätigkeiten sowie wegen der Betriebsgröße und der 
Buchführungsmöglichkeiten ihres landwirtschaftli- 
chen Betriebs oder ihrer Organisation nicht als kleine 
Landwirte angesehen werden können, die nicht im- 
stande sind, die bei der normalen Mehrwertsteuer- 
regelung erforderlichen Förmlichkeiten oder die bei 
der vereinfachten Regelung gemäß Artikel 25 Ab- 
satz 1 Buchstabe b erleichterten Förmlichkeiten zu 
erfüllen. 

Absatz 16: 

Im Rahmen dieser Richtlinie muß die gemeinsame 
Pauschalregelung als eine Übergangsregelung be- 
trachtet werden. Wenn man nämlich bedenkt, daß 
diese Regelung insgesamt keine Subventions- oder 
Beihilfeelemente für die betreffenden Landwirte ent- 
hält und ferner berücksichtigt, daß die Agrarstruk- 
turen in der Gemeinschaft schrittweise modernisiert 
werden, läßt sich voraussehen, daß in den Jahren 
nach Inkrafttreten dieser Richtlinie Zahl und wirt- 
schaftliche Bedeutung der der normalen Mehrwert- 
steuerregelung unterliegenden Landwirte in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten zunehmen werden. Das Pro- 
blem der Anwendung einer Mehrwertsteuer-Sonder- 
regelung auf eine Kategorie, nämlich die der klei- 
nen Landwirte, die dann wahrscheinlich in der Ge- 
meinschaft insgesamt nach Anzahl und Umsatzgröße 
weit weniger bedeutend als heute sein wird, muß 
dann erneut durdidacht werden. 

Demnach muß die Kommission dem Rat neue Vor- 
schläge vorlegen, die auch den Fortschritten Rech- 
nung tragen, die in der Zwischenzeit auf dem Ge- 
biet der gemeinschaftlichen Steuerharmonisierung 
gemacht worden sind. 


Zu Artikel 28: Übergangsbestimmungen 

Um eine Erhebung der aus der Mehrwertsteuer 
stammenden eigenen Einnahmen der Gemeinschaft 
nach gleichen gemeinschaftlichen Kriterien zu 
gewährleisten, muß die Anwendung von Vorschrif- 
ten, die gegebenenfalls in den Mitgliedstaaten im 
Rahmen des Artikels 17 der zweiten Richtlinie vom 
11, April 1967 in Kraft gesetzt worden sind, unter- 
bleiben. 
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Aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen erscheint 
es jedoch nicht möglich, die Abschaffung des Null- 
Satzes innerhalb einer sehr kurzen Frist vorzuschrei- 
ben. Die Beibehaltung eines solchen Satzes unter 
den gleichen Voraussetzungen, wie sie in dem 
genannten Artikel festgelegt sind, muß allerdings 
ausdrücklich an die Bedingung geknüpft werden, 
daß dadurch die Ermittlung der eigenen Einnahmen 
der Gemeinschaften weder der Höhe nach noch in der 
Berechnungsweise beeinträchtigt wird. Deshalb ist 
vorgesehen, daß die betreffenden Mitgliedstaaten 
die Vorschriften erlassen müssen, die erforderlich 
sind, um von den Steuerpflichtigen die Erklärung 
über den tatsächlichen Betrag der einem Null-Satz 
unterliegenden Umsätze zu erlangen, wobei die Vor- 
schriften des Artikels 22 über die Feststellung der 
Steuerschuld und des Artikels 23 Absatz 4 über die 
Pflichten der Steuerpflichtigen entsprechend ange- 
wendet werden. 


Zu Abschnitt XVIT: Ausschuß für Mehrwertsteuer 
(Artikel 29 bis 31) 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag enthält eine 
große Zahl von allgemeinen Grundsätzen und Vor- 
schriften, die einheitlich anzuwenden sind. Jedoch 
bleiben die einzelnen Mitgliedstaaten für deren An- 
wendungsmodalitäten zuständig. Im Zuge der Durch- 
führung dieser Richtlinie kann es sich indessen als 
notwendig erweisen, einige dieser Anwendungsmo- 
dalitäten aufeinander abzustimmen oder sogar zu 
vereinheitlichen, um nicht allein neutrale Wett- 
bewerbsverhältnisse zwischen den Mitgliedstaaten 
herzustellen und den freien Waren- und Dienstlei- 
stungsverkehr zwischen ihnen zu erleichtern, 
sondern vor allem, um eine ausgewogene und ge- 
rechte Erhebung der aus der Mehrwertsteuer stam- 
menden eigenen Einnahmen zu gewährleisten. 

Es kann der Fall eintreten, daß bestimmte Durch- 
führungsmaßnahmen mit besonderer Dringlichkeit 
getroffen werden müssen. Dies wäre jedoch nicht 
möglich, wenn hierfür das normale Verfahren des Er- 
lasses einer Richtlinie angewandt würde. Im übrigen 
weisen diese Maßnahmen nur rein technischen Cha- 
rakter auf, so daß für sie normalerweise nicht das 
Gesetzgebungsverfahren, sondern der Verordnungs- 
weg eingeschlagen wird. Folglich ist es angebracht, 
für den Erlaß dieser Durchführungsmaßnahmen ein 
vereinfachtes und beschleunigtes Gemeinschaftsver- 
fahren vorzusehen und dazu einen Ausschuß für 
Mehrwertsteuer einzusetzen. 

Die Rolle des Ausschusses für Mehrwertsteuer ist 
die eines „Regelungs- Ausschusses", wobei zu beach- 
ten ist, daß die entweder von der Kommission oder 
vom Rat zu erlassenden Durchführungsmaßnahmen 


in keiner Weise von den Grundsätzen abweichen 
dürfen, die durch die vom Rat auf dem Gebiet der 
Mehrwertsteuer erlassenen Rechtsakte aufgestellt 
wurden. 

Die geplanten Bestimmungen werden, wenn der 
Ausschuß hierzu befürwortend Stellung genommen 
hat, von der Kommission, anderenfalls vom Rat, und, 
wenn der Rat keinen Beschluß faßt, von der Kom- 
mission erlassen. 

Dieser Ausschuß fungiert außerdem als beratender 
Ausschuß. In dieser Funktion kann er jede Frage 
prüfen, die sich auf die Durchführung eines die 
Mehrwertsteuer betreffenden Rechtsaktes der Ge- 
meinschaften bezieht. 


Zu Anhang C 

1. Ziel dieser Berechnungsmethode ist es, die Mehr- 
wertsteuer-Vorbelastung pro Geldeinheit des in 
Anhang C des Richtlinienvorschlags unter Num- 
mer 1 genannten Produktionswertes zu ermit- 
teln, und zwar für die modifizierten Produktions- 
bereiche „Erzeugnisse der Landwirtschaft und 
Jagd" einerseits und „Rohholz" andererseits. 

2. Die Modifikation besteht darin, die Endproduk- 
tion (Output) als zentrale Größe der existierenden 
Land- und Forstwirtschaftlichen Gesamtrechnung 
des SAEG zu ergänzen um die in der Landwirt- 
schaft weiterverarbeiteten landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse, und die Vorleistungen (Input) sowie 
Bruttoanlageinvestitionen, die zusätzlich für die 
Erstellung der modifizierten Endproduktion er- 
forderlich sind, den entsprechenden Angaben 
nach dem bisherigen Meßkonzept für Produk- 
tionsbereiche hinzuzufügen. 

Aus praktisch-statistischen Gründen ist es erfor- 
derlich, im Rahmen der gemeinsamen Berech- 
nungsmethode von der obengenannten ergänzten 
Endproduktion und den entsprechend erhöhten 
Vorleistungen sowie Bruttoanlageinvestitionen 
auszugehen. 

3. Zur Berechnung der vorstehend in Nummer 1 ge- 
nannten Verhältniszahlen sind die Produktions- 
werte um die auf ihnen lastende Mehrwertsteuer 
zu bereinigen; weiter ist die auf den Vorleistun- 
gen sowie den Bruttoanlageinvestitionen ruhen- 
de Mehrwertsteuer zu isolieren. 

4. Die Mehrwertsteuer-Vorbelastungen ergeben sich 
dann als Verhältniszahlen; In ihrem Zähler steht 
jeweils die auf den Vorleistungen sowie auf den 
Bruttoanlageinvestitionen lastende Mehrwert- 
steuer. Den Nenner bilden die jeweiligen Pro- 
duktionswerte (Outputs) ausschließlich Mehr- 
wertsteuer. 
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